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Mehmet Turgut wurde 1979 in der 
Türkei geboren. Er wuchs in dem 
kleinen Gebirgsdorf Kayalık auf, wo 
Zaza gesprochen wird, eine Spra-
che, die nur zwei bis drei Millionen 
Menschen vor allem in Ostanatolien 
sprechen. Kalte Winter beherrsch-
ten das Land und der Schnee lag 
dann meterhoch. Die Menschen 
verdienten sich mit Ackerbau und 
Viehzucht nur das Nötigste zum 
Leben. Der Vater von Mehmet Tur-
gut arbeitete in den 1980er Jahren 
drei Jahre lang in Westdeutsch-
land, kehrte dann aber nach Kayalık 
zurück. Für Jugendliche gab es in 
dem Ort kaum Perspektiven. Im Al-
ter von 15 Jahren verließ Mehmet 
Turgut deshalb die Türkei in Rich-
tung Deutschland. Zehn Jahre lang 
kämpfte er für ein Leben in Deutsch-
land, doch es gelang ihm nicht, ein 
dauerhaftes Bleiberecht zu erhal-
ten. Zwei Mal wurde er in die Tür-
kei abgeschoben. Sein Vater habe 
ihm immer wieder geraten, nicht 
nach Deutschland zu gehen, doch 
nach den Erinnerungen seines klei-
nen Bruders soll Mehmet entgeg-
net haben: „Vater, wovon sollen wir 
hier leben? Du versorgst uns, aber 
wir können nicht immer von deiner 
Arbeit leben“. Der Vater konnte ihn 
nicht halten. Doch auch 2003 droh-
te ihm wieder die Abschiebung aus 
Deutschland. Er bestritt seinen Le-
bensunterhalt mal als Erntehelfer, 
mal als Hilfskraft in Schnellimbis-
sen. „Er war der netteste Mensch, 
den ich je gekannt habe – immer 
sehr höflich, immer sehr freundlich“, 

sagte ein Freund aus Rostock über 
ihn. Auch die Nachbarn in der Türkei 
erinnerten sich an ihn: „Er war ein 
guter Mensch – ruhig und zurück-
haltend. Niemandem hat er je etwas 
getan“. Anfang 2004 ermöglichte 
ihm ein Bekannter in Deutschland, 
bei sich zu wohnen und in seinem 
Dönerimbiss in Rostock mitzuhel-
fen. So konnte der mittellose junge 
Mann über die Runden kommen. 
Bereits zu diesem Zeitpunkt plag-
ten Mehmet große Sorgen vor einer 
erneuten Verhaftung und Abschie-
bung. Er spielte mit dem Gedanken, 
eine Zukunft in Deutschland end-
gültig aufzugeben und zurück in die 
Türkei zu gehen.

Text: Birgit Mair1

1	 Erschienen in Zimmermann, Hannah; 
Klaus, Martina (Hg.): Vom Lernen und Ver-
lernen. Methodenhandbuch zur rassismus-
kritischen Aufarbeitung des NSU-Komplex. 
3. Auflage, Chemnitz 2025. Online abrufbar 
unter: offener-prozess.de/lernmaterialien/
biografien-der-opfer-des-nsu (Stand: 3.6.36)
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Statement von Mustafa Turgut, 
Bruder von Mehmet Turgut, vor 
dem NSU-Untersuchungsaus-
schuss Mecklenburg-Vorpom-
mern am 23. April 20212 

Vor mehr als 17 Jahren wurde mein 
Bruder von dem NSU getötet. Ein 
junger Mensch wurde auf einmal 
aus dem Leben gerissen, ohne ir-
gendetwas gemacht zu haben. Es 
war schrecklich, nicht zu wissen, 
weshalb unser Bruder getötet wur-
de. Wir haben uns jahrelang immer 
wieder die Frage gestellt: Warum?

Mein Bruder hat niemandem etwas 
angetan. Wir wurden von allen Sei-
ten bedrängt. Es kamen die Gerüch-
te auf. Meine Eltern mussten aus 
ihrem Dorf wegziehen. Es war für 
sie schrecklich, dass die Leute ge-
dacht haben, ihr Sohn muss etwas 
gemacht haben oder ihr Sohn sei 
kriminell. Die Leute sagten, keiner 
wird einfach so umgebracht.

2	 Turgut, Mustafa: „Wir wünschen uns 
umfassende Aufklärung. Wir wünschen uns, 
dass so etwas in Deutschland nie wieder 
passiert.“ www.nsu-watch.info/2021/04/
wir-wuenschen-uns-umfassende-aufklae-
rung-wir-wuenschen-uns-dass-so-etwas-in-
deutschland-nie-wieder-passiert-statement-
von-mustafa-turgut-vor-dem-nsu-untersu-
chungsausschuss-mecklenburg-vorpomm

Deswegen haben wir uns immer 
und immer wieder die Frage nach 
dem Warum gestellt.

Wir hatten jedoch keine Feinde. 
Unsere Familie hatte niemandem 
etwas angetan – weder in Deutsch-
land noch in der Türkei. Unsere Fa-
milie war eine angesehene Familie. 
Jeder mochte meine Eltern und 
meine Familie. Wir haben schon da-
mals gesagt – auch der Polizei: Wir 
haben keine Feinde, wir haben nie-
mandem etwas angetan, es müssen 
Nazis gewesen sein. Keiner glaubte 
uns jedoch.

Und jetzt kommt alles raus. Mein 
Bruder wurde von Nazis umge-
bracht, einfach so. Aber auch jetzt 
wissen wir nicht, warum ausgerech-
net unser Bruder. Auf diese Frage 
haben wir immer noch keine Ant-
wort. Mein Bruder und die anderen 
Opfer werden nicht wieder zurück-
kommen. Aber wir wünschen uns 
alle, dass wir unsere Antworten be-
kommen. Die Täter sollen bestraft 
werden und die Helfer sollen aus-
findig gemacht werden. Wir wün-
schen uns umfassende Aufklärung. 
Wir wünschen uns, dass so etwas in 
Deutschland nie wieder passiert.

„Es war schrecklich, nicht zu wissen, 
weshalb unser Bruder getötet wurde.“
Statement von Mustafa Turgut
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Der NSU-Prozess hat fünf Jahre ge-
dauert. Ich finde es gut, dass die Tä-
ter bestraft wurden. Aber ich muss 
leider auch sagen, dass viele Fragen 
offen geblieben sind. Immer noch 
sind wichtige Fragen nicht geklärt 
und wir haben immer noch nicht 
die wichtigen Antworten erhalten. 
Wir wissen immer noch nicht, wes-
halb gerade unser Bruder ermordet 
wurde.

Bedenken Sie bitte, dass der Tatort 
in Rostock von jemandem ausge-
sucht worden sein muss, der sich 

dort auskennt. Viele Tatorte waren 
so gelegen, dass sich nur Einheimi-
sche dort aufgehalten haben müs-
sen. Und leider wissen wir daher 
immer noch nicht, wie der NSU die 
Tatorte gewählt hat und ob sie Hilfe 
erhalten haben. Wir glauben, dass 
der NSU Helfer vor Ort hatte. Wir 
glauben, dass der NSU größer ist, 
als bisher angenommen wird. Und 
wir hoffen, dass wir endlich Antwor-
ten auf diese Fragen bekommen. 
Wir sind unseren Angehörigen die-
se Antworten schuldig. Und dafür 
werden wir alles tun.
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Am Vormittag des 25. Februar 2004 
hilft Mehmet Turgut, 25 Jahre alt, ei-
nem Freund in dessen Dönerimbiss 
in Rostock-Toitenwinkel aus. Zwi-
schen 10:10 Uhr und 10:20 Uhr betre-
ten Mitglieder des Nationalsozialisti-
schen Untergrunds, kurz: NSU, den 
noch geschlossenen Imbissstand, in 
dem Mehmet Turgut zu diesem Zeit-
punkt alleine ist, durch die seitliche 
Tür. Die Täter geben mit der Waffe 
Česká 83, die bereits bei den vier 
vorherigen rassistischen Morden 
des NSU zum Einsatz gekommen 
war, drei Schüsse auf Kopf, Hals und 
Nacken von Mehmet Turgut ab – 
eine Hinrichtung. Wenige Minuten 
später findet Imbissbetreiber Hay-
dar Ay. seinen sterbenden Freund. 
Die herbeigerufene Rettungsmedizi-
nerin und ihr Team versuchen über 
70 Minuten hinweg Mehmet Turgut 
zu reanimieren. Mehmet Turgut 
stirbt im Rettungswagen.

Mehmet Turgut war das einzige 
Mordopfer des NSU in einem ost-
deutschen Bundesland. Alle vorhe-
rigen und auch die fünf folgenden 
Morde fanden in Westdeutschland 
statt. Lediglich beim Mord an Meh-
met Turgut wich der NSU von die-
sem regionalen Muster ab. Warum?

Diese Frage hätte bereits ausrei-
chend Anlass gegeben, zügig nach 
der Selbstenttarnung des NSU am 

4. November 2011, einen Parlamen-
tarischen Untersuchungsausschuss 
im Landtag von Mecklenburg-Vor-
pommern einzusetzen. An Anläs-
sen, den NSU-Komplex und das 
Behördenhandeln mithilfe eines 
Untersuchungsausschusses auf-
zuarbeiten, hätte es jedoch auch 
sonst in Mecklenburg-Vorpommern 
nicht gemangelt. Auch hier blieben 
Ermittlungen in Richtung eines rech-
ten Motivs weitgehend aus, auch 
hier wurde stattdessen unter rassis-
tischen Vorzeichen gegen Betroffe-
ne und deren Umfeld ermittelt.

Für den NSU-Komplex spielt das 
nordostdeutsche Bundesland auch  
deshalb eine Rolle, weil dort seit 
Jahrzehnten eine große und in 
weiten Teilen gewaltaffine Neo-
nazi-Szene aktiv ist. Zudem steht 
das rassistische Pogrom in Rost-
ock-Lichtenhagen im Sommer 1992  
neben anderen Pogromen und 
Mordanschlägen – etwa in Hoy-
erswerda, Mölln und Solingen – 
geradezu emblematisch für eine 
massive und mörderische Welle 
rassistischer und rechter Gewalt in 
den 1990er-Jahren. „Rostock-Licht-
enhagen“ steht dabei auch für eine 
neonazistische Selbstermächtigung 
in diesen Jahren, war eine Art Fanal 
für eine ganze Generation von Neo-
nazis, darunter die Mitglieder des 
NSU. Die Neonazis erlebten Selbst-

Über diese Broschüre
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wirksamkeit und verstanden sich 
als Vollstrecker eines imaginierten 
‚Volkswillens‘ – immerhin wurde 
1993 in Folge der rassistischen Mo-
bilisierungen und einer bis tief in die 
sogenannte Mitte der Gesellschaft 
hinein vorherrschenden rassisti-
schen Grundstimmung sogar das 
im Grundgesetz verankerte Recht 
auf Asyl mit Zweidrittelmehrheit, 
darunter die Stimmen der opposi-
tionellen SPD, faktisch abgeschafft.

Der Landtag von Mecklenburg-Vor-
pommern, dessen repräsentativer 
Sitz das Schweriner Schloss ist, ent-
schied sich jedoch erst sehr spät, 
im April 2018, dazu, sich im Rahmen 
eines Untersuchungsausschusses 
mit dem NSU-Komplex zu beschäfti-
gen. Dieser erste Untersuchungsaus-
schuss, der noch ausschließlich den 
NSU-Komplex zum Thema hatte, tag-
te aber erst öffentlich, nachdem im 
Münchener NSU-Prozess bereits das 
Urteil gesprochen war. Etwa ein Jahr 
lang hatte zuvor ein sogenannter 
Unterausschuss getagt, der wenige 
öffentliche Anhörungen durchführte, 
aber nicht das Recht hatte, Zeug*in-
nen zu vernehmen oder Akten bei-
zuziehen. Es hatte Jahre zivilgesell-
schaftlichen Drucks und auch Drucks 
aus dem Parlament selbst gebraucht, 
bis der Untersuchungsausschuss er-
kämpft war. Mit Ausnahme von Ham-
burg – das bis heute keinen Untersu-
chungsausschuss eingesetzt hat und 
sich stattdessen mit einer wissen-
schaftlichen Kommission aus der Af-
färe zu ziehen versucht – hatte es in 

den anderen Tatortländern zu diesem 
Zeitpunkt bereits Untersuchungsaus-
schüsse gegeben.

Die Aufarbeitung des NSU-Komple-
xes ist von Parlamentarischen Un-
tersuchungsausschüssen geprägt 
– noch vor dem ersten NSU-Pro-
zess in München begannen Abge-
ordnete im Bundestag, in Thüringen 
und in Sachsen mit der Arbeit. Ins-
gesamt gab es bislang 15 NSU-Un-
tersuchungsausschüsse.

„NSU-Watch – Aufklären & Einmi-
schen“ hat sich immer wieder dazu 
entschieden, nicht nur Strafprozes-
se zum NSU und zu anderen rech-
ten, rassistischen und antisemiti-
schen Anschlägen, sondern auch 
Parlamentarische Untersuchungs-
ausschüsse zu diesen Themen zu 
beobachten und die Erkenntnisse 
aus diesen Ausschüssen sowie ei-
gene Recherchen und Analysen zu 
veröffentlichen. Meist ging es bei 
dieser Arbeit um den NSU-Komplex, 
aber zum Beispiel auch um den 
Mord an Walter Lübcke in Hessen 
im Juni 2019 oder um den soge-
nannten Neukölln-Komplex in Berlin.

Gerade bei den ersten Untersu-
chungsausschüssen zum NSU und 
im Vergleich zwischen diesen und 
dem Münchener NSU-Prozess3 fällt 

3	 Leseempfehlung: NSU-Watch: Aufklä-
ren und Einmischen. Der NSU-Komplex und 
der Münchener Prozess. Berlin 2023 (Ver-
brecher Verlag)
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auf: Das Urteil in München blieb weit 
hinter der Arbeit und den Ergebnis-
sen einiger Untersuchungsausschüs-
se zurück. Wo letztere beispielsweise 
den NSU eher als Netzwerk beschrie-
ben, konnte sich die Bundesanwalt-
schaft als Anklagebehörde vor dem 
Oberlandesgericht München mit ihrer 
falschen These vom NSU als isolier-
tem Trio mit kleinem Unterstützungs-
umfeld weitgehend durchsetzen. Die 
Ergebnisse der Untersuchungsaus-
schüsse zum NSU-Komplex werden 
heute immer weniger wahrgenom-
men. Für das, was bisher an Aufklä-
rung zum NSU-Komplex geleistet 
werden konnte, sind diese Ergebnis-
se aber zentral. Wer an Aufklärung 
interessiert ist, kann sie nicht einfach 
außer Acht lassen. Teile der Gesell-
schaft haben sich dieses Wissen an-
geeignet. Viele Initiativen, darunter 
NSU-Watch, verdanken wichtige Teile 
ihrer Analysen des NSU-Komplexes 
den Erkenntnissen aus Untersu-
chungsausschüssen. Institutioneller 
Rassismus, aber auch ganz konkre-
te persönliche Verantwortlichkeiten 
können so seit Jahren benannt wer-
den, und auch die Forderung nach 
der Abschaffung des Verfassungs-
schutzes findet hier ihre sachliche 
Grundlage.

Denn, wenn man die im Rahmen 
von Untersuchungsausschüssen 
zum NSU-Komplex geleistete Auf-
klärung ernst nimmt, müsste man 
zu anderen Schlussfolgerungen 
kommen: Mehr Verantwortliche 
müssten ihre Posten verlieren, die 

Struktur von Ermittlungsbehörden 
müsste grundlegend verändert 
werden, der Verfassungsschutz 
müsste abgeschafft werden. Statt-
dessen wurden selbst die – we-
sentlich zurückhaltenderen – von 
den Ausschüssen vorgeschlagenen 
Veränderungen nur teilweise umge-
setzt. Trotz der durchaus geleiste-
ten Aufklärung fehlt es bis heute an 
ernsthaften Konsequenzen in den 
Behörden.

Wir wollen durch die kritische Be-
gleitung der parlamentarischen 
Aufklärungsarbeit deren Wider-
sprüchlichkeit und die nicht einge-
lösten Versprechen benennen und 
öffentlich Kritik formulieren. Genau 
für dieses Vorgehen haben wir uns 
auch in Bezug auf die beiden Unter-
suchungsausschüsse in Mecklen-
burg-Vorpommern entschieden.

Der erste Untersuchungsausschuss 
fragte insbesondere nach dem 
Mord an Mehmet Turgut am 25. Fe-
bruar 2004 in Rostock, nach den 
Umständen des Mordes und nach 
den polizeilichen Ermittlungen. Über 
einen eng gefassten Blick auf den 
NSU-Komplex hinausgehend be-
schäftigte er sich auch mit den Ent-
stehungsbedingungen der Neona-
zi-Szene und damit auch möglicher 
NSU-Unterstützungsstrukturen in 
den 1990ern in Mecklenburg-Vor-
pommern.

Der inhaltlich direkt anschließende 
zweite Untersuchungsausschuss, 
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der im August 2022 das erste Mal 
öffentlich tagte, wandte sich dem 
NSU-Komplex in Mecklenburg-Vor-
pommern nach der Selbstenttar-
nung des NSU 2011 zu. Bis zum Mai 
2024 vernahmen die Abgeordneten 
Zeug*innen zum NSU-Komplex, be-
vor sich der Ausschuss anderen 
rechtsterroristischen und militan-
ten Netzwerken zuwandte. Obwohl 
längst noch kein Schlussstrich ge-
zogen werden kann und weiterhin 
sehr viele Fragen offen sind, förder-
ten die beiden Untersuchungsaus-
schüsse doch durchaus Neues zum 
NSU-Komplex zutage. Außerdem 
wurden durch die Ausschussarbeit 
einige Sachverhalte, die Betroffene 
und Antifaschist*innen bereits seit 
den 1990er-Jahren wussten und 
publiziert hatten, nun auch staatli-
cherseits festgestellt. Mit der Arbeit 
des Ausschusses zum NSU-Kom-
plex beschäftigt sich der erste Text 
dieser Broschüre.

Einen zusätzlichen Schwerpunkt 
legte der zweite Untersuchungs-
ausschuss auf die Kontinuität rech-
ten Terrors bis zum heutigen Tag 
und auf militante rechte Strukturen 
im Nordosten. Den größten Raum 
nahm hierbei das Thema Nordkreuz 
ein. Bei Nordkreuz handelt es sich 
um ein rechtes Umsturznetzwerk 
vor allem bestehend aus (ehemali-
gen) Soldaten und Polizisten. Seine 
Mitglieder bereiteten sich auf einen 
„Tag X“ vor. Mit „Tag X“ wird in der 
extremen Rechten der Tag bezeich-
net, an dem die staatliche Ordnung 

zusammenbricht. Oft will man die-
sen „Tag X“ auch aktiv herbeifüh-
ren. Für den in der Folge erwarteten 
Bürgerkrieg will man vorbereitet 
sein, um schließlich die Macht über-
nehmen und seine rassistischen 
und autoritären Vorstellungen um-
setzen zu können. Zu „Tag X“-Vor-
stellungen gehören fast immer auch 
Pläne für ‚Säuberungen‘ nach poli-
tischen und rassistischen Kriterien, 
also: umfangreiche Mordpläne. Das 
Anlegen von Feindeslisten ist fast 
schon Standard in solchen Kreisen. 
Bei Nordkreuz hatte man bereits 
über die Beschaffung von Leichen-
säcken und Löschkalk gesprochen. 
Die Existenz eines solchen Umsturz-
netzwerks, das bis weit in Behörden 
hineinreicht, blieb bei Nordkreuz 
aber ohne größere Konsequen-
zen. Nordkreuz-Mitglied Marko Gr. 
hatte direkt zu Beginn auch medial 
das Narrativ gesetzt, man habe als 
„Prepper“ doch bloß gewappnet 
sein wollen, um den „Tag X“ selbst 
gut zu überstehen. Damit war der 
Ton gesetzt, der leider auch die fol-
genden Ermittlungen, die juristische 
und anfangs auch die politische 
Aufarbeitung von Nordkreuz domi-
nierte. 

Der Ausschuss beschäftigte sich 
außerdem mit dem rassistischen 
Brandanschlag von Lübeck im Jahr 
1996, bei dem zehn Menschen er-
mordet wurden. Zwar liegt Lübeck 
in Schleswig-Holstein, allerdings 
stammen mehrere Tatverdächtige, 
die skandalöserweise nie ernsthaft 



12

verfolgt wurden, aus Mecklenburg. 
Stattdessen richteten sich die Er-
mittlungen einseitig gegen einen 
Bewohner der Unterkunft, der in 
zwei Strafprozessen freigespro-
chen wurde. Die rassistische Krimi-
nalisierung eines Betroffenen durch 
die Behörden stand in der kritischen 
Öffentlichkeit lange Zeit beispielhaft 
für den in Behörden zu findenden 
institutionellen Rassismus. Heute ist 
der Anschlag vielen Menschen kein 
Begriff mehr. Wir haben mit Holger 
Bachmann-Wulf über den Anschlag 
und die Suche nach der Wahrheit 
gesprochen. 

Zum Abschluss seiner Beweisauf-
nahme beschäftigte sich der zwei-
te Untersuchungsausschuss mit 
weiteren rechten Netzwerken aus 
Mecklenburg-Vorpommern oder mit 
Bezügen zu Mecklenburg-Vorpom-
mern: „Combat 18“, „Kameradschaft 
Süd“, „Oldschool Society“ und „Baltik 
Korps“. Im abschließenden Text die-
ser Broschüre geht es um diesen Teil 
der Beweisaufnahme und um einen 
Ausblick.

Hinweis: Soweit es sich um die 
Wiedergabe von Inhalten aus den 
öffentlichen Sitzungen der Unter-
suchungsausschüsse in Mecklen-
burg-Vorpommern, aus anderen 
Untersuchungsausschüssen zum 
NSU und aus dem Münchener NSU-
Prozess sowie dem Schweriner Pro-
zess gegen Marko Gr. geht, bezie-
hen wir uns auf unsere Mitschriften 
von den Sitzungen und unsere Be-
richterstattung, die ihr auf unserer 
Homepage findet.4 Andere Quellen 
findet ihr im Text in den Fußnoten.

Wir danken der Rosa Luxemburg 
Stiftung Mecklenburg-Vorpommern 
für die Unterstützung.

4	 www.nsu-watch.info, insbesondere: 
www.nsu-watch. info/category/untersu-
chungsausschuesse/mecklenburg-vor-
pommern
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Nach Jahren des Aussitzens rich-
tete der Landtag im Schweriner 
Schloss im April 2018 erstmalig ei-
nen Untersuchungsausschuss zum 
NSU-Komplex ein. Bis dahin war 
Mecklenburg-Vorpommern eines 
der beiden Tatortländer, die sich 
einer parlamentarischen Aufarbei-
tung der Terrorserie verweigert 
hatten – gemeinsam mit Hamburg, 
wo bis heute kein Untersuchungs-
ausschuss eingerichtet wurde. In 
Mecklenburg-Vorpommerns größ-
ter Stadt Rostock ermordete der 
NSU am 25. Februar 2004 Mehmet 
Turgut. Außerdem überfielen Uwe 
Mundlos und Uwe Böhnhardt in den 
Jahren 2006 und 2007 zweimal 
dieselbe Sparkasse in Stralsund in 
Vorpommern.

Das NSU-Kerntrio hatte schon vor 
seiner Zeit im Untergrund und ver-
mutlich auch, bevor man sich selbst 
als NSU bezeichnete, Kontakte in 
den Nordosten geknüpft, nahm 
wiederholt Kontakt dorthin auf und 
kehrte immer wieder an die Ostsee 
zurück – zum Morden, für Raub-
überfälle und zum Urlaubmachen. 
Trotzdem ließ ein Untersuchungs-
ausschuss auf sich warten.

Frühe Netzwerke und Urlaube

Freund*innen, „KameradInnen“ und 
Verwandte von Beate Zschäpe, 
Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos, 
dem NSU-Kerntrio, lebten in Ros-
tock, teilweise fußläufig oder sogar 
in Sichtweite des späteren Tatorts. 
Tante und Cousine von Böhnhardt 
lebten zum Beispiel in einem Plat-
tenbau in Toitenwinkel, jenem nord-
östlichen Stadtteil, in dem Mehmet 
Turgut ermordet wurde. Diese Ver-
wandten soll Böhnhardt nach deren 
Aussagen jedoch Jahre vor dem 
Abtauchen zuletzt gesehen haben. 
Deutlich schwerer für die spätere 
Aufklärungsarbeit der Behörden 
und des NSU-Prozesses hätten da-
gegen die Gesinnungskameraden 
wiegen müssen, die das Kerntrio 
Anfang der 1990er Jahre – also vor 
dem Abtauchen – auf einem Cam-
pingplatz in Krakow am See ken-
nenlernte. Aus den Urlaubsbekannt-
schaften wurden Freund*innen, die 
sich gegenseitig in Mecklenburg-
Vorpommern und Thüringen be-
suchten und mindestens zu einem 
gemeinsamen Urlaub nach Tsche-
chien aufbrachen. In einem Brief 
schwärmte Mundlos von einem 
billigen Waffenladen, den man in 

„Es müssen Nazis gewesen sein“
Der NSU-Komplex in Mecklenburg-Vorpommern
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Rostock entdeckt habe. Die Silves-
ternacht 1995/96 verbrachte das 
Kerntrio schließlich in einer Woh-
nung, die ein nahezu freies Sichtfeld 
auf den späteren Tatort, den damals 
bereits existierenden Dönerimbiss, 
zuließ. Wann und vor welchem 
Hintergrund das NSU-Kerntrio den 
Entschluss fasste, seine Mordserie 
2004 hier fortzusetzen, ist bis heute 
ungeklärt.

Die Mordserie des NSU begann mit 
dem Mord an Enver Şimşek im Jahr 
2000, es folgten die Morde an Ab-
durrahim Özüdoğru und Süleyman 
Taşköprü. Nach dem Mord an Habil 
Kılıç am 29. August 2001 in Mün-
chen unterbrach der NSU, soweit 
bekannt, zunächst seine Mordserie. 
2002 verschickte er den sogenann-
ten NSU-Brief – ein Unterstützungs-
schreiben, dem Geld beigelegt war 
– an Neonazi-Strukturen auch in 
Mecklenburg-Vorpommern. 2004 
setzte er seine Mordserie in Rostock 
fort und ermordete am 25. Februar 
Mehmet Turgut. Mecklenburg-Vor-
pommern ist das einzige ostdeut-
sche Bundesland, in dem der NSU 
mordete.

Am 7. November 2006 und erneut 
am 18. Januar 2007 überfiel der 
NSU eine Sparkasse in Stralsund. Es 
sind die einzigen bekannten Über-
fälle des NSU, die nicht in der Nähe 
der sächsischen Wohnorte des 
NSU-Kerntrios oder in Thüringen, 
seinem Herkunftsland, stattfanden. 
Der NSU erbeutete in Stralsund be-

sonders hohe Summen und nur 
dort gelang es, dieselbe Bankfiliale 
zweimal erfolgreich zu überfallen.

Auch im sogenannten Untergrund 
nutzte der NSU Mecklenburg-Vor-
pommern als sein Urlaubsland. Be-
reits 2000 hielt sich das Kerntrio 
laut Aussage von Unterstützer Hol-
ger Gerlach auf der Insel Usedom 
auf, es habe ihn dort empfangen 
und ihm einen Rundflug über die 
Insel spendiert. Im Jahr 2011 sollen 
Zschäpe, Böhnhardt und Mundlos 
vom 18. bis zum 22. Mai auf Rügen 
gewesen sein. Für das Folgejahr 
2012 lag zudem eine Reservierung 
für einen Campingplatz auf Rügen 
vor. Selbst diese Fakten, die relativ 
schnell nach der Selbstenttarnung 
des NSU im November 2011 ermittelt 
oder recherchiert wurden, reichten 
nicht aus, um im Nordosten einen 
Untersuchungsausschuss einzuset-
zen.

Wer im Nordosten wusste vom 
NSU?

In den Jahren nach der Selbst-
enttarnung spielte Mecklenburg-
Vorpommern immer wieder eine 
wichtige Rolle. So zeigte sich, dass 
das Kerntrio in Mecklenburg-Vor-
pommern Hilfe gesucht hatte. 1999 
fuhren seine Unterstützer Ralf Wohl-
leben und Carsten Schultze nach 
Goldenbow nahe Schwerin, um 
dort den NPD-Landesvorsitzen-
den und Parteianwalt Hans Günter 
Eisenecker zu treffen. Dieser sollte 
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Beate Zschäpe bei ihrem damali-
gen Plan unterstützen, sich der Poli-
zei zu stellen. Da der V-Mann Tino 
Brandt diesen Plan dem Thüringer 
Verfassungsschutz gemeldet hat-
te, wurden die beiden bei dem Be-
such überwacht: vom Verfassungs-
schutz Mecklenburg-Vorpommern, 
der aus Thüringen um Amtshilfe 
gebeten worden war. Auch dieser 
Hinweis auf das Netzwerk des NSU 
reichte nicht aus, parlamentarische 
Aufklärung in die Wege zu leiten.

Ende März 2012 veröffentlichte 
NSU-Watch einen Fund des Anti-
faschistischen Pressearchivs und 
Bildungszentrums Berlin (apabiz). Im 
Neonazi-Fanzine „Der Weisse Wolf“ 
war man auf das Kürzel NSU gesto-
ßen – abgedruckt neun Jahre vor 
der Selbstenttarnung. Genannt wur-
de das Kürzel im Editorial der Aus-
gabe 18 aus dem Jahr 2002. Dort 
steht fett abgesetzt: „Vielen Dank 
an den NSU, es hat Früchte getra-
gen ;-) Der Kampf geht weiter…“. 
Als Folge dieser Veröffentlichung 
durchsuchte die Polizei Wohnung 
und Landtagsbüro des damaligen 
mecklenburg-vorpommerschen 
NPD-Landtagsabgeordneten Da-
vid Petereit. Petereit war im Jahr 
2002 der Herausgeber des „Weis-
sen Wolfs“. Bei der Durchsuchung 
wurde der sogenannte NSU-Brief in 
Petereits Wohnung gefunden. Briefe 
dieser Art hatte der NSU 2002 mit 
einer Geldspende an verschiede-
ne neonazistische Organisationen 
verschickt. In ihm rief er dazu auf, 

aktiv zu werden. Anlässlich des 
antifaschistischen Recherchefun-
des durchsuchte auch der Verfas-
sungsschutz des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern seine Archive 
und stieß dabei auf die Meldung 
eines Spitzels, wonach bei dem 
Fanzine eine hohe Bargeldsumme 
eingegangen sein soll. Die Ausgabe 
18 des „Weissen Wolfs“ habe dort in 
der Behörde aber nicht vorgelegen, 
sondern nur im Bundesamt für Ver-
fassungsschutz (BfV). Da wiederum 
dort die Quellenmeldung über die 
Spende nicht bekannt gewesen sei, 
seien an keiner Stelle die relevanten 
Informationen zusammengeführt 
worden. Trotzdem: Auch das kein 
Grund für einen Untersuchungsaus-
schuss in Mecklenburg-Vorpom-
mern.

Zwei Jahre später, 2014, stand 
Mecklenburg-Vorpommern wieder 
im Mittelpunkt eines Skandals im 
NSU-Komplex, wieder ging es um 
das Auftauchen des Kürzels NSU 
vor der Selbstenttarnung. In kur-
zen Abständen wurden in Meck-
lenburg-Vorpommern, Hamburg 
und Sachsen Exemplare der soge-
nannten NSU/NSDAP-CD/DVD ge-
funden. Im Booklet dieser Daten-CD 
mit 15.000 rassistischen, antisemi-
tischen und NS-verherrlichenden 
Bilddateien war sogar vom „Natio-
nalsozialistischen Untergrund der 
Nationalsozialistischen Deutschen 
Arbeiterpartei“ die Rede. Der Fund 
in Mecklenburg-Vorpommern wur-
de als Zufallsfund vermeldet – die 
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CD sei während einer Drogen-Raz-
zia angefallen. Dem Landesamt für 
Verfassungsschutz Hamburg habe 
ein V-Mann die CD übergeben, 
nachdem er sie zufällig, so das LfV 
Hamburg, beim Aufräumen seines 
Dachbodens gefunden habe. Und in 
Sachsen sei die CD bei einer Durch-
suchung im Rahmen des Verbots 
der Neonazi-Gruppe Nationale So-
zialisten Chemnitz sichergestellt 
worden. Später stellte sich heraus, 
dass die etwa 2003 erstellte CD 
dem Bundesamt bereits seit 2005 
vorgelegen hatte – übergeben vom 
umtriebigen Hallenser Neonazi Tho-
mas Richter alias V-Mann „Corelli“. 
Diesen konnte man dazu aber nicht 
mehr befragen, da er 2014 tot aufge-
funden worden war. Aber auch dies 
war für Mecklenburg-Vorpommern 
kein Anlass, einen Untersuchungs-
ausschuss einzurichten.

Vom Unterausschuss zum 
Untersuchungsausschuss

Erst im April 2017 beschäftigte 
sich der Landtag Mecklenburg-
Vorpommern gesondert mit dem 
NSU-Komplex, allerdings nicht in 
einem ordentlichen Untersuchungs-
ausschuss, sondern in einem so 
genannten Unterausschuss des 
Innen- und Europaausschusses. 
Dem vorausgegangen waren so-
wohl zivilgesellschaftlicher als auch 
parlamentarischer Druck. Der ers-
te Versuch auf Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses war 
in der vorangegangen Legislatur-

periode gescheitert. Die Fraktion 
Bündnis90/Die Grünen hatte ihre 
Zusage kurzfristig zurückgezogen, 
womit das notwendige Quorum 
von 25 Prozent nicht erreicht war. 
Es stellte sich jedoch nach den ers-
ten Sachverständigenanhörungen 
im Unterausschuss schnell heraus, 
dass dieses Gremium völlig un-
tauglich war, um offenen Fragen im 
NSU-Komplex nachzugehen. Die 
Abgeordneten hatten nämlich we-
der das Recht, Akten anzufordern, 
noch Zeug*innen zu laden und zu 
vernehmen. In der Folge verschenk-
te der Landtag Mecklenburg-Vor-
pommern ein weiteres Jahr bis sich 
die regierenden Fraktionen SPD und 
CDU im April 2018 davon überzeu-
gen ließen, einen richtigen Unter-
suchungsausschuss einzusetzen. 
Die Einsetzung des Untersuchungs-
ausschusses wurde nicht nur von 
den Regierungsfraktionen, sondern 
auch von der Linksfraktion und der 
damals noch im Landtag vertrete-
nen Fraktion „Bürger für Mecklen-
burg-Vorpommern“ beantragt und 
auch mit deren Stimmen beschlos-
sen.

Dieser erste Untersuchungsaus-
schuss, der zwischen Frühjahr 2018 
und Sommer 2021 zahlreiche Ver-
nehmungen durchführte, legte kei-
nen eigenen Abschlussbericht vor. 
Die Landtagsfraktionen waren sich 
einig, dass die Aufklärung 2021 nicht 
abgeschlossen war und stellten 
einen Zwischenbericht vor, der kei-
ne Bewertungen, Schlussfolgerun-
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gen oder Konsequenzen aus den 
Zeug*innenvernehmungen zog. Es 
handelt sich vielmehr um einen Ver-
laufsbericht der Ausschussarbeit, 
der Grundlage für die Fortsetzung 
durch einen weiteren Untersu-
chungsausschuss sein sollte.

Zahlreiche Fragen zum Mord an 
Mehmet Turgut, zu den beiden 
Überfällen und zu den übrigen be-
kannten Verbindungen, etwa der 
Erwähnung des NSU im Fanzine 
„Der Weisse Wolf“, waren zu die-
sem Zeitpunkt noch offen. Ein wei-
terer Grund für die Fortsetzung des 
Untersuchungsausschusses waren 
fehlende und massiv geschwärz-
te Akten, die die Aufklärungsarbeit 
im ersten Ausschuss beeinträchtigt 
hatten. Ausschussmitglieder be-
klagten, dass sie teilweise Jahre 
nach der Beantragung noch immer 
keine Akten von der Verfassungs-
schutzabteilung des Innenministe-
riums bekommen hätten. Auch des-
wegen wurde eine Neuauflage des 
Ausschusses als notwendig erach-
tet und von mehreren politischen 
Parteien vor der Wahl im September 
2021 öffentlich gefordert.

Der zweite Untersuchungsaus-
schuss wurde durch den neuen 
Landtag noch im Dezember des-
selben Jahres eingesetzt und tagte 
nach einer längeren Anlaufphase 
ab dem Sommer 2022 in öffentli-
chen Sitzungen. Bereits der Titel 
des „Parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses zur Aufklärung 

der NSU-Aktivitäten sowie weiterer 
militant rechter und rechtsterroris-
tischer Strukturen in Mecklenburg-
Vorpommern“ ließ erkennen, dass 
sich der Fokus vom NSU auf wei-
tere Fälle rechten Terrors erweitert 
hatte. Der Plan des Gremiums war 
ambitioniert. Der SPD-Innenminister 
verkündete, wie sehr er und die ihm 
unterstellten Behörden sich auf die 
Aufklärung freuten.

„Es müssen Nazis gewesen sein. 
Keiner glaubte uns jedoch.“

Die Aussagen im ersten Untersu-
chungsausschuss zeigten erneut, 
dass die Ermittlungen von Polizei 
und Staatsanwaltschaft sich in das 
gleiche rassistische Schema ein-
reihten, für das der NSU-Komplex 
heute bekannt ist. Ermittelt wurde 
gegen Mehmet Turgut, seine Fami-
lie, sein Umfeld. Dabei war den Er-
mittler*innen eigentlich schnell klar, 
dass mit diesem Mord eine Mord-
serie fortgesetzt wurde. Ein rechtes 
Motiv schlossen die Ermittler*innen 
jedoch bereits nach einer Woche 
aus, wie ein Pressmitteilungsent-
wurf der ermittelnden Mordkom-
mission belegt.

Mustafa Turgut, der Bruder von 
Mehmet Turgut, sagte vor dem Un-
tersuchungsausschuss: „Wir haben 
schon damals gesagt – auch der 
Polizei: Wir haben keine Feinde, wir 
haben niemandem etwas angetan: 
Es müssen Nazis gewesen sein. Kei-
ner glaubte uns jedoch.“
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Insbesondere im ersten NSU-Un-
tersuchungsausschuss in Mecklen-
burg-Vorpommern wiederholten 
einige als Zeug*innen gehörte Er-
mittler*innen aus Mecklenburg-Vor-
pommern, Hamburg und Bayern bei 
ihren Aussagen die rassistischen 
Annahmen und Gerüchte, die die 
Polizei nach den Morden verbreitet 
hatte. Die Ausschussvorsitzende 
Ann Christin von Allwörden (CDU), 
aber auch die anderen Mitglieder 
schritten dagegen nicht in ausrei-
chendem Maß ein. Ein Hinweis an 
die Zeug*innen, dass erwiesener-
maßen falsche Verdächtigungen 
nicht zum Thema gehören, hätte auf 
der Hand gelegen.

Aussagen im Ausschuss zeigten 
auch, dass die meisten gehörten 
Beamt*innen und Staatsanwält*in-
nen kaum Wissen über die Neona-
zi-Szene und rechten Terror haben. 
Immer wieder wurde beispielsweise 
das Fehlen von Schmierereien an 
den Tatorten oder von anderen Be-
kenntnissen angeführt, die man als 
Anhaltspunkt für Ermittlungen in 
Richtung eines rechten Mordes aber 
gebraucht hätte. Das sei „ja von die-
sen Gruppen grundsätzlich immer 
der Fall“, behauptete die zuständige 
Staatsanwältin – allen gegenteiligen 
Erkenntnissen über rechten Terror 
ohne Bekenntnis zum Trotz – noch 
im Jahr 2019. Wurden dagegen die 
rassistischen Thesen von Organi-
sierter Kriminalität als Motiv bezüg-
lich des Mordopfers oder seines 
Umfelds vermeintlich bestätigt – ob 

von zufälligen Zeug*innen oder vom 
Verfassungsschutz – hielten Ermitt-
ler*innen sie meist sofort für das 
plausibelste Motiv. Bernd Sch., da-
maliger Leiter der Mordkommission 
bei der Kriminalpolizeiinspektion 
(KPI) Rostock, sagte dazu: „Wenn Sie 
meinen, ich habe mich entschuldigt, 
nein. Es gab genügend Anhalts-
punkte, dass hier was anderes läuft, 
also ich brauche mich für gar nichts 
entschuldigen“.

Im Laufe des ersten Ausschusses 
stellte sich auch heraus, dass die Be-
teuerungen von Staatsanwaltschaft 
und Polizei, man habe alles getan, um 
den Mörder von Mehmet Turgut zu 
finden, falsch waren. Klar wurde dies 
jedoch erst, als bayerische Ermittler 
vor dem Ausschuss aussagten und 
dieser Darstellung widersprachen. 
Nach dem Mord an Mehmet Turgut 
wurde von der zuständigen Staats-
anwaltschaft in Rostock beantragt, 
dass die Ermittlungen von Bundesbe-
hörden übernommen werden. Dies 
scheiterte jedoch; lediglich Finanz- 
ermittlungen übernahm das Bun-
deskriminalamt (BKA). So stellten 
es auch die Zeug*innen aus Meck-
lenburg-Vorpommern dar. Den ent-
scheidenden Zusatz machte jedoch 
erst ein Kriminalbeamter aus Bayern, 
der in der damaligen Ermittlungs-
gruppe, der Besonderen Aufbau-
organisation (BAO) mit dem rassisti-
schen Namen „Bosporus“, tätig war. 
Bei der BAO „Bosporus“ trafen sich 
auch Ermittler*innen aus den Tatort-
ländern. Dass der Antrag auf Über-
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nahme der Ermittlungen durch das 
BKA negativ beschieden wurde, war 
den Ermittler*innen im Nordosten 
damals wohl nicht klar: In der KPI Ros-
tock gab es die folgenreiche Fehlan-
nahme, dass das BKA die Gesamt-
ermittlungen übernommen habe. 
Das bedeutete, „dass einige Dinge, 
die bei einem Morddelikt eigentlich 
Usus sind, versäumt wurden“, so 
der bayerische Ermittler. Ein Blick in 
die Zeitung „Norddeutsche Neueste 
Nachrichten“ vom 11./12. Juni 2005, 
die nach dem Mord an İsmail Yaşar 
den Polizeisprecher in Rostock zu 
den Ermittlungen im Mordfall Turgut 
befragte, bestätigt diese Aussage. Er 
wird in dem Artikel wie folgt zitiert: 
„Wir haben das Verfahren damals 
über das Landeskriminalamt an das 
Bundeskriminalamt weitergegeben.“

Zudem wurde erst im Juni 2006, 
also mehr als zwei Jahre nach dem 
Mord, und auch erst auf Druck der 
BAO „Bosporus“ überhaupt eine 
Sonderkommission (Soko) zum 
Mord an Mehmet Turgut eingesetzt, 
die Soko „Kormoran“. Der bayerische 
Kriminalbeamte R. sagte außerdem 
zur Zusammenarbeit mit der Soko 
„Kormoran“, dass die Kollegen vom 
ersten Tag an bemüht gewesen 
seien, es aber den großen Nach-
teil gegeben habe, dass 2007 der 
G8-Gipfel in Heiligendamm stattge-
funden habe, „da ist es gänzlich auf 
Null runtergefahren worden, da stellt 
man sich schon die Frage, wie hoch 
die Wichtigkeit angesehen war“.

Staatliche und gesellschaftliche 
Ermöglichungsstrukturen

Der erste Untersuchungsausschuss 
hatte es sich außerdem zur Aufgabe 
gemacht, die Arbeit der Polizei über 
die konkreten Ermittlungen nach 
dem Mord und den Banküberfäl-
len hinaus zum Thema zu machen. 
So wurde auch die Polizeiarbeit zu 
und mit rechten Strukturen zur Zeit 
der Sozialisation des NSU unter-
sucht. Ein besonderes Augenmerk 
lag auf der Arbeit der Mobilen Auf-
klärung Extremismus (MAEX), die 
1999 eingerichtet worden war, um 
der rechten Szene in Mecklenburg-
Vorpommern etwas entgegenzu-
setzen. Nach den Zeugenaussagen 
der beteiligten Beamt*innen drängt 
sich jedoch der Eindruck auf, dass 
das Hauptziel dieser Einheit war, die 
Rechten – von den Beamt*innen oft 
als „grölende Jugendliche“ bezeich-
net – lediglich aus der Öffentlichkeit 
zu verbannen, weil Mecklenburg-
Vorpommern diesbezüglich einen 
schlechten Ruf bekommen hatte. 
Einige Beamte sahen sich eher in 
der Rolle von Sozialarbeitern, die 
ihre Schützlinge mitunter zu Ge-
richtsterminen begleiteten: „Ich 
habe ihn nicht als Rechtsextremis-
ten begleitet, sondern als Mensch“, 
äußerte einer der MAEX-Beamten, 
der im Untersuchungsausschuss 
vernommen wurde. Andere be-
schrieben, wie sie donnerstags vor 
dem städtischen Jugendclub MAX 
im Rostocker Stadtteil Groß Klein, 
einem damaligen Treffpunkt rech-
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ter Jugendlicher, Autokennzeichen 
von anwesenden Neonazis notier-
ten, da sie zum Club selbst keinen 
Zugang hatten. Zu den Fragen des 
Ausschusses nach Neonazi-Struk-
turen trugen die Zeug*innen aus 
der MAEX auffällig wenig bei, man-
che kannten auf Nachfrage nicht 
einmal die Namen bekannter Neo-
nazis. Darüber zeigten sich auch die 
Abgeordneten irritiert. Der Abge-
ordnete Peter Ritter (Linksfraktion) 
hatte damals für einen Beschluss 
im Landtag gestimmt, demzufolge 
rechte Konzerte verhindert werden 
sollten. Die Schilderungen der MA-
EX-Polizisten, wie sie teilweise ledig-
lich vor den Konzerten gestanden 
hätten, sorgten daher bei ihm für 
Empörung.

Darüber hinaus fragte der erste 
Untersuchungsausschuss nach Er-
möglichungsstrukturen für rechte 
Gewalt und rechten Terror in Meck-
lenburg-Vorpommern. Dazu gehör-
ten auch Jugendclubs, in denen 
eine rechte Dominanz zugelassen 
wurde. Genauer in den Blick nahm 
der Ausschuss den bereits erwähn-
ten Club MAX: Dieser war bis Anfang 
der 2000er-Jahre ein wichtiger Ort 
der Vernetzung für die Neonazi-
Szene in Mecklenburg-Vorpom-
mern, insbesondere des militanten 
neonazistischen Netzwerks „Blood 
& Honour“, das in enger Verbin-
dung zum Netzwerk des NSU steht. 
Der Jugendclub wurde schon an-
lässlich des Pogroms von Rostock-
Lichtenhagen im August 1992 von 

Antifaschist*innen als rechter Treff-
punkt benannt. Vom MAX aus bra-
chen rechte Jugendliche zu dem 
Pogrom auf. Im Ausschuss sagte 
der ehemalige Leiter des Jugend-
clubs dazu: „Natürlich haben wir das 
mitbekommen, dass Jugendliche 
nach Lichtenhagen rübergegangen 
sind. Wir haben versucht Einfluss 
zu nehmen. Glauben Sie nicht, dass 
das so einfach ist, die sind einfach 
gegangen.“

„Wir haben am 23.8. während 
des Pogroms in Rostock den von 
Rechtsradikalen genutzten Ju-
gendclub ‚MAX‘ in Rostock-Licht-
enhagen abgefackelt“, machten 
dagegen Antifaschist*innen 1992 in 
der Bekennung zu einem Anschlag 
auf das MAX klar.

Etabliert war im MAX in den 1990ern 
über Jahre hinweg der „Glatzen-
donnerstag“, an dem sich gezielt 
Neonazis im Club trafen, unter ande-
rem die örtlichen „Blood & Honour“-
Strukturen. Die ehemalige Leiterin 
des Clubs stellte diese Donnerstage 
als eine Art Eindämmung der rech-
ten Vormacht dar, weil sich die Nazis 
ja nur noch an einem Tag in der Wo-
che im Club hätten treffen dürfen. 
Der Ausschuss konnte, obwohl die 
damalige Leiterin das bei ihrer Aus-
sage vehement bestritt, Konzerte 
rechter Bands wie „Nordmacht“ in 
diesem Jugendclub noch einmal 
als staatliches Gremium dokumen-
tieren, die bereits vorher durch anti-
faschistische Recherchen bekannt 
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waren. Der Ausschuss sah es sogar 
als erwiesen an, dass die Musik-
instrumente der Band im Auto des 
Jugendclubs zum Konzert im MAX 
gebracht wurden.

Die Zeug*innenaussagen im ersten 
Ausschuss zeichneten – oft unfrei-
willig – die gesellschaftliche Stim-
mung in Mecklenburg-Vorpom-
mern in den Jahren vor dem Mord 
an Mehmet Turgut nach. Jahre, die 
geprägt waren von rechter Domi-
nanz auf der Straße und in weiten 
Teilen der Gesellschaft einerseits 
und einer massiven Verharmlosung 
dieser Zustände andererseits.

Trotzdem schloss die Polizei beim 
Mord an Mehmet Turgut ein rechtes 
Motiv aus. Nur das Umfeld von Meh-
met Turgut machte auf diese Mög-
lichkeit aufmerksam. Personen aus 
Turguts Umfeld hatten in Mecklen-
burg-Vorpommern schließlich schon 
selbst Erfahrungen mit rechter Ge-
walt gemacht. So geriet der Imbiss, 
in dem Mehmet Turgut ermordet 
wurde, bereits in den 1990er Jahren 
in den Fokus von Rechten, was auch 
bei der Polizei aktenkundig wurde. 
Der Betreiber Haydar Ay. wurde nach 
rassistischen Beleidigungen 1998 
Opfer eines tätlichen Angriffs. Auch 
nachdem er Anzeige erstattet hatte, 
wurde Ay. weiter durch den Täter-
kreis eingeschüchtert und damit be-
droht, dass sein Imbiss eines Tages 
in die Luft fliegen werde. Nur wenig 
später brannte der Imbiss unter un-
geklärten Umständen aus.

„Der Weisse Wolf“ und die Rolle 
der Verfassungsschutzämter

Der erste Untersuchungsausschuss 
beschäftigte sich darüber hinaus 
mit dem Gruß an den NSU im „Weis-
sen Wolf“: Hinterfragt wurde etwa 
die Beteuerung seitens des Ver-
fassungsschutzes Mecklenburg-
Vorpommern, die entsprechende 
Ausgabe 18 habe der Behörde nicht 
vorgelegen. Außerdem war die 
Meldung einer Quelle des Verfas-
sungsschutzes, eines so genannten 
V-Mannes, zu einer Spende an den 
„Weissen Wolf“ mit beiliegendem 
Brief im Vorfeld dieser 18. Ausgabe 
des Nazi-Blättchens Thema. Der 
zuständige Auswerter des Verfas-
sungsschutzes Mecklenburg-Vor-
pommern, der im Ausschuss unter 
dem Kürzel „VS 12“ aussagte, ver-
sicherte dem Ausschuss auch nach 
eindringlicher Befragung, dass man 
den „Weissen Wolf“ zwar im Blick 
gehabt und bei Quellen in der Szene 
angefordert habe, man aber trotz-
dem nicht alle Ausgaben bekom-
men habe. Die Ausgabe lag jedoch, 
wie der Ausschuss herausarbeiten 
konnte, beim LfV Brandenburg und 
beim Bundesamt für Verfassungs-
schutz (BfV) vor und dies war in 
Mecklenburg-Vorpommern auch 
bekannt. Etwas aus der Zeit gefal-
len war die Begründung von „VS 12“, 
warum man von dort keine Kopie 
eingefordert habe: Das sei damals 
„unüblich“ gewesen, „weil man hätte 
alles kopieren müssen“. Warum man 
das Magazin nicht einfach über den 
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im Heft angegebenen Kanal – ein 
Postfach – bezog, konnte der Zeuge 
nicht beantworten.

Die Spende von 2.500 Euro an den 
„Weissen Wolf“, die dem Gruß vo-
rausgegangen war und zu der es 
eine Quellenmeldung beim Ver-
fassungsschutz des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern gab, sei un-
gewöhnlich hoch gewesen, so der 
Zeuge. Beigelegen habe laut Quelle 
auch ein Brief, in dem es sinnge-
mäß geheißen habe, „macht weiter 
so, das Geld ist bei euch gut aufge-
hoben“. Den Brief habe man aber 
ebenfalls nicht beschaffen können. 
Insgesamt bezweifelte der Zeuge, 
dass man auch mit der Quellenmel-
dung, dem Brief und der Ausgabe 18 
den NSU hätte festnehmen können. 
„VS 12“ betonte aber, dass er die 
Spende als wichtig eingestuft habe 
und dass er nach Erhalt der Quel-
lenmeldung Arbeitsaufträge verteilt 
habe, um herauszufinden, woher die 
Spende stamme. Der Zeuge „VS 17“, 
V-Mann-Führer dieser Quelle, hätte 
seinen Informanten erneut nach der 
Spende befragen können, verneinte 
im Ausschuss aber, einen Auftrag 
dazu bekommen zu haben.

Auch der im Bundesamt für die 
Auswertung des „Weissen Wolfs“ 
zuständige Beamte mit dem Deck-
namen Sebastian Egerton wurde 
im Ausschuss befragt. Der Zeuge 
sagte, er habe den abgesetzt ge-
druckten Gruß an den NSU nicht 
wahrgenommen oder nicht als re-

levant eingestuft. Hätten ihm, so 
Egerton, die zwei weiteren Informa-
tionen – Quellenmeldung und Brief 
– vorgelegen, hätte er dies anders 
bewertet und möglicherweise wei-
ter nachgeforscht. Er gehe davon 
aus, dass der Verfassungsschutz 
Mecklenburg-Vorpommern die 18. 
Ausgabe des „Weissen Wolfs“ aus-
gewertet hat, da alle Landesämter 
lokale Fanzines auswerten sollten. 
In Mecklenburg-Vorpommern hät-
ten demnach zwei von drei Infor-
mationen vorliegen müssen. Damit 
konfrontiert, dass dies nicht der Fall 
war, sagte Egerton: „Das höre ich 
zum ersten Mal“.

„Keine Historienforschung“ – 
Ermittlungen in Mecklenburg-
Vorpommern nach der Selbst-
enttarnung

Zu Beginn des zweiten Unter-
suchungsausschusses lag der 
Schwerpunkt auf den Ermittlungen 
zum NSU-Komplex in den Mona-
ten nach der Selbstenttarnung am 
4. November 2011. Da die meisten 
geladenen Zeug*innen zum ersten 
Mal vor einem parlamentarischen 
Aufklärungsgremium aussagten, 
konnten kritische Beobachter*in-
nen einige neue Erkenntnisse ge-
winnen. Diese werfen auch ein Licht 
darauf, warum die Aufklärung des 
NSU-Komplexes auf dem bekannt 
prekären Stand ist. Für Irritationen 
sorgte bei den Abgeordneten und 
auch bei einigen der vernommenen 
Beamt*innen der Umstand, dass 
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Mecklenburg-Vorpommern – trotz 
der vielfältigen Verbindungen in den 
NSU-Komplex – kein eigener Ermitt-
lungsabschnitt innerhalb der „BAO 
Trio“ des BKA wurde, sondern das 
Landeskriminalamt (LKA) Meck-
lenburg-Vorpommern eine eigene 
„BAO Trio M-V“ ins Leben rief. Der 
Auftrag dieser mecklenburg-vor-
pommerschen BAO war die Durch-
führung eigener Ermittlungen. 
Trotzdem war man an Weisungen 
der Bundesbehörden, also des GBA 
(Generalbundesanwalt, Anklagebe-
hörde des Bundes, bekannt auch als 
Bundesanwaltschaft) und des BKA, 
gebunden. Warum die Ermittlungen 
in Mecklenburg-Vorpommern nicht, 
wie im Fall anderer Bundesländer, 
unmittelbar in die BAO „Trio“ beim 
BKA integriert wurden, konnten sich 
auch Ermittler*innen im Ausschuss 
nicht erklären.

Eine tiefer gehende Kenntnis über 
die extreme Rechte in Mecklen-
burg-Vorpommern oder über 
rechten Terror war jedenfalls keine 
Voraussetzung, um als Ermittler*in 
für die BAO „Trio M-V“ eingeteilt zu 
werden. Den größten Raum bei den 
Ermittlungen in Mecklenburg-Vor-
pommern nach der Selbstenttar-
nung des NSU nahm offenbar eine 
umfangreiche Datenbankabfrage 
unter anderem mit den vom GBA 
gelieferten Namenslisten ein. Man 
suchte unter anderem nach Tref-
fern in den Ermittlungsakten zum 
Mord an Mehmet Turgut und zu 
den Banküberfällen. Doch selbst 

wo diese Abfrage Ergebnisse lie-
ferte, ging man diesen nicht immer 
nach. So wurden etwa Treffer für 
Personen im System festgestellt, 
die aber inzwischen in ein ande-
res Bundesland verzogen waren. 
Schon fühlte man sich in Mecklen-
burg-Vorpommern nicht mehr zu-
ständig. In der landeseigenen Neo-
nazi-Szene ermitteln? Vielleicht 
gar rechte Netzwerke aufdecken? 
Fehlanzeige. Und falls es doch mal 
Ansätze zu tiefer gehenden Ermitt-
lungen gab, wurde dies durch das 
übergeordnete BKA beziehungs-
weise den GBA rasch ausgebremst 
– unter anderem mit dem Hinweis, 
dass man keine „Historienfor-
schung“ betreiben würde.

Der Ausschuss näherte sich in meh-
reren Vernehmungen der Frage, wie 
das Kartenmaterial des NSU, das 
im Brandschutt des letzten Unter-
schlupfs des Kerntrios im sächsi-
schen Zwickau gefunden worden 
war, zu lesen und zu deuten sei. 
Hierzu hatte ein Ermittler der BAO 
„Trio M-V“ die markierten Orte be-
sucht und beschrieb diese im Zeu-
genstand. Bei der Beschäftigung 
mit mehreren vom NSU markier-
ten Straßenkarten von Greifswald 
zeigte sich im Ausschuss, dass die 
Ermittlungsbehörden dieser Frage 
trotz des Ortsbesuchs letztlich nur 
wenig Aufmerksamkeit geschenkt 
hatten. Unter Abgeordneten im Aus-
schuss wurde die These laut, dass 
die Markierungen, zumeist Kreuze, 
nicht zwangsläufig mögliche An-
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schlagsziele oder Ziele für mögli-
che Raubüberfälle zeigen müssten. 
Stattdessen könne es sich bei den 
Markierungen auch um geeignete 
Ausspähpunkte oder Fluchtmög-
lichkeiten handeln. Von einem mar-
kierten Punkt in Greifswald habe 
man eine Sparkasse direkt sehen 
können. Auch einen Imbiss habe 
man von dort im Blick gehabt. Es 
habe dort keine Straftaten gegeben, 
aber vielleicht sei das interessant für 
den NSU gewesen. Außerdem habe 
sich in dem Kartenmaterial eine 
Markierung im Bereich der Altstadt 
von Greifswald gegenüber einem 
heute nicht mehr existierenden lin-
ken Wohnprojekt befunden, hielt 
der Abgeordnete Michael Noetzel 
(Linksfraktion) einem Zeugen vor. 
Abschließend klären konnte der 
Ausschuss die Frage nach der Be-
deutung der vorgefundenen Mar-
kierungen nicht.

Dass mit der Selbstenttarnung des 
NSU eine Beschäftigung mit der 
rechten Szene in Mecklenburg-Vor-
pommern naheliegend gewesen 
wäre, wiesen Ermittler der BAO „Trio 
M-V“ wiederholt zurück: „Das war 
nicht unser Auftrag, die rechtsex-
treme Szene im Allgemeinen auf-
zuhellen“, so André Ka., Leiter des 
Ermittlungsabschnittes „Zentrale 
Auswertung“. Anders sah das der 
Einsatzbefehl der BAO „Trio M-V“, 
demzufolge die Suche nach Struk-
turen und Veränderungen in der 
rechtsextremen Szene zu deren 
Auftrag gehört hätte.

Immer wieder zeigte sich bei den im 
Ausschuss gehörten Beamt*innen 
eine erschreckende Kenntnislosig-
keit über die rechte Szene. Die Ab-
teilung „Ermittlungsabschnitt Folge-
maßnahmen“ der BAO „Trio M-V“ 
sollte Ermittlungsaufträge, die sich 
aus ursprünglichen Aufträgen er-
geben hatten, weiter verfolgen. Der 
Leiter dieses Ermittlungsabschnit-
tes gab am 21. November 2022 vor 
dem Untersuchungsausschuss zu 
„Blood & Honour“ lediglich an, er 
kenne die Organisation zwar, sie sei 
jedoch seit dem Jahr 2000 verbo-
ten. Auch die polizeiliche Auswer-
tung der Ausgabe 18 des „Weissen 
Wolfs“ war mehr als dürftig. Ein Er-
mittler des Ermittlungsabschnitts 
„Auswertung“ sollte diese Ausgabe 
nach Bezügen zum NSU und nach 
Mecklenburg-Vorpommern unter-
suchen. Was er fand, waren folgen-
de dürren Informationen: Das Kürzel 
NSU fand er einmal im Editorial. Au-
ßerdem: „Bezüge zu Mecklenburg-
Vorpommern gab es nur an sehr 
wenigen Stellen.“ Dies seien Adres-
sen von anderen Fanzines in Meck-
lenburg-Vorpommern und die pos-
talische Anschrift des Fanzines „Der 
Weisse Wolf“. Es sei anzunehmen, 
so der Ermittler, dass „Der Weisse 
Wolf“ und das Fanzine „Freya“ ver-
bunden seien, weil es so im Heft ste-
he. David Petereit aus Mecklenburg-
Vorpommern sei der Herausgeber 
gewesen. Mehr als diese banalen 
Offensichtlichkeiten konnte der Er-
mittler dem Ausschuss am 29. Au-
gust 2022 nicht mitteilen. Die Inhalte 
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der Artikel im Fanzine schienen für 
ihn keine Rolle gespielt zu haben.

Der Umgang mit den auch nach 
dem Verbot weiter existierenden 
„Blood & Honour“-Strukturen und 
dem Fanzine „Weisser Wolf“ ste-
hen beispielhaft für die Ermittlun-
gen in Mecklenburg-Vorpommern 
nach der Selbstenttarnung des 
NSU. Netzwerke wurden gar nicht 
erst gesucht und selbst wenn die-
se strukturellen Verflechtungen auf 
der Hand lagen, maß man ihnen 
keine Relevanz zu. Viele potenzielle 
Ermittlungsansätze wurden mit den 
Worten geschlossen: „Kein Bezug 
zum NSU“. Das bedeutete jedoch 
nur, dass diese Information mög-
licherweise keine Relevanz für das 
damals laufende NSU-Strafverfah-
ren in München und die weiteren 
Verfahren des GBA hatte. Ähnliches 
gilt für die im Ausschuss mehrfach 
wiederholte Aussage, man habe 
keine Hinweise auf NSU-Unterstüt-
zerInnen gefunden. Damit waren je-
doch meist lediglich UnterstützerIn-
nen in einem strafrechtlichen Sinne, 
also Personen, die unmittelbar oder 
mittelbar an den Straftaten mit-
wirkten, gemeint. Über diese Punk-
te hinaus zeigten sich die meisten 
Befragten wenig interessiert am 
Thema. Weitere Ermittlungen, die 
zur Aufdeckung und strafrecht-
lichen Verfolgung des NSU-Netz-
werks hätten geführt werden müs-
sen, spielten daher in der Realität 
kaum eine Rolle.

Puzzlestücke – Einzelaspekte 
des NSU-Komplexes in Mecklen-
burg-Vorpommern

Der NPD-Rechtsanwalt Eisenecker

Der Untersuchungsausschuss be-
schäftigte sich neben dem allgemei-
nen Blick auf die Ermittlungen auch 
mit konkreten Einzelaspekten des 
NSU-Komplexes in Mecklenburg-
Vorpommern.

Eine noch nicht vollständig geklär-
te Rolle im NSU-Komplex spielte 
der 2003 verstorbene Szeneanwalt 
und NPD-Vorstand Hans Günter 
Eisenecker aus Mecklenburg-Vor-
pommern. Ähnlich wie die Szenean-
wältInnen Jürgen Rieger und Gisa 
Pahl aus Hamburg führte er in den 
1990er-Jahren sogenannte Rechts-
schulungen für die Neonazi-Szene 
durch, unter anderem auch in Thü-
ringen, und übernahm auch Manda-
te aus der Szene. Lange Zeit hatte es 
den Anschein, dass es erst Anfang 
1999 zu einem Kontakt zwischen 
Eisenecker und dem NSU gekom-
men war. Damals traf Eisenecker 
sich im mecklenburgischen Golden-
bow mit den NSU-Unterstützern Ralf 
Wohlleben und Carsten Schultze. 
Eisenecker sollte die Vertretung von 
Beate Zschäpe übernehmen, die 
damals mit dem Gedanken gespielt 
haben soll, sich der Polizei zu stellen.

Der erste NSU-Untersuchungs-
ausschuss in Mecklenburg-Vor-
pommern konnte jedoch zeigen, 
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dass es mindestens einen früheren 
Kontakt Eiseneckers mit dem NSU 
beziehungsweise dessen Unter-
stützungsumfeld gab. Eisenecker 
vertrat Zschäpe und Böhnhardt be-
reits im Dezember 1998 bei einem 
Prozess im thüringischen Rudol-
stadt. Angeklagt waren die beiden 
Mitglieder des NSU-Kerntrios we-
gen Beleidigung. Diese Information 
lag als Meldung beim Verfassungs-
schutz Mecklenburg-Vorpommern 
vor. Wie man heute weiß, lebte das 
NSU-Kerntrio da schon unter fal-
schen Namen in Chemnitz. Zschä-
pe und Böhnhardt erschienen nicht 
persönlich zum Prozess.

Der zweite Untersuchungsaus-
schuss widmete sich intensiv die-
sem Treffen zwischen Eisenecker, 
Schultze und Wohlleben. Das Tref-
fen war vom Verfassungsschutz 
Mecklenburg-Vorpommern im Auf-
trag des Landesamtes für Verfas-
sungsschutz Thüringen observiert 
worden. Der V-Mann-Führer des 
Thüringer Neonazis Tino Brandt, 
Norbert Wießner, war nach einem 
entsprechenden Bericht Brandts 
extra nach Mecklenburg-Vorpom-
mern gereist, um das Observations-
team einzuweisen. Allem Anschein 
nach zeigte er dem Team nur Fotos 
von Schultze und Wohlleben, nicht 
aber vom untergetauchten Trio. 
Wießner sagte bei seiner Aussage 
vor dem Ausschuss in Schwerin, er 
habe vor der Observation auch ver-
mutet, dass der untergetauchte Uwe 
Böhnhardt zum Treffen kommen 

könnte. Bildmaterial von Böhnhardt 
habe er aber dem Observations-
team nicht vorgelegt. Wießner geht 
heute trotzdem davon aus, dass das 
Observationsteam Böhnhardt ge-
gebenenfalls erkannt und die Polizei 
gerufen hätte, da nach diesem ja ge-
fahndet worden sei. Während seiner 
Befragung und auch während der 
Befragung des Observationsteams 
stellte sich dann aber heraus, dass 
man nicht vorbereitet gewesen 
wäre, wenn einer der Gesuchten 
am Observationsort in Goldenbow 
selbst aufgetaucht wäre.

Der Verfassungsschutz Mecklen-
burg-Vorpommern inszenierte sich 
bezüglich der Observation selbst 
stets lediglich als Dienstleister – man 
brüstete sich sogar mit einem Dan-
kesbrief, den man danach aus Thü-
ringen erhalten hatte. Dabei wusste 
man durch Meldungen zu dem Pro-
zess in Rudolstadt zum Zeitpunkt 
der Observation bereits mindestens 
seit drei Monaten von der Verbin-
dung zwischen dem Kerntrio und 
Eisenecker und hätte selbst aktiv 
werden können.

Netzwerke und CDs

Der Ausschuss wandte sich außer-
dem erneut den Neonazi-Netz-
werken des NSU zu. Dabei ging es 
immer wieder auch um den ehema-
ligen NPD-Landtagsabgeordneten 
David Petereit. Dieser war ab dem 
Jahr 2000 Herausgeber des „Weis-
sen Wolfs“, in dem der Gruß an den 
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NSU erschienen war. Der Neonazi 
Thomas Richter – V-Mann „Corelli“ 
des BfV– hatte den Server für die 
Webseite des „Weissen Wolfs“ be-
reitgestellt.

Bei Befragungen im Ausschuss ga-
ben Vertreter*innen von Bundesan-
waltschaft und BKA an, sie seien erst 
kurz bevor die Exemplare der NSU/
NSDAP-CD/DVD 2014 in Mecklen-
burg-Vorpommern, Hamburg und 
Sachsen gefunden worden seien, 
durch einen Artikel in der rechts-
libertären Zeitschrift „eigentümlich 
frei“ vom November 2013 auf die CD 
aufmerksam geworden. Dem Auto-
ren des Artikels sei die CD wohl von 
dem extrem rechten Blogger Chris-
tian Reißer alias „Fatalist“ zugespielt 
worden. Weder Reißer noch der Au-
tor des Artikels hätten sich zu dem 
Vorgang befragen lassen. Wie sich 
herausgestellt hatte, hatte dem BfV 
die CD über seinen V-Mann „Corelli“ 
allerdings schon seit 2005 vorgele-
gen.

In der Ausschusssitzung am 13. 
März 2023 wurde eine E-Mail an 
Thomas Richter aus dem Jahr 2000 
öffentlich. In dieser E-Mail fragt Da-
vid Petereit ihn nach Bildern zur Er-
stellung einer „Propaganda-CD“. Die 
Behörden ermittelten hierzu nicht 
weiter, weil sie eine Verbindung zum 
NSU – gemeint war mit „NSU“ hier 
nur das eng gefasste Verfahren vor 
dem Oberlandesgericht München – 
ausgeschlossen hatten.

Der Kameradschaftsbund Anklam

Darüber hinaus rückte der Kamerad-
schaftsbund Anklam (KBA) und die 
rechte Konzertscheune im vorpom-
merschen Salchow (Gemeinde Klein 
Bünzow) mehrfach in den Fokus des 
Ausschusses. Der KBA pflegte gute 
und vertrauensvolle Beziehungen 
nach Chemnitz, welche bis zum Be-
ginn der 2000er-Jahre belegbar 
sind. So bedankte sich der KBA für 
eine Spende zum notwendigen Um-
bau der Konzertscheune bei „den 
Chemnitzern“. In diesem nahezu bei-
spiellosen Freiraum für Neonazis soll 
laut einem Durchsuchungsbericht 
der Polizei ein Hakenkreuz in den 
Boden eingelassen gewesen sein. 
Am 15-jährigen Jubiläum des KBA 
nahmen im Mai 2011, also ein hal-
bes Jahr vor der Selbstenttarnung 
des NSU, Personen teil, die später 
als Vertraute, „Kameraden“, Weg-
bereiter und Unterstützer des NSU 
bekannt wurden So unter anderem 
der im Münchener NSU-Prozess als 
Unterstützer verurteilte André Emin-
ger. Gemeinsam feierte man in der 
Konzertscheune seine langjährige 
Vernetzung.

Zudem – so deckte das Antifaschisti-
sche Infoblatt in seiner Ausgabe vom 
Dezember 2022 auf – hatten Polizei-
beamt*innen im Rahmen einer Durch-
suchung im Jahr 2004 mehrfach 
das Kürzel „NSU“ notiert, welches 
sich auf Plakaten und Schildern be-
funden haben soll. Fotos dieser Schil-
der fehlen jedoch in der Dokumenta-
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tion der Durchsuchung. Im zweiten 
Untersuchungsausschuss in Meck-
lenburg-Vorpommern stellte sich 
daher die Frage, wer womöglich vor 
dessen Selbstenttarnung etwas vom 
NSU wusste. Die Aktenbestandteile 
waren weder den mecklenburg-vor-
pommerschen Ausschüssen noch  
den anderen NSU-Untersuchungs-
ausschüssen im Bund und in den 
Ländern vorgelegt worden. Erst nach 
der Veröffentlichung im Antifaschisti-
schen Infoblatt ließ der GBA die Kon-
zertscheune erneut durchsuchen. 
Der Ausschuss hörte einen Beamten 
als Zeugen, der an der ersten Durch-
suchung beteiligt war. Die Sitzungen 
zum Thema legen nahe, dass es 
sich um einen Lesefehler handeln 
könnte. Statt „NSU“ könnte auf den 
Plakaten „NSV“ für Nationalsozia-
listische Volkswohlfahrt in altdeut-
scher Schrift gestanden haben, das 
sei leicht zu verwechseln. Es konnte 
nicht abschließend geklärt werden, 
ob die These, dass es sich um einen 
Lesefehler gehandelt habe, für alle 
Insignien gelten kann oder sich nicht 
vielleicht doch das Kürzel „NSU“ in 
der Konzertscheune fand. Fotos der 
entsprechenden Plakate fehlten wie 
gesagt und wurden auch nicht zu 
Tage gefördert.

Kein Schlussstrich unter den 
NSU-Komplex in Mecklenburg-
Vorpommern

Der Zeuge „VS 52“ stellte für den 
Untersuchungsausschuss nach 
dessen Beweisbeschlüssen die Ak-

ten und Antworten im Verfassungs-
schutz Mecklenburg-Vorpommern 
zusammen. Bei seiner Aussage vor 
dem Ausschuss am 20. November 
2023 wirkte er entnervt. Die Abge-
ordneten wollten einfach nicht auf-
hören zu fragen. Schließlich hielt er 
ihnen entgegen: „Kann man nicht 
mal einen Haken dahinter machen 
und was anderes machen?“

Genau das sollten und werden Anti-
faschist*innen und Zivilgesellschaft 
außerhalb des Untersuchungsaus-
schusses nicht tun. Dies zeigen die 
jährlichen Veranstaltungen zum 
Jahrestag der Ermordung von 
Mehmet Turgut: Zum 20. Jahres-
tag demonstrierten zum Beispiel im 
Februar 2024 Hunderte Menschen 
in Rostock und nahmen am Geden-
ken teil. Sie machten die Forderung 
der Familie nach einer Straßenum-
benennung am Tatort stark und 
erinnerten an die offenen Fragen. 
Aufgabe dieser kritischen Öffent-
lichkeit wird auch nach dem Ende 
der Ausschüsse weiter sein, die Er-
möglichungsstrukturen für rechten 
Terror auch innerhalb von unwilligen 
oder begriffsstutzigen Behörden, 
die auch in den mecklenburg-vor-
pommerschen Ausschüssen er-
neut klar wurden, zu ergründen und 
sie aus der Welt zu schaffen. Auch 
die Forderungen der Angehörigen 
Mehmet Turguts, etwa nach der 
Straßenumbenennung, müssen auf 
der Agenda bleiben.
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Im Frühjahr 2024 wandte sich der 
2. NSU/Rechter Terror-Untersu-
chungsausschuss seinem zweiten 
großen Thema zu: dem Nordkreuz-
Komplex. Und damit änderte sich 
auch die Stimmung der Zeug*in-
nen – zumindest bei denjenigen 
aus den Landesbehörden. Es gab 
kaum noch Erinnerungslücken, 
kaum noch trotzige Zurückwei-
sungen von Verantwortung. Man 
hatte ermittelt und vielleicht auch 
noch eine Rechnung mit den Bun-
desbehörden offen, die man öf-
fentlich präsentieren wollte. Dem 
Untersuchungsausschuss kam 
dabei – mehr noch als beim NSU-
Komplex – die Verantwortung der 
staatlichen Aufarbeitung zu. Denn 
staatliche Aufarbeitung hatte es 
beim Thema Nordkreuz, abgese-
hen von zwei vom Innenministe-
rium eingesetzten Kommissionen, 
einem entpolitisierenden Prozess 
am Landgericht Schwerin im Jahr 
2019 gegen Marko Gr. und klei-
neren strafrechtlichen Verfahren, 
nicht gegeben. Die Ermittlungen 
im Nordkreuz-Komplex insgesamt 
wurden – insbesondere durch die 
Bundesanwaltschaft – erst ver-
schleppt und dann eingestellt. So ist 
hier bis heute wenig aufgeklärt und 
vieles bleibt ohne wesentliche Kon-

sequenzen. Zu Unrecht, wie auch 
die Arbeit des Untersuchungsaus-
schusses zeigen sollte. 

Um sich einen Überblick zu ver-
schaffen, lud der Ausschuss zu-
nächst zwei Sachverständige ein, 
den Journalisten Dirk Laabs und 
den Soziologen Prof. Dr. Matthias 
Quent. Schon die Sachverständigen 
verdeutlichten, dass es sich bei dem 
Untersuchungsgegenstand eigent-
lich um ein bundesweites Netzwerk 
handelt, Behörden und Justiz dies 
aber nicht angemessen aufarbei-
teten oder die Aufklärung vielleicht 
sogar bewusst kleinhielten.

„Das sind Fehler, die irreparabel 
sind“: Vom ‚Einzelfall’ Franco Al-
brecht zum bundesweiten Netz-
werk und zurück zu ‚Einzelfällen’

2017 wurde der aktive Bundeswehr-
Soldat Franco Albrecht am Wiener 
Flughafen festgenommen, als er 
eine Waffe aus einem von ihm Wo-
chen zuvor angelegten Versteck 
holen wollte. Die Waffe war in der 
Zwischenzeit von einer Putzkraft 
gefunden worden und so schnapp-
te die Falle der österreichischen Be-
hörden zu. In den Wochen danach 
stellte sich heraus, dass der Ober-

„Den Finger schon am Abzug“ – 
Der Nordkreuz-Komplex 
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leutnant sich eine zweite Identität als 
syrischer Geflüchteter zugelegt hat-
te – um einen sogenannten False-
Flag-Anschlag zu begehen. Der An-
schlag sollte also in der Öffentlichkeit 
dem – tatsächlich nicht existieren-
den – Geflüchteten zugeschrieben 
und dadurch die seinerzeit ohnehin 
bereits rassistisch aufgeheizte Stim-
mung noch mehr angeheizt werden. 
Es dauerte lange, bis es zum Ge-
richtsverfahren in Frankfurt am Main 
kam. Albrecht wurde dann im Som-
mer 2022 unter anderem wegen der 
Vorbereitung einer schweren staats-
gefährdenden Gewalttat zu fünfein-
halb Jahren Haft verurteilt.5

Dirk Laabs6 rief im April 2024 als 
Sachverständiger in Mecklenburg-
Vorpommern in Erinnerung, dass 
man nach der Festnahme Albrechts 
auf ein „ganzes Wespennest“ ge-
stoßen sei. Denn schnell zeigte 
sich, dass Albrecht Teil einer Chat-
gruppe namens „Süd“ war. Diese 
verwies wiederum über ihren Or-
ganisator André S. alias „Hannibal“ 
auf weitere Chatgruppen. André S. 
ist ein ehemaliger Soldat der Elite-
einheit „Kommando Spezialkräfte“ 
(KSK) und leitete den mittlerweile 
aufgelösten Verein „Uniter“, in dem 
sich (ehemalige) Soldat*innen und 

5	 Die Beobachtung des Prozesses bei 
NSU-Watch Hessen: hessen.nsu-watch.info/
category/franco-albrecht-prozess

6	 Leseempfehlung: Laabs, Dirk: Staats-
feinde in Uniform. Wie militante Rechte unse-
re Institutionen unterwandern. Berlin 2021 
(Econ Verlag)

Polizist*innen zusammengeschlos-
sen hatten. „Uniter“ habe unter an-
derem paramilitärische Übungen 
und Schießtrainings durchgeführt, 
wie verschiedene Medien berichte-
ten. Innerhalb des erwähnten Chat-
netzwerks befand sich die Gruppe 
„Nord“, aus der wiederum die Chat-
gruppe „Nordkreuz“ hervorging. 
Weitere Chatgruppen waren „Ost“, 
„West“ und „Basis“. In letzterer sol-
len sich die Administratoren der 
einzelnen Gruppen organisiert ha-
ben. Nach der Festnahme Albrechts 
habe „Hannibal“ die Anweisung ge-
geben, die Gruppen zu löschen, so 
Laabs in seiner Anhörung.

„Nord“ und „Nordkreuz“ sind die-
jenigen Chatgruppen aus diesem 
Geflecht, über die bisher am meis-
ten bekannt ist. Bei der Auswertung 
durch die Behörden war deutlich 
geworden, dass sich bei Nordkreuz 
unter anderem (ehemalige) Solda-
tInnen, PolizistInnen und AnwältIn-
nen– zum Teil mit guten Kontakten 
zur AfD oder sogar Mitglied der 
Partei – auf einen „Tag X“ vorberei-
teten. Ob dieser „Tag X“ an einem 
Ereignis festgemacht oder gewalt-
sam herbeigeführt werden sollte, 
ist nicht ganz klar. Aber an diesem 
Tag sollten, so die Ermittlungshypo-
these der Bundesanwaltschaft, die 
auf Listen vermerkten politischen 
Feind*innen abgeholt, in zuvor fest-
gelegte „Safe Houses“ gebracht 
und dort mit den zuvor gehorteten 
Waffen exekutiert werden. Laut 
Laabs war es eine problematische 
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Entscheidung der Ermittlungsbe-
hörden, diese Chatgruppen und 
Komplexe getrennt voneinander zu 
betrachten: „Das hat zu großen Pro-
blemen und zu großer Verwirrung 
in der Öffentlichkeit geführt, weil es 
nie ein Verfahren war, obwohl man 
das hätte machen können oder so-
gar müssen. Wichtige Beweismittel 
wurden nicht ausgetauscht. Das 
sind Fehler, die irreparabel sind.“

Was sich ideologisch im Nordkreuz-
Komplex abspielt, machte der Sach-
verständige Matthias Quent klar. 
Wichtig seien nicht nur Bezüge zum 
Nationalsozialismus, Antisemitismus 
und Rassismus, tragend sei auch 
die Vorstellung, dass sich die Ge-
sellschaft im Niedergang befinde. 
Um diesen zu verhindern, sei ein 
großer Gewaltschlag und ein darauf 
folgender Neuaufbau notwendig. 
Es handele sich um Strukturen, die 
sich selbst unter Handlungsdruck 
sehen. Gewalttaten würden durch 
rechte Kampagnen motiviert, häufig 
gegen gesellschaftlich marginalisier-
te Gruppen.

Wie kam der Fall Franco Albrecht 
nach Mecklenburg-Vorpommern?

Der Untersuchungsausschuss wi-
ckelte den Fall Nordkreuz dann noch 
einmal von vorne auf: Wie wurde 
Nordkreuz konkret entdeckt? Was 
war Nordkreuz? Was wussten die 
Behörden zu welchem Zeitpunkt? 
Wie also kam der Fall Franco Alb-
recht nach Mecklenburg-Vorpom-

mern? Und warum blieb aus Sicht 
der Behörden – jedenfalls der Be-
hörden des Bundes – so wenig üb-
rig vom Nordkreuz-Komplex?

In der Sitzung am 3. Juni 2024 wand-
te sich der Ausschuss den Ermittlun-
gen des Generalbundesanwalts zu. 
Denn diese landläufig als Bundes-
anwaltschaft bezeichnete Behörde 
hatte zunächst den Fall Franco Alb-
recht und darauf folgend den Nord-
kreuz-Komplex an sich gezogen und 
war damit „Herrin der Verfahren“. Als 
Zeugen geladen waren in Schwe-
rin die zuständigen Staatsanwälte 
Lohse und Glaser. Diese stellten zu-
nächst dar, wie es überhaupt zu dem 
Nordkreuz-Verfahren beim GBA ge-
kommen sei. Das Bundesamt für 
Verfassungsschutz (BfV) habe dem 
GBA nämlich den Zeugen Horst Sch. 
präsentiert. Glaser führte dazu aus, 
die Abteilung des GBA, die das Ver-
fahren zu Franco Albrecht bearbeitet 
habe, habe im Zuge der Ermittlungen 
einen Hinweis erhalten, der zunächst 
vom BfV an das Bundeskriminalamt 
(BKA) übermittelt worden sei. Sch., 
ein Major der Reserve, habe als Re-
servist das „Kommando“ zu seinem 
Einsatz beim G20-Gipfel im Juli 2017 
in Hamburg erhalten. Allerdings habe 
es Erkenntnisse gegeben, dass Sch. 
in rechtsextreme Kreise verwickelt 
gewesen sei. Daher sei ihm das 
„Kommando“ entzogen worden und 
es habe ein Sicherheitsgespräch ge-
geben. „Dort wurden entsprechende 
Vorhalte gemacht“, so Glaser. Auf 
diese Vorhalte hin habe Sch. ein-
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geräumt, er sei Mitglied der Gruppe 
„Nord“. Das sei dann ein Ausgangs-
punkt für Ermittlungen gewesen. 
Sch. habe laut Glaser „kalte Füße“ 
wegen der Ermittlungen bekommen 
und sei deswegen bereit zu einer 
Aussage gewesen.

Sch. erzählte den Ermittler*innen 
dann unter anderem von Chatgrup-
pen in Mecklenburg-Vorpommern. 
Sch. sei dort im „inneren Kreis“, etwa 
in weiteren kleineren Chatgruppen, 
gewesen. Er habe angegeben, die 
Gruppe „Nord“ habe seit 2019 exis-
tiert und 70 Leute umfasst. In den 
Ablegergruppen „Nordkreuz“ und 
„Nord.com“ seien jeweils 30 Leu-
te gewesen. Laut Lohse waren die 
Chatgruppen von „starken auslän-
derfeindlichen Tendenzen“ durch-
zogen. Darüber hinaus habe es 
ab 2016 21 Treffen gegeben. Sch. 
belastete in seiner Aussage dann 
den Polizisten Haik Jaeger und 
Jan Hendrik H. so stark, dass der 
Generalbundesanwalt Ermittlun-
gen wegen der Vorbereitung einer 
schweren staatsgefährdenden Straf- 
tat einleitete. Man fürchtete, so die 
Aussagen der Bundesanwälte, Jae-
ger und H. würden ihre legalen Waf-
fen „subjektiv umwidmen“ und für 
einen „Tag X“ verwenden, an dem 
sie unter anderem politische Feinde 
töten wollten. Der Frage, inwieweit 
den Bundes- oder Landesbehörden 
Nordkreuz schon vor diesem Zeit-
punkt bekannt war, widmete sich 
der Untersuchungsausschuss in sei-
nen späteren Sitzungen.

Bei den auf die Aussagen von Horst 
Sch. folgenden Durchsuchungen 
am 28. August 2017 wurde bei H. 
ein gelber Ordner mit einer „Mate-
rialsammlung“ (Lohse) zu Personen 
aus dem Bereich Rostock gefun-
den, darunter Mandatsträger*innen 
und zivilgesellschaftlich engagierte 
Menschen. Dieses Material habe mit 
Material „korrespondiert“, das bei 
Jaeger gefunden worden sei und 
das dieser mit Daten aus unerlaub-
ten Abfragen im Polizeisystem er-
gänzt habe. Lohse verharmloste 
diese zum Teil umfangreichen Dos-
siers: Er nannte sie „Ausdrucke aus 
dem Internet“ – der Begriff Feindes-
listen sei von „außen“ gekommen. 
Die auf den Listen aufgeführten 
Menschen wurden nicht informiert.

Bei Marko Gr. wurde am 28. August 
2017 lediglich als Zeuge im Ver-
fahren der Bundesanwaltschaft 
durchsucht. Der Elite-Polizist Gr. war 
Administrator der „Nord“-Chatgrup-
pen und Initiator der persönlichen 
Treffen von Nordkreuz-Mitgliedern. 
Gefunden wurden bei ihm Waffen, 
Munition, ein Kassenbuch von Nord-
kreuz und ein Collegeblock mit Auf-
zeichnungen zu den Aktivitäten von 
Nordkreuz. Journalist Dirk Laabs 
sagte zu dieser Durchsuchung: „Bei 
Gr. hat man Zehntausende Schuss 
gefunden, die Munition stammte 
von Behörden. Die erste Durchsu-
chung 2017 war eigentlich ein großer 
Erfolg. Da würde man doch denken, 
das führt man zusammen mit dem 
Paragraph 129. Das hatten auch die 
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Behörden in Mecklenburg-Vorpom-
mern gedacht.“ Für den Vorwurf 
der Bildung einer kriminellen Ver-
einigung (Paragraph 129 des Straf-
gesetzbuches) oder einer terroristi-
schen Vereinigung (Paragraph 129a) 
braucht es den Zusammenschluss 
von mindestens drei Personen. Die 
Bundesanwaltschaft aber beließ es 
bei der bisherigen Konstellation: H. 
und Jaeger als einzige Beschuldig-
te in ihrem Verfahren. Alle anderen 
Verfahren, die durch die Durchsu-
chung angestoßen worden waren, 
wurden an das Land Mecklenburg-
Vorpommern übergeben.

Ein Terrornetzwerk mit arbeits-
teiliger Vorgehensweise oder 
„Überlebenssicherung im Krisen-
fall“?

In einer Pressemitteilung von Mi-
chael Noetzel (Linksfraktion) im 
Anschluss an die Aussagen der 
Bundesanwälte im Untersuchungs-
ausschuss hieß es: „Wir gehen fest 
davon aus, dass Nordkreuz arbeits-
teilig vorging. Während sich eine 
Person um abgelegene Objekte 
kümmerte, sammelte ein anderer im 
Auftrag des Netzwerks Munition. An 
einem weiteren Ort lagerten schließ-
lich Listen mit ‚schädlichen‘ Per-
sonen, die interniert und liquidiert 
werden sollten. Auf realen Treffen 
wurde schließlich darüber sinniert, 
ob man als Uniformierter leichter 
Polizeisperren passieren könne. 
Eine derartige Gruppenstruktur 

liegt hier einfach auf der Hand.“7 
Dementsprechend stellte auch der 
Untersuchungsausschuss die Fra-
ge, warum die Bundesanwaltschaft 
kein Verfahren wegen Bildung einer 
kriminellen oder terroristischen Ver-
einigung gegen H., Jaeger, Gr. und 
weitere Personen eröffnete.

Laabs stellte in seiner Aussage dar, 
wie Nordkreuz und insbesondere 
Marko Gr. nach den Durchsuchun-
gen 2017 in die Offensive gingen: „Gr. 
hat sein Gesicht gezeigt, das hätte 
er nicht tun müssen. Er hat aber sel-
ber die Entscheidung getroffen, an 
die Öffentlichkeit zu gehen und hat-
te dadurch einen taktischen Vorteil. 
Das war ein sehr wichtiger Moment. 
Gr. spricht selbst mit der Presse, er 
macht was Schlaues und setzt das 
Narrativ ‚Prepper‘ [also Menschen, 
die sich beispielsweise mit Vorräten 
auf Katastrophen vorbereiten]. Da-
bei war eigentlich klar, was gelaufen 
ist: Das war eine Wehrsportgruppe.“

Gegen Gr. übergab die BAW nach 
dem August 2017 aber lediglich ein 
Verfahren wegen illegalen Waffen-
besitzes an die Staatsanwaltschaft 
Schwerin. Die Abgeordneten woll-
ten aber auch wissen, warum die 
Bundesanwaltschaft das Verfah-
ren gegen Gr. auch nach späterem 

7	 Pressemitteilung von Michael Noetzel: 
„Verdunklungsverdacht im Nordkreuz-Kom-
plex“. Online abrufbar unter: www.links-
fraktionmv.de/presse/pressemeldungen/
detai l/news/verdunklungsverdacht- im-
nordkreuz-komplex (Stand: 3.6.26)
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eindringlichen Bitten des Bundes-
kriminalamtes (BKA), der Staats-
anwaltschaft Schwerin und des 
Landeskriminalamtes (LKA) Meck-
lenburg-Vorpommern nicht wieder 
übernahm. Von zentraler Bedeu-
tung war auch die Frage, warum die 
Bundesanwaltschaft die Verfahren 
gegen H. und Jaeger im Dezember 
2021 schließlich einstellte.

Zu diesen Fragen hatten sich die 
Zeugen aus der Bundesanwalt-
schaft noch nicht einmal überzeu-
gende Narrative zurechtgelegt. 
Gegen Gr. habe man nicht ermittelt, 
weil der Zeuge Sch. diesen nicht 
in gleicher Art und Weise benannt 
habe wie Jaeger und H. Und gegen 
letztere seien die Verfahren ein-
gestellt worden, weil man, so die 
Zeugen vor dem Ausschuss, eine 
„subjektive feste Entschlossenheit“ 
(Lohse) hätte feststellen müssen und 
man alle Nachrichten und Aktivitäten 
im Rahmen von Nordkreuz auch in 
Richtung einer Überlebenssicherung 
im Krisenfall hätte interpretieren 
können. Lohse: „Wir können nur das 
zugrunde legen, was wir wirklich be-
weisen können. Es kann tatsächlich 
anders gewesen sein, wir können ja 
nur nach Beweisen suchen, das ist in 
unserem Rechtsstaat so.“

Das Beharren der Bundesanwalt-
schaft

Am 24. Juni 2024 sagte ein Beam-
ter vom BKA im Untersuchungs-
ausschuss aus, der im Auftrag der 

Bundesanwaltschaft als Ermitt-
lungsführer im Verfahren gegen 
Jan Hendrik H. und Haik Jaeger 
tätig war. Der Auftrag sei es gewe-
sen, so der Zeuge, den Tatvorwurf 
der Vorbereitung einer schweren 
staatsgefährdenden Straftat zu er-
hellen. Die juristische Bewertung 
und damit auch die Entscheidung, 
ob man das Verfahren erweitern 
sollte, lag weiterhin bei der Bundes-
anwaltschaft.

Der Beamte wurde auch nach Marko 
Gr. gefragt und antwortete: „Wir ha-
ben natürlich auch Ermittlungen zu 
Marko Gr. angestellt. Wir haben ver-
sucht, seine Rolle zu beleuchten, um-
fänglich Chats und Asservate ausge-
wertet. Das stellte sich so dar, dass er 
Führungsperson war innerhalb der 
Chatgruppen, nicht nur im virtuellen 
Rahmen. Gr. war Organisator von 
Treffen, er hat organisiert und ein-
geladen. Unsere Ermittlungen haben 
ergeben: Gr. war Koordinator, der 
gesagt hat, was beschafft werden 
muss, er hat auch Geldsammlungen 
gemacht für nötige Dinge.“ Außer-
dem könne er auch als Scharnier ins 
bundesweite Netzwerk gelten, da er 
mit Schlüsselpersonen in der über-
geordneten Chatgruppe „Basis“ or-
ganisiert gewesen sei.

Nach den ersten Durchsuchungen 
im August 2017 habe man diese Er-
kenntnisse zusammengefasst und 
der Bundesanwaltschaft zur Prü-
fung vorgelegt. Die Bundesanwalt-
schaft habe dennoch festgelegt, 
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dass Marko Gr. nicht als Beschuldig-
ter, sondern weiterhin nur als Zeuge 
geführt werden solle. Auf Nachfrage 
zeigte sich, dass der BKA-Zeuge die 
Erkenntnisse erneut in einem 37-sei-
tigen Vermerk zusammengefasst 
hatte. In dem Vermerk geht er auf 
Aktivitäten der einzelnen Personen, 
aber auch auf das offenbar arbeits-
teilige Vorgehen des Netzwerks ein. 
Das Ziel war eine Prüfung, ob weite-
re Personen als Beschuldigte geführt 
werden sollen. Dies wurde von der 
Bundesanwaltschaft jedoch erneut 
abgelehnt. Der BKA-Beamte ging in 
seiner insgesamt eher wortkargen 
Aussage nicht offensiv mit diesem 
Dissens um, sagte aber – insbeson-
dere mit Bezug zum Verfahrenssta-
tus von Marko Gr. als Zeuge – auf 
Nachfrage: „Es ist schon hinterfragt 
worden, warum das so ist, das ist 
aber nie ausführlich vom GBA be-
gründet worden. Es gab keine 
schriftliche Einlassung dazu, warum 
man dem nicht gefolgt ist. Aber es 
ist richtig, das ist meine damalige Be-
wertung des Sachverhalts.“

„Wehret den Anfängen“ – Frühe 
Warnungen vor Marko Gr.

In Mecklenburg-Vorpommern war 
Marko Gr., noch bevor es Nord-
kreuz gab, immer wieder einzelnen 
Kollegen aufgefallen, die einige sei-
ner Aussagen und Aktivitäten als 
rechts einordneten und versuchten 
dagegen zu intervenieren. Die Aus-
sagen dieser Zeugen im Untersu-
chungsausschuss machten auch 

deutlich, dass der Nordkreuz-Kom-
plex womöglich sogar hätte ver-
hindert werden können. Da war zu-
nächst die Aussage des ehemaligen 
Chefs des LKA Mecklenburg-Vor-
pommern, Ingolf Mager. Er wurde 
im Zuge des Nordkreuz-Skandals 
2019 versetzt. Mager kannte Marko 
Gr. bereits seit mindestens 2009. In 
diesem Jahr führte er ein Gespräch 
mit Gr., der damals noch Beamter 
des (in Mecklenburg-Vorpommern 
beim LKA angesiedelten) Spezial-
einsatzkommandos (SEK) war. Zu-
vor hatte es eine Meldung zu einer 
„Reichskriegsflagge“ in der Garage 
von Gr. gegeben.8 Er, Mager, habe 
Gr. eingeschärft, dass „militärhisto-
risches Interesse“ nicht in die Nähe 
von „Extremismus“ kommen dürfe. 
Als Mager im Jahr 2017 über die 
bevorstehenden Durchsuchungen 
informiert wurde, war Gr. nicht mehr 
beim SEK aktiv, sondern in andere 
Polizeibereiche abgeordnet.

Ein heute pensionierter leitender Po-
lizist, Hans-Peter Gü., sagte am 28. 
Oktober 2024 im Ausschuss aus, er 
habe bereits 2008 und 2009 vor der 
rechten Gesinnung von Marko Gr. 

8	 Gemeint ist vermutlich die Kriegsflagge 
des Kaiserreichs, die sich in der deutschen 
extremen Rechten großer Beliebtheit er-
freut. Während des Nationalsozialismus gab 
es auch eine Version der Flagge mit Haken-
kreuz. In vielen Fällen kann das Zeigen der 
„Reichskriegsflagge“ auch als Ersatzhand-
lung für das Zeigen der Hakenkreuzfahne 
gelten, weil es im Unterschied zu Fahnen mit 
dem Hakenkreuz jahrzehntelang nicht ver-
boten oder gesetzlich eingeschränkt war.
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gewarnt. Der Zeuge war Leiter der 
Sportschießmannschaft der Polizei 
Mecklenburg-Vorpommern, zu der 
auch Marko Gr. gehörte. Gü. sagte 
zum Verhalten von Gr. in der Schieß-
mannschaft aus: „Über mehrere 
Jahre hat sich aber sein Verhalten 
geändert. Es ist deutlich geworden, 
dass er rechtslastig ist. Er hat sich 
mit Wehrmacht und SS beschäftigt. 
Ich musste auch feststellen, dass 
er immer mehr ausländerfeindlich 
war.“ Auf einer privaten Feier sei Gr. 
dem Zeugen dann durch Verherrli-
chung des Nationalsozialismus und 
erneut „Ausländerfeindlichkeit“ auf-
gefallen. Der Zeuge berichtete, dass 
er Gr. daher als nicht geeignet für 
den Gehobenen Dienst bei der Poli-
zei, den dieser anstrebte, ansah. Er 
sei da nach dem Prinzip „Wehret den 
Anfängen“ vorgegangen. Er mel-
dete dies Ingolf Mager, mit dem er 
studiert hatte und der damals noch 
stellvertretender Leiter des LKA war. 
Seine Warnungen verhallten jedoch: 
Bekanntermaßen konnte Gr. ohne 
Verzögerung in der Polizei aufstei-
gen. Währenddessen bewaffnete 
er sich auf legale und illegale Weise 
und konnte anscheinend Munition in 
erheblichen Mengen beschaffen.

Als Ingolf Mager am 4. November 
2024 bei seiner zweiten Aussage 
vor dem Untersuchungsausschuss 
mit diesen Fakten konfrontiert wur-
de, sagte der ehemalige LKA-Chef, 
dass keine strafrechtlichen Verstö-
ße vorgelegen hätten. Auch in ei-
nem persönlichen Gespräch mit Gr. 

habe er, so Mager, bei diesem nicht 
den Eindruck einer rechtsextremen 
Gesinnung gehabt.

Marko Gr. wurde so noch nicht ein-
mal vorübergehend vom Lehrgang 
zum Gehobenen Dienst zurückge-
halten. Dort angekommen machte 
sich Gr., laut einem Aktenvorhalt im 
Ausschuss, über Gü. lustig – offen-
bar war Gr. berichtet worden, wer 
ihn gemeldet hatte. Diese Meldung 
durch Gü. und die daran anschlie-
ßenden Gespräche hätten Gr. nicht 
davon abgehalten, seine rechte Ge-
sinnung auch hier zu verbreiten, 
berichtete der Zeuge Bernd Lange 
im Untersuchungsausschuss. Der 
mittlerweile verstorbene Lange war 
selbst Mitglied des Untersuchungs-
ausschusses und dort Obmann für 
die SPD. Lange war Polizeibeamter 
und hatte am selben Lehrgang in 
den Jahren 2009 und 2010 teilge-
nommen wie Gr. Dort war ihm des-
sen rechte Gesinnung ebenfalls auf-
gefallen. Auch Lange meldete dies 
bei Vorgesetzten, auch er ohne Er-
folg. In der Folge wurde Lange laut 
seiner Aussage vom großen Freun-
deskreis von Gr. beim Lehrgang ge-
mieden. Anscheinend wurde auch 
Langes Name nach dieser Meldung 
an Gr. weitergegeben. Erst später 
habe er erfahren, so Lange, dass 
sich Gr. und der Leiter des Lehr-
gangs, Michael P., noch von ihrer ge-
meinsamen Zeit beim SEK gekannt 
hätten. P. leitete später die zur Auf-
klärung der NSU-Verbrechen einge-
richtete BAO „Trio M-V“ im LKA.
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Nachdem es im Jahr 2019 erneut 
Durchsuchungen gegen Marko Gr. 
und zusätzlich gegen weitere SEK-
Beamte gegeben hatte, wurde die 
sogenannte SEK-Kommission ein-
gesetzt. Sie stellte fest: Marko Gr. 
brachte in den Folgejahren immer 
wieder einschlägige Bücher mit zu 
seiner SEK-Einheit, wovon eines bei-
spielsweise einen Scharfschützen 
der Wehrmacht verherrlichte. Ge-
meldet wurden diese Vorfälle aber 
damals nicht mehr. Das Innenminis-
terium Mecklenburg-Vorpommern 
teilte in einer Pressemitteilung seine 
Auffassung zu den Ergebnissen der 
Kommission mit. Dort heißt es: „Ein 
Generalverdacht gegenüber der Poli-
zei bezüglich rechtsextremistischer 
Umtriebe ist unbegründet. Eine Grup-
pe innerhalb des SEK konnte sich aus 
verschiedenen Gründen merklich 
abschotten und entwickelte ein ge-
wisses Eigenleben. Hier kam es auch 
zu den rechtsextremistischen Äu-
ßerungen. Hervorzuheben ist aber, 
dass dieses Gedankengut seinen 
Ursprung nicht bei den Spezialkräf-
ten fand, sondern in die Spezialkräfte 
hineingetragen wurde. Die Kommis-
sion kam zu der Erkenntnis, dass der 
mutmaßliche Wortführer innerhalb 
der Gruppe, Herr [Gr.], bereits vor 
seinem Eintritt in die Landespolizei 
rechtsextremistische Auffassungen 
vertrat.“9  Ein Beispiel dafür, wie der 

9	 Ministerium für Inneres, Bau und Digi-
talisierung des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern: Pressemitteilung vom 26.11.2019. 
Online abrufbar unter: www.regierung-mv.

Nordkreuz-Komplex zuerst nicht ver-
hindert und im Nachgang immer wie-
der entpolitisiert wurde.

„Gefahr ungewollter Informations-
verbreitung“ – Die abgeschottete 
Ermittlungsgruppe im LKA Meck-
lenburg-Vorpommern

Im letzten Drittel der Sitzungen zum 
Nordkreuz-Komplex sagte der heu-
tige Chef des Verfassungsschutzes 
Mecklenburg-Vorpommern, Tho-
mas Krense, aus. Er sprach aller-
dings die meiste Zeit aus der Sicht 
des Landeskriminalamts (LKA), des-
sen stellvertretender Leiter er zur 
Zeit der Ermittlungen gegen Nord-
kreuz war. Laut Krense hatten die 
Bundesbehörden schon vor den 
Durchsuchungen bei Mitgliedern 
von Nordkreuz im August 2017 das 
LKA Mecklenburg-Vorpommern in-
formiert. In der Nachricht sei von ei-
ner Gruppierung die Rede gewesen, 
die sich auf einen „Tag X“ vorbereite.

Auch Feindeslisten hätten in die-
ser Information eine Rolle gespielt. 
Man habe als LKA dann den dama-
ligen Innenminister Lorenz Caffier 
(CDU) informiert, ihm aber keine 
Namen genannt. Im Nachgang zu 
den Durchsuchungen habe man 
aber keine Meldungen zu gefun-
denen Listen erhalten, so Krense. 
Trotz Nachfragen über „alle mög-
lichen Wege“ habe es immer die 

de/Aktuell/?id=155530&processor=proces-
sor.sa.pressemitteilung (Stand: 3.6.36)
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gleiche Antwort gegeben: Es sei-
en keine Listen gefunden worden. 
Erst nachdem die Tageszeitung taz 
über Listen berichtet und die da-
malige Bundestagsabgeordnete 
Martina Renner eine Kleine Anfrage 
dazu gestellt hatte, hätten die Bun-
desbehörden nach Mecklenburg-
Vorpommern gemeldet, dass sie 
„Sammlungen“ gefunden hätten, 
stellte der Zeuge verärgert dar.

Die Ermittlungen gegen Marko Gr. 
und zu seiner Rolle im Nordkreuz-
Komplex wurden dann den Behör-
den in Mecklenburg-Vorpommern 
übertragen. Auch dazu sagte der 
ehemalige LKA-Chef Ingolf Mager 
aus, nämlich bei seiner ersten Aus-
sage im Untersuchungsausschuss 
am 1. Juli 2024. Mager bekannte 
sich vor dem Untersuchungsaus-
schuss zu seiner Verantwortung. 
Er berichtete, dass man, weil sich 
die Ermittlungen auch gegen Poli-
zei-Kollegen richteten, zunächst in 
anderen Bundesländern und beim 
BKA erfragt habe, ob diese die Er-
mittlungen übernehmen könnten. 
Das habe nicht funktioniert. So habe 
man sich entschieden, die Ermittlun-
gen auf die „EG Hai“ zu übertragen. 
Diese Ermittlungsgruppe habe oh-
nehin abgeschottet gearbeitet, weil 
sie auf Amts- und Korruptionsdelikte 
und somit auf Ermittlungen im Kol-
leg*innenkreis spezialisiert war. Hier 
seien dann besondere Maßnahmen 
ergriffen worden: „Geheimhaltung 
war wichtig, aber nicht einfach zu 
gewährleisten. Es gibt viele Kenn-

verhältnisse und Kontakte. Es war 
klar, wenn wir Ermittlungen führen, 
braucht es eine kleine abgeschotte-
te Gruppe. Das Innenministerium hat 
auch nur eingeschränkt Informatio-
nen bekommen. Das war kein Miss-
trauen, aber die Gefahr ungewollter 
Informationsverbreitung wächst mit 
jeder Person.“ Diese Abschottung 
sei nicht nur räumlich gewesen: „Wir 
mussten auch die Ermittlungen tar-
nen, das war uns wichtig.“

Das gleiche habe auch für die wei-
teren Durchsuchungen am 12. Juni 
2019 gegolten. Diese wurden von 
den Landesbehörden initiiert und 
richteten sich – neben Marko Gr. – 
vor allem gegen drei Angehörige 
des SEK. Mager: „Es war ein zent-
rales Problem, die Gesamtmaßnah-
men geheim zu halten. Wir haben 
den Einsatzkräften einen anderen 
plausiblen Einsatzgrund genannt.“ 
Vor Bekanntgabe der Durchsu-
chung seien den Einsatzkräften die 
Handys weggenommen worden.

In der Sitzung am 16. September 
2024 gab es dann Einblicke in die ab-
geschottete Ermittlungsgruppe. De-
ren Leiter, Hans-Helmut Ge., hielt die 
Kombination aus rechter Gesinnung 
und Bewaffnung des Netzwerks bei 
Nordkreuz für sehr beunruhigend 
und tut dies auch weiterhin. Er habe 
diese Einschätzung und die Not-
wendigkeit von Ermittlungen gegen 
mehr als nur die zwei Beschuldigten 
sowohl bei der Bundesanwaltschaft 
als auch bei der Staatsanwaltschaft 
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Rostock deutlich gemacht. Dass er 
eine Ausweitung der Ermittlungen 
auf den Vorwurf der Bildung einer 
terroristischen oder kriminellen Ver-
einigung für notwendig hielt, habe er 
ebenfalls zum Ausdruck gebracht. 
Auch bei einem Vorgespräch mit 
dem Richter beim Verfahren gegen 
Marko Gr. wegen illegalen Waffen-
besitzes habe er auf diesen Zusam-
menhang hingewiesen. All dies blieb 
ohne Erfolg, obwohl auch das BKA 
und die Staatsanwaltschaft Schwe-
rin eine Ausweitung des Verfahrens 
angeregt hatten.

Die interne Ermittlungsgruppe arbei-
tete alle Chats von Marko Gr. durch. 
Das BKA hatte in diesen Chats ledig-
lich mit Stichwortsuche nach Waffen 
und Munition gesucht und dem LKA 
Mecklenburg-Vorpommern dann 
die entsprechenden isolierten Einzel-
funde zur Prüfung zukommen las-
sen. Die Ermittlungsgruppe forderte 
die gesamten Chats an, bekam aber 
nach längerem Hin und Her nur die 
Chats von Marko Gr. Aber auch die-
ses Material sei so umfangreich ge-
wesen, dass man Technik beschaf-
fen und weiteres Personal habe 
einsetzen müssen; es sei um mehr 
als Waffen gegangen. Eine Stich-
wortsuche sei nicht ausreichend ge-
wesen: „Wir mussten uns die Mühe 
machen, den ganzen Chat zu lesen.“

Auch Ingolf Mager bezeichnete die 
Zusammenarbeit mit dem BKA im-
mer wieder als „bemerkenswert“. 
So seien ihnen beispielsweise Chat-

verläufe von Gr. übermittelt worden, 
die das BKA nicht ausgewertet hat-
te. Außerdem hätten sie wiederholt 
um eine Einschätzung der Gefähr-
lichkeit der beteiligten Personen und 
des Sachverhalts gebeten. Das sei 
aber nicht ausreichend geschehen.

Darüber hinaus musste die Er-
mittlungsgruppe die Fundstücke 
der ersten Durchsuchung bei Gr. 
neu asservieren. Das BKA hatte 
Waffen und Munition weder auf-
gelistet noch zu sich genommen, 
sondern sie einfach der Waffen-
behörde übergeben, die sie lagern 
sollte. Dort holte das LKA sie später 
ab. Bei der Durchsuchung bei Marko 
Gr. im Juni 2019 waren ein weiteres 
Mal Munition sowie eine Klein-Ma-
schinenpistole der Marke Uzi mit 
Schalldämpfer gefunden worden. 
Der leitende Ermittler Ge. war sich 
vor dem Ausschuss sicher: „Gr. hat-
te den Finger schon am Abzug“. Gr. 
habe, so Ge., auf den „Tag X“ gewar-
tet und hätte diesen gegebenenfalls 
selbst herbeigeführt: „Der hat mit 
den Hufen gescharrt“. 

Er habe die Betroffenen auf den 
Feindeslisten auch persönlich in-
formieren wollen, so der ehemali-
ge LKA-Chef Mager im Ausschuss. 
Dies habe man aber, laut Mager, 
im Innenministerium Mecklenburg-
Vorpommern anders gesehen. Im 
Innenministerium habe man be-
fürchtet, so Mager, dass dem The-
menkomplex sonst eine „signifikan-
te Bedeutung“ zugemessen würde. 
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Die Betroffenen erfuhren daher erst 
2019 bei Vernehmungen durch das 
BKA davon, dass sie auf den Fein-
deslisten von Nordkreuz vermerkt 
waren.

Unvollständige Risikoanalysen

Wie gefährlich Marko Gr. und an-
dere Nordkreuz-Mitglieder zum 
Zeitpunkt des Auffliegens waren, 
wollte das LKA Mecklenburg-Vor-
pommern anhand von Risikoana-
lysen herausfinden. Die dazu aus-
sagende Zeugin sagte im Oktober 
2024 mit Verweis auf ihre Aussage-
genehmigung im öffentlichen Teil 
der Sitzung nicht viel zu den Ergeb-
nissen. Auf Nachbohren von Abge-
ordneten sagte sie zumindest: „Ja, 
so wie Sie sagen, die Personen ha-
ben zusammen gehandelt und sind 
arbeitsteilig vorgegangen.“

Die Zeugin konnte ihre Arbeit nicht 
zu Ende bringen. Weder habe man 
alle wichtigen Personen noch das 
Netzwerk analysieren können. 
Deutlich wurde durch die Aussage 
der Zeugin, dass es anfangs viele 
Ressourcen für die Risikoanalysen 
gegeben habe, doch nach dem 
Wechsel an der Spitze des LKA 
Ende 2019 – also der Versetzung 
von Ingolf Mager – die Weiterarbeit 
ausgebremst worden sei. Diese sei 
„im Grunde im Sande verlaufen“. 
Die Zeugin sagte, sie hätten immer 
wieder darauf hingewiesen, aber „ir-
gendwann aufgegeben“.

Der als Zeuge am 2. Dezember 2024 
aussagende Alexander Horn vom 
LKA Bayern war als Operativer Fall-
analytiker für die Risikoanalysen zu 
einzelnen Nordkreuz-Mitgliedern 
hinzugezogen worden. In seiner 
Aussage vor dem Ausschuss warf 
er eine größere Perspektive auf den 
Nordkreuz-Komplex. Dabei verwies 
Horn auf ein Thesenpapier der Ar-
beitsgruppe zu den Risikoanalysen. 
Dieses unterliegt, vor allem weil es 
persönliche Informationen über die 
analysierten Personen enthält, einer 
Geheimhaltungseinstufung. Allge-
mein durften die Zeug*innen öf-
fentlich keine Auskünfte über Nord-
kreuzler geben, die zu persönlich 
gewesen wären oder Disziplinar-
maßnahmen betroffen hätten.

Auch nach Einschätzung des Fall-
analytikers Horn war Nordkreuz ar-
beitsteilig vorgegangen. Gr. sei bei-
spielsweise für Waffen und Taktik 
zuständig, H. der politische Kopf ge-
wesen. Das gemeinsame Ziel dieser 
Arbeitsteilung sei es gewesen, am 
„Tag X“ das politische System durch 
ein System nach eigenen Vorstel-
lungen zu ersetzen. Dann wären, 
laut Horn, wohl auch die bereits an-
gelegten Listen zum Einsatz gekom-
men. Die Ideologie in Kombination 
mit den Listen und der Waffenbe-
schaffung sei ein Punkt, an dem sich 
die Gefährlichkeitseinschätzung er-
höht habe. 

In seinem Strafprozess 2019 wurde 
Marko Gr. von der Staatsanwalt-
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schaft zu dieser Risikoanalyse ge-
fragt. Gr. erwiderte aufgebracht, 
was „der Herr Horn aus München“ 
geschrieben habe, das sei „Wahn-
sinn“, davon distanziere er sich. 
Er lehne Gewalt ab, er habe noch 
nie eine körperliche Auseinander-
setzung gehabt, sei Schlägereien 
stets aus dem Weg gegangen. Das 
sei nur etwas anderes, wenn es um 
Notwehr oder Dienstliches gehe.

„Waffenleidenschaft und 
Preppen“ – Die Schweriner 
Staatsanwaltschaft und der 
Prozess gegen Marko Gr.

Die Staatsanwaltschaft Schwe-
rin führte die Anklage im Prozess 
gegen Marko Gr. wegen Verstoßes 
gegen das Kriegswaffenkontroll-
gesetz, das Waffengesetz und das 
Sprengstoffgesetz. Der Prozess 
begann am 20. November 2019. 
Zu diesem Verfahren wurden im 
Untersuchungsausschuss die für 
das Verfahren gegen Gr. zuständi-
ge Staatsanwältin Sc. und ihre Ver-
treterin Claudia Lange, die auch als 
Pressesprecherin für die Staatsan-
waltschaft tätig war, als Zeuginnen 
gehört. Beide gaben an, dass die 
Staatsanwaltschaft Schwerin zwei-
mal eine Übernahme des Verfah-
rens gegen Gr. durch die Bundesan-
waltschaft beantragt habe. Örtliche 
Staatsanwaltschaften können sel-
ber nicht wegen des Verdachts der 
Bildung einer terroristischen Ver-
einigung nach Paragraph 129a StGB 
tätig werden. Bundesanwalt Lohse 

hatte in seiner Aussage angegeben, 
man habe den Vorgang „intensiv 
geprüft“. Sc. sagte hingegen, das 
erste umfangreiche Schreiben der 
Schweriner Staatsanwaltschaft an 
die Bundesanwaltschaft sei „mit ei-
nem Zweizeiler“ abgelehnt worden. 
Lange sagte im Ausschuss, dass 
eine derart begründungslose Ab-
lehnung unüblich sei: „Da fühlt man 
sich nicht ernst genommen“. Mehr 
noch: Auf das zweite Schreiben sei 
dann gar keine Antwort mehr ge-
kommen.

Die Staatsanwaltschaft Schwerin 
trennte in der Folge einige Verfah-
ren ab, um weitere Ermittlungen 
zu ermöglichen und erhob gegen 
Marko Gr. Anklage beim Landge-
richt Schwerin. Dieser hatte seit 
der Durchsuchung im Juni 2019 
in Untersuchungshaft gesessen. 
Wegen des in der Strafprozessord-
nung festgeschriebenen Beschleu-
nigungsgebotes bei Haftsachen 
standen die Ermittlungen gegen Gr. 
unter zeitlichem Druck. So konnte 
etwa das Gutachten zur bei Gr. auf-
gefundenen Munition nicht vor dem 
Urteil fertiggestellt werden, selbst 
die Auswertung der Chats war noch 
nicht abgeschlossen.

Während der fünf Verhandlungs-
tage des Prozesses gegen Gr. un-
terstützten zahlreiche auf der Be-
sucher*innenempore anwesende 
Personen, darunter bekannte Nord-
kreuz-Mitglieder, den Angeklag-
ten mit Sympathiebekundungen. 
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In ihrer Anklageschrift verlas die 
Staatsanwaltschaft Schwerin eine 
lange Liste an Waffen und Munition, 
die Marko Gr. gesammelt und be-
sessen hatte. Diese habe er, so die 
Staatsanwaltschaft, besessen, um 
die Ziele der Gruppe Nordkreuz zu 
verwirklichen. Es sei um die Vorbe-
reitung auf einen „Tag X“ gegangen, 
den die Anklage als Tag betrachte-
te, an dem die Bundesregierung ihre 
Regierungsmacht verlieren würde.

Das Landgericht Schwerin inter-
essierte sich jedoch nicht für den 
politischen Hintergrund. Der Richter 
erklärte, dass er im Vorgespräch 
unter den Verfahrensbeteiligten 
klargemacht habe, dass man sich 
auf den Verstoß gegen das Waffen-
recht konzentrieren wolle. Bei dem 
Gespräch habe er zudem die Mög-
lichkeit eines Urteils mit einer Strafe 
von zwei Jahren auf Bewährung in 
Aussicht gestellt. Auch zu den Be-
sucher*innen gewandt sagte der 
Richter bereits am ersten Prozess-
tag, er wolle auch wegen der gro-
ßen Öffentlichkeit „sensibilisieren“: 
Es gehe hier um Waffen und Muni-
tion, nicht um Gruppenzugehörig-
keit und politische Ausrichtung des 
Angeklagten. Auf eine breite Be-
weisaufnahme wurde also verzich-
tet, stattdessen wurden Aussagen 
anderer Nordkreuz-Mitglieder, die 
bei polizeilichen Vernehmungen 
gemacht worden waren, im Selbst-
leseverfahren eingeführt, also nicht 
wie eigentlich üblich in öffentlicher 
Sitzung verlesen. Marko Gr. selbst 

gab eine abenteuerliche, entpoli-
tisierende Erklärung ab und übte 
sich in Selbstverharmlosung. Er er-
klärte unter anderem zu den in bei 
ihm gefunden Aufzeichnungen auf-
gelisteten Punkten „Löschkalk“ und 
„Leichensäcke“, diese seien zur Vor-
bereitung auf eine Katastrophe wie 
etwa einen längeren Stromausfall 
eingeplant worden. Der Löschkalk 
sei für Feldlatrinen gedacht gewe-
sen, die Leichensäcke als wasser-
dichte Hüllen für Schlafsäcke. Ein 
Kollege habe dann einfach 30 Stück 
bestellt, bei solchen Überlegun-
gen habe auch „schwarzer Humor“ 
eine Rolle gespielt. Seine Erklärung 
unterschied sich dabei schon von 
anderen Aussagen von Nordkreuz-
Mitgliedern bei der Polizei, die ange-
geben hatten, beides sei für mög-
liche Todesopfer aus den eigenen 
Reihen gedacht gewesen.

Zweimal aussagen musste im Pro-
zess Matthias He., Mitarbeiter des 
Landkreises Ludwigslust-Parchim 
und dort für Waffenrecht und die 
Ausstellung von Waffenbesitzkar-
ten zuständig. He. war bei der ers-
ten Durchsuchung bei Gr. vom BKA 
als Zeuge hinzugezogen worden, 
um die Waffen zu begutachten. Ihm 
wurden am Ende der Durchsuchung 
Waffen und Munition zur Lagerung 
übergeben, obwohl sich im Laufe 
der Durchsuchung herausgestellt 
hatte, dass zwischen He. und Gr. ein 
„Kennverhältnis“ bestand. Die Fun-
de wurden laut He. nicht vor Ort auf-
gelistet, man habe sich stattdessen 
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darauf geeinigt, dass He. alles mit-
nehmen und in Ruhe auflisten solle. 
He. war auch zuständig für die Er-
teilung und Entziehung der Waffen-
besitzkarte von Gr. Letzteres sei in 
diesem Fall dann erst im September 
2019 erfolgt, so He. Die Gründe für 
die Entziehung, soviel steht heute 
fest, hatten bereits 2017 vorgelegen.

Marko Gr. wurde im Prozess zu ei-
ner Bewährungsstrafe von einem 
Jahr und neun Monaten verurteilt. 
Im Urteil nannte der Richter den An-
geklagten „waffenbegeistert“ und 
verglich ihn mit einem Musiker, der 
auch nicht ohne seine Instrumente 
auskäme. Als Landgericht sei man 
nicht für Terror zuständig, es gehe 
„nicht um Gesinnungsstrafrecht“. 
Der Richter räumte ein, dass Gr. zu 
den Munitionslieferanten geschwie-
gen habe, aber „vielleicht weiß er es 
nicht mehr“. Die UnterstützerInnen 
von Gr. im erhöht über dem Saal lie-
genden Besucher*innenbereich be-
grüßten das Urteil mit Applaus.

Hans-Helmut Ge., der Ermittlungs-
leiter im LKA, sagte vor dem Unter-
suchungsausschuss über Gr.: „Er ist 
meiner Meinung nach gefährlich.“ 
Er begründete das auf Nachfrage 
mit dessen Verhalten im Prozess: 
„Wie er da aufgetreten ist in der Ge-
richtsverhandlung, immer mit dem 
Gruß nach oben. Das sind teilweise 
bekannte Rechtsextreme gewe-
sen, das war für mich offensicht-
lich.“ Staatsanwältin Sc. betonte im 
Ausschuss, dass es bei einer Haft-

strafe von der Länge, wie sie gegen 
Gr. ausgesprochen wurde, eigent-
lich eine besondere Begründung 
brauche, um diese auf Bewährung 
auszusetzen. Diese habe jedoch 
nicht vorgelegen. Sie legte gegen 
das Urteil Revision ein. Die General-
staatsanwaltschaft und die Bundes-
anwaltschaft schlossen sich an. Der 
Bundesgerichtshof wies die Revi-
sion dann allerdings zurück.

Auch die im Bundesland geführten 
Verfahren gegen die vormaligen 
Hauptverdächtigen des Verfahrens 
der Bundesanwaltschaft, Haik Jae-
ger und Jan Hendrik H., sind inzwi-
schen abgeschlossen. Nachdem die 
Bundesbehörden die Ermittlungen 
eingestellt hatten, erhielt Jaeger ei-
nen Strafbefehl von 50 Tagessätzen 
à 100 Euro. Erst ab 60 Tagessätzen 
wird ein Urteil relevant für das Recht 
eine Waffe zu tragen. H. wurde von 
einem Schöffengericht zu 80 Ta-
gessätzen zu je 50 Euro verurteilt.

Komplettausfall der Schwer-
punktstaatsanwaltschaft 
Rostock und der Generalstaats-
anwaltschaft

Der leitende Ermittler Hans-Helmut 
Ge. hatte laut seiner Aussage auch 
versucht, die Staatsschutz-Schwer-
punktstaatsanwaltschaft Rostock 
zur Aufnahme eines Verfahrens 
beispielsweise wegen der Bildung 
einer kriminellen Vereinigung zu 
bewegen. Von dieser Staatsanwalt-
schaft hätte man durchaus eine 
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aktivere Rolle bei staatsschutz-
relevanten Ermittlungen wie den 
Ermittlungen zu Nordkreuz erwar-
ten können. Schließlich ist sie seit 
2017 für entsprechende Verfahren 
im ganzen Bundesland zuständig. 
Ihr Leiter, der Zeuge Gä., sagte da-
gegen im Ausschuss erstaunlicher-
weise aus, dass die Staatsanwalt-
schaft Rostock nur am Rande mit 
dem Komplex befasst gewesen sei 
und er selbst davon aus den Medien 
erfahren habe.

Gä. fühlt sich offenbar bis heute nicht 
wirklich zuständig für das Thema. 
Zur Begründung, warum er es ab-
lehnte, Maßnahmen zu ergreifen, 
als der leitende LKA-Ermittler ihn bei 
zwei Treffen darum bat, verwies Gä. 
auf juristische Abläufe und Zustän-
digkeiten. Die Zuständigkeit habe bei 
der Bundesanwaltschaft gelegen. 
Gefragt nach dem Verfahren gegen 
Marko Gr., das durch die Schweriner 
Staatsanwaltschaft bearbeitet wur-
de, sagte Gä., er gehe davon aus, 
dass dieses keinen politischen Hin-
tergrund und nichts mit Nordkreuz 
zu tun gehabt habe, weil es ihnen ja 
nicht zugeteilt worden war.

Auch die Verfahren gegen eine wei-
tere zentrale Figur, den Betreiber 
des Schießplatzes und Inhaber der 
Firma „Baltic Shooters“ in Güstrow, 
Frank T., stufte Gä. als unpolitisch ein. 
Es sei schließlich nur um Munition 
gegangen. Abgeordnete machten 
dagegen darauf aufmerksam, dass 
die Staatsanwaltschaft Rostock die 

Verfahren gegen T. nicht gesammelt 
betrachtet habe und diese fast kom-
plett eingestellt habe. Eine gemein-
same Betrachtung hätte womöglich 
ein anderes Bild ergeben.

Dirk Laabs zeichnete genau dieses 
in seiner Aussage als Sachverständi-
ger nach: „Frank T. ist das Scharnier 
zu ‚Hannibal‘ gewesen.“ T. selber war 
anfänglich ebenfalls Teil des Chat-
Netzwerks und verschickte darüber 
Anweisungen zum konspirativen 
Verhalten in den Gruppen. „Hannibal“ 
habe, so Laabs, eine „Standard Ope-
rating Procedure“, eine Anweisung 
zur Vorgehensweise, geschrieben, 
„die hat er irgendwann 2015 an T. 
gegeben. [...] Und in dieser Standard 
Operating Procedure ruft er ja zur 
Verdunklung und zur Vertuschung 
auf.“ Diverse Vorgänge auf dem 
Schießplatz und rund um dessen 
Betreiber wurden immer wieder im 
Untersuchungsausschuss themati-
siert und problematisiert. So trainier-
ten sämtliche Polizeieinheiten des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern 
regelmäßig und in Anwesenheit von 
Frank T. in Güstrow. Dadurch habe 
dieser laut Fazit der SEK-Kommission 
als Privatperson auch Einblicke in die 
Arbeit der Spezialeinheiten erhalten. 
Besonders kritisch betrachteten die 
Abgeordneten die dort veranstalte-
ten „Special Forces Workshops“. Un-
ter der Schirmherrschaft des dama-
ligen Innenministers Lorenz Caffier 
(CDU) kamen Spezialeinsatzkräfte 
aus dem gesamten Bundesgebiet 
und aus dem Ausland zu einem 



47

mehrtägigen Schießwettbewerb 
zusammen. Dort verschwammen 
die Verantwortlichkeiten und Gren-
zen zwischen staatlichen Behörden, 
einem privaten Schießplatzbetreiber 
und diversen Waffenfirmen vollends. 
Gleichzeitig kann angenommen 
werden, dass dieses Treffen ein zen-
traler Umschlagsort für Behörden-
munition war. Angehörige des Mo-
bilen Einsatzkommandos Sachsen 
sollen ein privates Schießtraining auf 
dem Schießplatz von T. mit Behör-
denmunition ‚finanziert‘ haben, was 
erst zur Auflösung der Spezialeinheit 
und später zu einem Gerichtspro-
zess führte. Ein Angeklagter wurde 
in diesem Prozess zu einer Geldstra-
fe verurteilt, die zwei anderen freige-
sprochen. 

Der Umgang mit den Betroffenen

Als 2017 bei Nordkreuz-Mitgliedern 
die ersten Durchsuchungen statt-
fanden, fand man neben Waffen und 
Munition teils detaillierte Aufzeich-
nungen zu politischen Gegner*in-
nen. Die Bundesanwaltschaft ver-
mutete bei ihren Ermittlungen, dass 
die auf den Listen verzeichneten 
Personen am „Tag X“, auf den sich 
Nordkreuz vorbereitete, abgeholt 
und umgebracht werden sollten.

Im Untersuchungsausschuss in  
Mecklenburg-Vorpommern sagte  
am 9. September 2024 eine ehe-
malige Leiterin des für Rechtsextre- 
mismus zuständigen Staatsschutz-
dezernats im LKA Mecklenburg-

Vorpommern aus. Sie war unter 
anderem für die Information der Be-
troffenen auf den Listen zuständig. 
Die Beantwortung der Frage, ob und 
wie die Betroffenen informiert wer-
den sollten, zog sich in den Behör-
den über Jahre hin. Man habe sich 
dann entschieden, so die Zeugin, 
diejenigen, deren Daten handschrift-
lich in den Listen festgehalten wa-
ren, persönlich zu informieren. Diese 
Aufgabe habe aber das BKA über-
nommen. Die Betroffenen wurden 
schließlich 2019 im Rahmen einer 
eigenen Vorladung zur Vernehmung 
darüber informiert. Laut der Zeugin 
habe man aber keine konkrete Ge-
fährdung der Personen erkennen 
können.

Die Betroffenen auf den Feindeslis-
ten haben diese Informationspolitik 
wiederholt kritisiert. „Ich hätte mir 
einfach gewünscht, dass es anders 
läuft, viel transparenter, viel offener, 
mehr gerade heraus“, so die Betroffe-
ne Claudia im Podcast „NSU-Watch: 
Aufklären & Einmischen. Vor Ort“.10

Klar wurde im Ausschuss auch, 
dass den Betroffenen der Nord-
kreuz-Feindeslisten mit der Einstel-
lung der Verfahren gegen Jaeger 
und H. die Möglichkeit genommen 
wurde, selbst Strafanzeige zu stel-

10	 w w w . n s u - w a t c h . i n f o / p o d c a s t /
n s u - w a t c h - a u f k l a e r e n e i n m i s c h e n -
46-vor-ort-mit-claudia-thomas-anna-luz-
cak-dirk-laabs-und-lobbi-gegen-rassismus-
antisemitismus-und-rechte-gewalt-in-me-
cklenburg-vorpommern/



48

len. Sie hätten Strafanzeige wegen 
Verstoßes gegen das Bundesdaten-
schutzgesetz  stellen müssen. Dies 
ist ein Antragsdelikt, Behörden wer-
den hier nicht selbstständig tätig. 
Die Betroffenen wurden darüber 
allerdings gar nicht informiert – die 
Straftaten sind inzwischen verjährt.

Prepper- und SEK-Kommission

Nach dem Auffliegen des Nord-
kreuz-Netzwerks richtete Innen-
minister Lorenz Caffier die soge-
nannte Prepper-Kommission ein, 
die den Sachverhalt aufklären soll-
te. Über die Arbeit der Kommission 
berichtete deren Leiter, Inspekteur 
a.D. der Landespolizei Wilfried Ka-
pischke, dem Ausschuss ziemlich 
unaufgeregt. Auch Kapischke war, 
damals noch in anderer Funktion, 
bereits 2009 im Zuge der Meldung 
von Hans-Peter Gü., über die rech-
ten Ansichten von Gr. informiert 
worden. Auf Fragen der Abgeord-
neten bestätigte Kapischke, dass 
die „Prepper-Kommission“ sich nur 
am Rande mit Nordkreuz befasst 
habe. Vielmehr sei es um eine Be-
griffsdefinition gegangen. Demnach 
seien „Prepper“ diejenigen, die sich 
beispielsweise mit Konserven ein-
deckten. Diejenigen, die zusätzlich 
Waffen horten und die freiheitlich-
demokratische Grundordnung ab-
lehnen, nenne man von nun an „ra-
dikale Prepper“. Angesichts dieser 
intellektuellen Glanzleistung kann 
nicht überraschen, dass die „Prep-
per-Kommission“ nichts zur Auf-

klärung des Nordkreuz-Komplexes 
beitrug.

Nach den Durchsuchungen gegen 
SEK-Angehörige im Juni 2019 wur-
de die sogenannte SEK-Kommissi-
on unter Leitung von Heinz Fromm, 
ehemaliger Präsident des BfV, ein-
gerichtet. Diese zeichnete den Weg 
der Radikalisierung von Marko Gr. 
und von weiteren SEK-Angehörigen 
nach, die sich mehr und mehr inner-
halb der Abteilung abgeschottet hät-
ten. Verantwortlich dafür, dass diese 
Entwicklung nicht erkannt wurde, 
sei auch ein Führungsversagen in-
nerhalb des LKA gewesen, stellte 
die Kommission fest. Darüber hin-
aus machte die Kommission diverse 
Missstände im Umgang mit Munition 
und der Zusammenarbeit mit dem 
Schießplatzbetreiber Frank T. aus.

Der Verfassungsschutz Mecklen-
burg-Vorpommern, die Waffen-
behörden und der Reservisten-
verband

Natürlich interessierte sich der Un-
tersuchungsausschuss auch für 
die Rolle des Verfassungsschutzes 
im Nordkreuz-Komplex. Zwei Sit-
zungen im März 2025 zeigten, dass 
vom Verfassungsschutz des Lan-
des in zwei Fällen möglicherweise 
Informationen zu den Ermittlungen 
gegen Nordkreuz an das Nord-
kreuz-Netzwerk gelangten.

Ein Mitarbeiter der Verfassungs-
schutzabteilung des Innenministe-
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riums Mecklenburg-Vorpommern 
– er war als „Schirrmeister“ für den 
Fuhrpark des Verfassungsschutzes 
zuständig, also eigentlich nicht ge-
heimdienstlich tätig – war außerdem 
Reservist. Bei seiner Zeugenaussa-
ge im Ausschuss ging es um seinen 
Versuch, an Informationen über zwei 
neue Mitglieder in seinem Reservis-
tenverband zu erlangen. Diese wa-
ren ihm zuvor als rechts aufgefallen. 
Der Zeuge sprach davon, dass die 
beiden von einer – heute als Nord-
kreuz-Mitglied bekannten – Person 
in den Verband „eingeschleust“ wor-
den seien. Nach einem informellen 
Gespräch mit dem damaligen Leiter 
des Rechtsextremismus-Referats 
des Verfassungsschutzes wollte der 
Zeuge Informationen zu den zwei 
Personen einholen. Um an deren 
Namen zu kommen, offenbarte der 
Zeuge dem Reservistenverband ge-
genüber aber explizit, dass der Ver-
fassungsschutz Interesse an diesen 
beiden Personen habe. Auch diese 
beiden Reservisten – so stellte sich 
später heraus – waren Mitglieder 
von Nordkreuz.

In einem zweiten Fall informierte 
der Verfassungsschutz nur wenige 
Wochen vor den ersten Durchsu-
chungen bei Nordkreuz im August 
2017 die Waffenbehörden über die 
extrem rechten Aktivitäten von zwei 
zentralen Nordkreuz-Mitgliedern. 
Dazu sagte „VS 45“, ein ehemali-
ger Auswerter für Rechtsextremis-
mus, aus, der Verfassungsschutz 
Mecklenburg-Vorpommern und 

der gesamte Verfassungsschutz-
verbund (also die Zusammenarbeit 
aller Landesämter und des Bun-
desamtes für Verfassungsschutz) 
seien bereits im Oktober 2016 auf 
Personen aufmerksam gemacht 
worden, die sich als größere Grup-
pe auf den „Tag X“ vorbereiteten. 
Dazu gehörten auch Personen, die 
im öffentlichen Dienst und in Sicher-
heitsbehörden tätig seien. Es sei 
die Rede von Waffen und der Vor-
bereitung auf ein autarkes Leben 
gewesen. Der Verfassungsschutz 
Mecklenburg-Vorpommern habe 
zwei Personen identifizieren können 
und habe diese „in die Bearbeitung 
aufgenommen“. Es habe dann ver-
schiedene Maßnahmen gegeben 
und man habe gesehen, dass es 
Berührungspunkte zur Bundeswehr 
und zum Reservistenverband gege-
ben habe. Mit diesen Erkenntnissen 
wandte sich der Verfassungsschutz 
bereits im Juni 2017 an die zustän-
digen Waffenbehörden, um den 
Entzug der Waffenerlaubnis für die 
beiden Personen zu erwirken. Dabei 
ging es noch nicht explizit um Nord-
kreuz.

Ob in den beiden Fällen tatsächlich 
Informationen über das Interesse 
des Verfassungsschutzes an Nord-
kreuz zu Personen aus dem Nord-
kreuz-Netzwerk gelangten, konnte 
nicht abschließend geklärt werden. 
Erneut steht jedoch im Raum, dass 
das Netzwerk vor den Durchsuchun-
gen gewarnt gewesen sein könnte.
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Möglicherweise führte die – viel-
leicht gut gemeinte, aber etwas zu 
voreilige – Idee des Verfassungs-
schutzes, die Waffenbehörden mit 
dem Ziel einer Entziehung der Waf-
fenerlaubnis über die beiden Perso-
nen zu informieren, zu dem, was „VS 
3“, der ehemalige Chef des Referats 
für Rechtsextremismus im Verfas-
sungsschutz, als Zeuge vor dem 
Ausschuss einräumte: „VS3“ gab an, 
dass aufgrund einer Unachtsamkeit 
eines Mitarbeiters der Verfassungs-
schutz Mecklenburg-Vorpommern 
ab Juni 2017 vom bundesweiten In-
formationsaustausch zu Personen 
aus dem Nordkreuz-Komplex aus-
geschlossen worden sein könnte.

Die Waffenbehörden wiederum 
sperrten sich auch nach dem Be-
kanntwerden von Nordkreuz lange, 
den Entzug der Waffenerlaubnis 
durchzuführen, weil aus ihrer Sicht 
„Weltanschauung“ nichts mit dem 
Recht Waffen zu besitzen zu tun 
habe. Der Zeuge „VS 45“ sagte dazu 
im Ausschuss, dass man sich mit 
den Waffenbehörden „auf eine Rei-
se begeben“ und am Ende der Waf-
fenentzug gestanden habe. 

„Resonanzkörper lösen 
Resonanz aus“ – Die Nachrichten-
dienste des Bundes

Nordkreuz war bundesweit The-
ma und das spiegelte sich auch 
auf Behördenebene wider. Im März 
2025 war mit Christof Gramm der 
ehemalige Leiter des Militärischen 

Abschirmdienstes (MAD), also des 
Nachrichtendienstes der Bundes-
wehr, Zeuge im Untersuchungs-
ausschuss. Seine Vorbereitung 
belief sich laut eigener Aussage 
darauf, sich bei einer Tasse Kaffee 
entspannt mit seinem ehemaligen 
Büroleiter darüber zu unterhalten, 
was Nordkreuz war. Gramm gab an, 
dass nach den Fällen von Franco Al-
brecht und Nordkreuz die Behörden 
ihre Zusammenarbeit verbessert 
hätten. Bei Nordkreuz sei es bei-
spielsweise so gewesen, dass viele 
Reservisten beteiligt gewesen seien. 
Für die sei der MAD aber nur zustän-
dig, wenn sie sich bei einer Übung 
befinden, sonst bearbeite solche 
Fälle der Verfassungsschutz. Viel 
mehr konnte Gramm zu Nordkreuz 
nicht sagen, obwohl sich mehrere 
ehemalige Bundeswehrsoldaten an 
den Chatgruppen beteiligt hatten. Er 
führte aber aus, dass Bundeswehr 
und Polizei insgesamt ein anderes 
Klientel anzögen als beispielsweise 
die humanitäre NGO „Hungerhilfe“.

Dagegen lieferte Sinan Selen eine 
für einen hohen Verfassungsschüt-
zer überraschend deutliche und 
beunruhigende Analyse des Nord-
kreuz-Komplexes. Selen ist mittler-
weile Präsident des BfV, bei seiner 
Aussage war er – nachdem Präsi-
dent Thomas Haldenwang in den 
Ruhestand versetzt worden war 
– als Vizepräsident noch lediglich 
kommissarischer Leiter des Inlands-
geheimdienstes.
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Selen machte zwar gleich zu Beginn 
seiner Aussage vor dem Ausschuss 
klar, dass er bezüglich Nordkreuz 
nicht von einem Netzwerk sondern 
von „Kennlinien“ sprechen wolle, die 
digital und analog liefen. Nach die-
ser verharmlosenden Darstellung 
legte er dann aber dar, dass in den 
verschiedenen Chatgruppen, auch 
den von Marko Gr. initiierten oder 
betreuten, dann einerseits Verstän-
digungen zu einem „Tag X“-Szenario 
stattgefunden hätten und es ande-
rerseits auch einen ideologischen 
Austausch gegeben habe. Der ver-
harmlosenden Erzählung, nur in bi-
lateralen Chats von Nordkreuz-Mit-
gliedern habe es rechtsextreme 
Inhalte gegeben, setzte Selen ent-
gegen: „Die rechtsextreme Haltung 
von einzelnen Personen innerhalb 
von Nordkreuz konnte niemandem 
entgehen.“ Auch Aussagen, es habe 
sich um eine Art unpolitisches „Plan-
spiel“ gehandelt, halte er für eine 
„Schutzbehauptung“.

Selen betonte, man sei immer wie-
der mit „Tag X“-Szenarien kon-
frontiert und auch wenn sich diese 
theoretisch anhörten, sei klar: „Re-
sonanzkörper lösen Resonanz aus“. 
In solchen Chatgruppen gebe es oft 
keinen Widerspruch, so würden aus 
Gedanken Worte und aus Worten 
Taten. Nach der Aussage von Selen 
im Ausschuss ist außerdem anzu-
nehmen, dass das BfV von der Fort-
existenz von Nordkreuz ausgeht 
und damit weiterhin befasst ist.

So weit, so richtig. Warum aber hat-
ten und haben diese Feststellungen 
keinerlei Konsequenzen? Die Ermitt-
lungen zu Nordkreuz sind eingestellt, 
nur kleinere Waffendelikte wurden 
verurteilt. Die Strukturen von Nord-
kreuz und möglicher Nachfolgeor-
ganisationen wurden nicht zerschla-
gen. Die vom Verfassungsschutz 
wohl gut beobachteten Nordkreuz-
ler sind weiter aktiv, der ehemalige 
Hauptverdächtige Haik Jaeger woll-
te sogar für die AfD Bürgermeister 
von Neukloster (Nordwestmecklen-
burg) werden – was glücklicherwei-
se verhindert werden konnte. Wäh-
rend der Aussage Selens drängten 
sich Beobachter*innen Erinnerun-
gen an die Aufarbeitung des NSU-
Komplexes auf. Der Verfassungs-
schutz hatte die Strukturen rund um 
den NSU umfassend im Blick – und 
tat auch hier: nichts.

Eine Waffe für den Innenminister

Am 7. Juli 2025 sagte zum Ab-
schluss des Komplexes „Nordkreuz“ 
noch einmal der ehemalige Innen-
minister von Mecklenburg-Vorpom-
mern, Lorenz Caffier, vor dem Un-
tersuchungsausschuss aus. Caffier 
war als langjähriger Innenminister 
nicht nur politisch verantwortlich, als 
Nordkreuz im August 2017 öffentlich 
bekannt wurde. Im Dezember 2017 
hatte er sich von Schießstandbe-
treiber Frank T. offenbar eine Waffe 
schenken lassen. Unter anderem 
wegen dieser Überlassung trat Caf-
fier 2020 zurück. Später erhielt er 
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wegen Vorteilsnahme einen Straf-
befehl von insgesamt 13.500 Euro.

Von der Brisanz dieser Vorgänge 
oder überhaupt vom Kernthema der 
Befragung war in Caffiers Eingangs-
statement nicht viel zu merken. Wie 
schon bei seiner Aussage vor dem 
ersten Untersuchungsausschuss 
in Mecklenburg-Vorpommern zum 
Thema NSU, die zufällig kurz nach 
seinem Rücktritt stattgefunden hat-
te, hielt er zunächst ein längeres all-
gemeines Referat. Dieses Mal drehte 
sich sein Vortrag um die Arbeit eines 
Innenministers, die Neonazi-Szene 
in Mecklenburg-Vorpommern und 
die Sinnhaftigkeit des Trennungs-
gebots zwischen Polizei und Verfas-
sungsschutz.

Caffier wies darauf hin, dass er zwar 
als Innenminister allgemein die Ver-
antwortung getragen habe, vieles 
allerdings auf Arbeitsebene ent-
schieden und gar nicht an ihn heran-
getragen worden sei. Erst in der Mitte 
seines Statements handelte Caffier 
dann kurz den Nordkreuz-Komplex 
ab. Er sprach zunächst über die Raz-
zien, die es gegeben habe. In der Zeit 
davor habe er von „Unregelmäßig-
keiten“  beim  Schießplatz der Firma 
„Baltic Shooters“ in Güstrow keine 
Kenntnis gehabt. Im Untersuchungs-
ausschuss sagte Caffier, er habe 
die Schirmherrschaft über die dort 
stattfindenden Schießtrainings für 
Spezialeinsatzkräfte übernommen, 
weil ja das LKA diese Workshops 
durchgeführt habe. Er habe zwar 

Kritik dazu wahrgenommen, aber 
auch viele positive Stimmen.

In der folgenden Befragung kon-
frontierten Abgeordnete ihn bezüg-
lich seines Verhältnisses zu Frank T. 
zunächst mit einem Chatverlauf. In 
diesem beschwerte sich T. im Mai 
2019 bei Caffier persönlich über ei-
nen „Schreiberling“, also einen Jour-
nalisten, der in allen Bundesländern 
Anfragen zu ihm gestellt habe. Er 
habe aus vielen Bundesländern ge-
hört, man lasse ihn nicht im Regen 
stehen, nur aus Mecklenburg-Vor-
pommern noch nicht. Er hoffe, mit 
dem „Special Forces Workshop“ 
sei alles im „grünen Bereich“. Caffier 
antwortete, dass er gerade viel zu 
tun habe, unter anderem mit dem 
linken Fusion-Festival.

In seiner Befragung am 7. Juli 2025 
sagte der ehemalige Innenminis-
ter dazu, er sei 2019 zur Rolle von 
Frank T. informiert worden und man 
höre ja, dass er schmallippig geant-
wortet habe. Es sei ungewöhnlich 
gewesen, dass T. sich direkt an ihn 
gewandt habe. Ob es bei anderen 
seiner Mitarbeiter  normal gewesen 
sei, dass T. sich bei ihnen gemeldet 
habe, wisse er nicht. Ab 2019 seien 
die Verträge mit T. aufgelöst wor-
den. Gefragt nach der Waffe, die 
er von T. geschenkt bekam, sag-
te Caffier, diese sei kein Geschenk 
gewesen, er habe sie 2021 bezahlt. 
Warum er dann allerdings den Straf-
befehl wegen Vorteilsnahme akzep-
tierte, ließ er offen.
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Mit Wahlen und mit Waffen – 
Macht Nordkreuz weiter?

Schon während der Existenz der 
Nordkreuz-Chatgruppen betätig-
ten sich mehrere Nordkreuzler in 
der AfD. Auch heute setzen einige 
hier ihre politische Tätigkeit fort. Ins-
besondere die Abgeordneten der 
Grünen und der Linken wiesen im 
Ausschuss immer wieder auf diese 
Verbindungen hin. Nachweislich hät-
ten demnach führende Nordkreuz-
Mitglieder an AfD-Veranstaltungen 
teilgenommen und sich in der Partei 
engagiert. Ein Beispiel sei der ehe-
malige Hauptbeschuldigte im Ver-
fahren des GBA, Haik Jaeger, der in-
zwischen für die AfD im Kreistag von 
Nordwestmecklenburg sitzt. Das 
ehemalige Nordkreuz-Mitglied Maik 
Flemming vertritt die Partei in der 
Stadtvertretung der Landeshaupt-
stadt Schwerin. Flemming habe laut 
Erkenntnissen des BfV auch inner-
halb der Chatgruppen für die AfD 
geworben. In einem umfangreichen 
Vermerk des BfV heißt es, dass der 
Personenkreis um Marko Gr. „enge 
Bezüge zum Landesverband MV der 
AfD“ aufweise. Nach Einschätzung 
des BfV würden die Nordkreuz-Mit-
glieder nicht trotz, sondern gerade 
wegen ihrer radikalen Ansichten in-
nerhalb der Partei geschätzt. Man 
würde sie wegen ihrer „rechtsext-
remistischen Prepper-Aktivitäten als 
politische Weggefährten“ ansehen.

Die Andeutungen aus Behörden, 
dass Nordkreuz möglicherweise 

weiter existiere, wurden in der Sit-
zung am 30. Juni 2025 noch ein-
mal deutlicher. Der Befragung des 
Zeugen „VS 11“ ließ sich entnehmen, 
dass es kurz nach dem Prozess ge-
gen Marko Gr. im Januar 2020 ein 
Treffen zwischen dem BfV, dem Ver-
fassungsschutz Mecklenburg-Vor-
pommern und dem LKA Mecklen-
burg-Vorpommern gegeben habe. 
In diesem sei es darum gegangen, 
dass Gr. erneut Leute, die zum 
Schießen ausgebildet seien, um 
sich schare; dies seien alte und 
neue Leute gewesen. Der Untersu-
chungszeitraum des Ausschusses 
endet im Jahr 2021, zur Zeit danach 
durften die Abgeordneten also nicht 
mehr fragen. Dennoch ließen die 
Behörden bislang wenig Zweifel an 
der bis heute fortdauernden Beob-
achtung der Nordkreuz-Strukturen.

Nordkreuz war erst der Anfang

Dass der Stand der staatlichen Bear-
beitung des Nordkreuz-Komplexes 
so ernüchternd ist, liegt dabei auch 
in der Verantwortung genau jener 
Behörden, die sich nun über diesen 
Zustand besorgt zeigen, etwa des 
BfV. Die Arbeit des Untersuchungs-
ausschusses konnte erneut zeigen, 
dass der Nordkreuz-Komplex nicht 
angemessen aufgearbeitet oder 
seine Aufklärung sogar kleingehal-
ten wurde – insbesondere durch 
die Bundesanwaltschaft. Aber auch 
nach den vielen Sitzungen bleibt 
eine Frage unbeantwortet: Warum 
eigentlich? Und wer trägt hierfür 
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letztlich die Verantwortung? Das für 
die Bundesanwaltschaft zuständige 
und weisungsbefugte Bundesjustiz-
ministerium wurde beispielsweise 
nicht befragt.

Hier lässt sich daher nur wiederho-
len, was über die Jahre fast schon 
zum Allgemeinplatz geworden ist: 
Wenn rechte Netzwerke nicht zer-
schlagen, rechte Terrorplanungen 
nicht restlos aufgeklärt werden und 
es für die daran Beteiligten kaum 
Konsequenzen gibt, steigt die Ge-
fahr rechten Terrors. Für rechts-
terroraffine Strukturen kann dieses 
sich immer wiederholende Verhal-
ten von Behörden und Gesellschaft 
ermutigend wirken.

Was wäre gewesen, wenn man die 
Fälle Franco Albrecht und Nordkreuz 
zusammen gedacht und ermittelt 
hätte? Wenn Licht in alle „Hanni-
bal“-Chatgruppen gebracht worden 
wäre? Man hätte wahrscheinlich 

landauf, landab aktive Soldaten und 
Polizisten als Angeklagte in Rechts-
terrorprozessen erlebt, wie man sie 
jetzt etwa auch in den „Reichsbür-
ger“-Prozessen um die sogenannte 
Gruppe Reuß in Frankfurt, Stuttgart 
und München erleben kann. Es hät-
te grundsätzliche Fragen an und 
daraus folgende Veränderungen in 
Behörden und Gesellschaft geben 
können und müssen.

Und vielleicht hätte das bedeutet, 
dass Nordkreuz kein Vorläufer an-
derer Gruppen geworden wäre, die 
heute zum Alltag beim antifaschisti-
schen Monitoring, in der unabhängi-
gen Berichterstattung und vor deut-
schen Gerichten gehören. Gruppen, 
die sich auf Telegram und dann im 
echten Leben zusammenfinden, in 
denen extreme Rechte – oft ohne 
traditionelle rechte Organisation, da-
für manche aber mit Beamtenstatus 
– sich Waffen besorgen und Pläne 
für einen „Tag X“ schmieden.
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Holger Bachmann-Wulf beschäftigt 
sich, unter anderem beim Lübecker 
Bündnis gegen Rassismus, seit nun-
mehr drei Jahrzehnten kritisch mit 
den Ermittlungen zu dem Brand-
anschlag 1996 in Lübeck. Im zwei-
ten Untersuchungsausschuss in 
Mecklenburg-Vorpommern sagte 
er zu dem Anschlag, den einseiti-
gen Ermittlungen und zu den Straf-
prozessen gegen einen Bewohner 
der Unterkunft, die mit Freisprüchen 
endeten, aus. Wir haben mit Holger 
Bachmann-Wulf über den jahrzehn-
telangen Kampf um Aufklärung ge-
sprochen.

Was verbindet dich mit dem 
Thema des Brandanschlags vom 
18. Januar 1996 in der Lübecker 
Hafenstraße, warum hast du zu 
dem Thema recherchiert?
Ich war ja vom ersten Tag an mit 
dem Brandanschlag befasst. Ich 
habe Ende der 80er angefangen, 
mich politisch zu engagieren. Und 
1996 war ich beim Lübecker Bünd-
nis gegen Rassismus, auch schon 
ein paar Jahre. Es gab ja vorher 
schon die zwei Brandanschläge 
auf die Lübecker Synagoge 1994 
und 1995. Wir haben auch viel zu 

dem rassistischen Brandanschlag 
in Mölln 1992 gearbeitet. Und neben 
der Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit, auf die das Bündnis gegen Ras-
sismus damals großen Wert gelegt 
hat, habe ich die Prozesse gegen 
einen der Bewohner der Geflüch-
tetenunterkunft in der Hafenstraße 
beobachtet. Auch in den Jahren da-
nach habe ich immer wieder Arbeit 
dazu gemacht. Und wenn man so 
die Dramatik des Geschehens, die 
schreiende Ungerechtigkeit gegen-
über den Betroffenen, die absurden 
Behauptungen der Behörden zu-
sammenfasst, dann lässt einen das 
auch 30 Jahre später nicht los.

Vielleicht kannst du für dieje-
nigen, die das nicht so auf dem 
Schirm haben, einen Abriss über 
das Geschehen am Tattag geben.
Ja. Wann genau in der Nacht vom 
17. auf den 18. Januar 1996 das Feu-
er gelegt wurde, konnte nie festge-
stellt werden. Vermutet wird irgend-
was zwischen 3:00 Uhr und 3:35 Uhr. 
Jedenfalls ging gegen 3:42 Uhr der 
erste Notruf bei der Feuerwehr ein, 
abgesetzt von Françoise Makodila. 
Dieser Notruf brach ab. Während des 
Telefonats ist Frau Makodila entweder 

„Es ist falsch zu sagen, niemand weiß 
etwas. Die Täter wissen wahrschein-
lich fast alles.“
Interview mit Holger Bachmann-Wulf zum Brandanschlag in Lübeck 
1996
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bewusstlos geworden oder bereits an 
der Rauchgasvergiftung gestorben. 
Um 3:42 Uhr hat das Feuer also defini-
tiv so stark gebrannt, dass es bereits 
in den zweiten Stock hinein lebens-
gefährlich war. Im Laufe der nächsten 
Minuten sprang Monica Bunga mit 
ihrer kleinen Tochter Suzanna vom 
dritten Stock des Hauses in den Tod. 
Fünf Kinder der Familie Makodila sind 
an Rauchgasvergiftung gestorben. 
Wann genau, konnte ebenfalls nicht 
festgestellt werden, aber wahrschein-
lich nach dem Notruf von Frau Ma-
kodila. Erst viel später wurde Sylvio 
Amoussou im Vorbau des Hauses tot 
aufgefunden, im Erdgeschoss. Seine 
Todesumstände sind vielleicht eines 
der wichtigsten Rätsel im gesamten 
Komplex Hafenstraße, weil eine To-
desursache nie festgestellt wurde. 
Und seine Leiche sah auch einfach 
anders aus als die Leichen aller an-
deren Menschen im Haus, zu denen 
auch der 17-jährige Rabia El Omari 
zählt. Auch bei ihm ist Rauchgasver-
giftung als Todesursache festgestellt 
worden. Weitere 38 Bewohner*innen 
des Hauses wurden zum Teil schwer 
verletzt. Einige leiden bis heute phy-
sisch unter den Verletzungen, psy-
chisch sicherlich auch. Und kurz vor 
4:00 Uhr fiel der Polizei ein beigefar-
benes Auto der DDR-Marke Wartburg 
in der Nähe des Brandhauses auf, mit 
drei Insassen, von denen mindestens 
zwei ein skinheadähnliches Aussehen 
hatten. Die wurden dann grob kontrol-
liert, erst mal als Zeugen, und die wur-
den dann am Morgen des nächsten 
Tages festgenommen.

Diese skinheadähnlichen Perso-
nen, die da kontrolliert wurden, 
die zunächst als Zeugen betrach-
tet wurden: Wo kamen die her? 
Was ist deren Hintergrund?
Die kamen aus Grevesmühlen in 
Nordwestmecklenburg. Einer von 
denen, Maik W., hat sich selbst 
„Klein-Adolf“ genannt. Der war we-
gen Schändung eines jüdischen 
Friedhofes vorbestraft, Reichs-
kriegsflagge – alles, was dazu-
gehört. Der rechtsextreme Hinter-
grund des Maik W. war deutlich. Dirk 
T. sagt, dass er mit seiner Gruppe 
auch in Rostock, also gemeint ist der 
Pogrom von Rostock-Lichtenhagen 
1992, dabei war. René B., der be-
hauptet von sich, gar nicht rechts zu 
sein. Er grüßte in meiner Anwesen-
heit in einer Grevesmühlener Knei-
pe einen Bilderbuch-Nazi-Skinhead 
mit erhobenem Arm, hat ansonsten 
aber angeblich nichts gegen „N****, 
Juden oder Wessis“. Heiko P., der 
Vierte im Bunde, „kritisierte“ rassis-
tische Brandanschläge, weil die ver-
sauen ja „deutsches Gut“.

Diese vier Personen waren in der 
Nacht erwiesenermaßen auch in 
Lübeck, um Autos zu knacken. Des-
wegen haben sie sich dann auch im 
Laufe der Nacht getrennt. Drei – P., 
W. und B. – waren mit dem Wart-
burg unterwegs, der vierte – also 
T. – will mit einem gestohlenen Golf 
GTI unterwegs gewesen sein. Da 
gibt es aber auch ganz, ganz viele 
Fragezeichen. Also ich stelle in Fra-
ge, ob es in dieser Nacht tatsäch-
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lich nur einen beigen Wartburg in 
Lübeck gab. Und wo sich T. mit dem 
Golf in der Nacht aufgehalten hat, 
das wissen wir hauptsächlich von 
seinen eigenen Einlassungen.

Es gab ja mehrere Strafprozes-
se, die richteten sich aber nicht 
gegen diese Grevesmühlener 
Neonazis. Gegen wen wurde da 
ermittelt, warum wurde gegen 
die Person ermittelt und warum 
wurde gegen die Grevesmühle-
ner jedenfalls nicht so intensiv 
ermittelt?
Das ist ein großer Komplex. Am Fol-
getag meldete sich ein Rettungssa-
nitäter, Jens L., bei der Polizei und 
sagte aus, er habe ein Geständnis 
von einem der Hausbewohner ge-
hört. Der soll gesagt haben: „Wir 
waren es.“ Der Hausbewohner soll 
laut L. gesagt habe, man habe Streit 
mit einem Familienvater gehabt, vor 
dessen Tür Benzin oder eine an-
dere brennbare Flüssigkeit ausge-
schüttet, das angezündet und das 
sei dann brennend die Treppe hin-
untergelaufen. Das war der wesent-
liche Punkt. Man hat dann auch dem 
Hausbewohner Täterwissen unter-
stellt, weil er den Ort des Brandaus-
bruches genau bezeichnet hätte. 
Erstens: Eine genaue Bezeichnung 
fand sich auch in der Aussage des 
Sanitäters nicht. Und zweitens: Nach 
dieser Aussage hat die Polizei, die 
Kriminaltechnik, hauptsächlich im 
Inneren des Hauses konzentriert 
nach einem möglichen Brandaus-
bruchsort gesucht. Dabei blieb es.

Ein Motiv wie Rache oder Streitig-
keiten im Haus wurde von allen 
anderen Hausbewohner*innen be-
stritten, während es gegen die Gre-
vesmühlener zu jedem Zeitpunkt 
viel mehr Indizien und Hinweise gab. 
Da gab es mehrere Geständnisse 
vom Hörensagen von insgesamt 
drei der Vieren. Ein Bekannter von 
einem der Grevesmühlener hat aus-
gesagt, dass dieser 14 Tage vorher 
gesagt habe, er fahre demnächst 
nach Lübeck, um dort etwas anzu-
zünden. Vor allen Dingen aber hat-
ten drei der vier Grevesmühlener 
versengte Augenbrauen und Kopf-
haare – laut Gerichtsmedizin Lübeck 
die typischen Spuren von Brandstif-
tern – und hatten dafür keine plau-
sible Erklärung. Die Erklärungen, die 
kamen, klangen ausgesprochen ab-
surd: man habe mit dem Feuerzeug 
in einen Benzintank geleuchtet, man 
habe einen Hund angezündet, man 
habe sich am Ofen verbrannt. Und 
das alles irgendwie außerhalb der 
24 Stunden, in denen diese Spuren 
entstanden sein müssen.

Alle Grevesmühlener haben 
unterschiedliche Gründe angege-
ben für ihre versengten Augen-
brauen und Haare?
Ja, anfangs haben sie unterschied-
liche Gründe angegeben. Das Ver-
brennen dieses Hundes hat einer 
von denen anfänglich abgestritten, 
später dann zugegeben. Die Leiche 
dieses Hundes konnte nie gefunden 
werden, trotzdem wurden zwei der 
Grevesmühlener dafür tatsächlich 
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wegen Tierquälerei verurteilt. Also 
alles sehr absurd und nebulös. Die 
Staatsanwaltschaft hat außerdem 
noch etwas ganz Besonderes ge-
macht. Sie hat nämlich zugunsten 
der Grevesmühlener spekuliert: 
Vielleicht haben sie sich ja die Ver-
sengungen auch zugefügt, als sie 
gestohlene Autos abgefackelt ha-
ben. Diese Autos, diese Brandautos 
wurden nie gefunden und auch die 
Grevesmühlener sprechen selber 
davon nicht. Ich habe im Laufe der 
Jahre mit vielen Strafverteidiger*in-
nen gesprochen und habe gefragt: 
Wann ist es euch mal untergekom-
men, dass die Staatsanwaltschaft 
sich eine entlastende Erklärung 
zugunsten von Beschuldigten aus-
denkt? Und keiner der Strafverteidi-
ger*innen hat aus seiner oder ihrer 
Praxis etwas derartiges berichten 
können. Das ist ziemlich einmalig.

Wie sind die Strafprozesse gegen 
den Bewohner des Hauses ab-
gelaufen?
Es gab ein Hauptsacheverfahren 
in Lübeck, das fast ein Jahr lang 
ging, fast 60 Prozesstage, und dann 
ein Revisionsverfahren gegen den 
Hausbewohner in Kiel. Das hatte 
aber lediglich Abhörprotokolle zum 
Thema, die im ersten Prozess nicht 
zugelassen waren. Beide Prozes-
se endeten mit einem Freispruch. 
Der erste noch in dubio pro reo, 
der zweite war da etwas klarer. Da 
hat das Gericht in Kiel festgestellt: 
Diese Abhörprotokolle lassen nicht 
nur nicht auf die Schuld des Ange-

klagten schließen, sondern hätten 
eigentlich erhebliche Inhalte, die 
auf die Unschuld des Angeklagten 
schließen lassen.

Es gab in den 1990er-Jahren ja 
eine massive rassistische Stim-
mung und viele Taten – du hattest 
Mölln anfangs erwähnt. Was ist 
der Unterschied zwischen Lü-
beck und den anderen bekannten 
Brandanschlägen in den 1990ern, 
etwa Mölln und Solingen?
Es hat ja auch in Hattingen, in Stutt-
gart, in Saarlouis ähnliche Fälle ge-
geben, wo dann auch gegen die 
Opfer ermittelt wurde, aber nie 
mit einer solchen Sturheit, nie mit 
einer solchen Vehemenz, nie mit 
einem solchen Mut, auch absurdes-
te Thesen zu vertreten. Bis heute 
sagt die Staatsanwaltschaft Lü-
beck, die Grevesmühlener hätten 
ein Alibi. Alibi heißt ja: Man war zur 
Tatzeit nicht am Tatort. Eine Tatzeit 
konnte aber nie festgestellt wer-
den. Da wird behauptet, die hätten 
sich an einer weit entfernten Tank-
stelle aufgehalten. Diese Tank-
stelle, an der sich zumindest zwei 
der Grevesmühlener auch sicher 
aufgehalten haben um 3:19 Uhr, 
ist, wenn man nachts die Strecke 
unter Einhaltung der Straßen- 
verkehrsordnung fährt, circa sieben 
Minuten entfernt. Also was ist da 
weit entfernt? Und was auch auffällt 
ist, dass die Staatsanwaltschaft Lü-
beck bei diesem Vorgehen Rücken-
deckung von oben hatte. Auch der 
Generalstaatsanwalt hat gesagt, 
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nur Gott alleine kenne die Wahr-
heit. Aber: Mindestens der oder die 
Täter kennen diese Wahrheit eben 
auch. Der ermittelnde Staatsanwalt, 
der als progressiv, als links galt und 
immer noch gilt, wurde nach diesen 
Ermittlungen ins Justizministerium 
Schleswig-Holstein befördert.

Es sind auch Beweisstücke und 
Asservate verschwunden oder 
vernichtet worden. Was kannst 
du dazu sagen?
Die Staatsanwaltschaft, die ja be-
hauptet, das Feuer sei im ersten 
Stock ausgebrochen, hat „ihren“ 
Tatort, also „ihren“ Brandausbruchs-
ort, erst asserviert. Es handelte sich 
dabei um eine Spanplatte des Fuß-
bodens, in die ein Loch eingebrannt 
war. Und diese Platte wurde dann 
vernichtet. Das ist nicht einfach ver-
schwunden. Und da ist nicht ein-
fach rätselhaft, was damit passiert 
ist, sondern das Landeskriminalamt 
hielt dieses Beweisstück für nicht 
relevant. Und hat damit natürlich 
auch verhindert, dass Gutachter der 
Verteidigung sich diese Bodenplatte 
live angucken konnten.

Die Glasfüllung der Haupteingangs-
tür im Erdgeschoss wurde vernich-
tet. Aufgrund des Zustandes – also: 
Wie ist dieses Glas geschmolzen? 
– hätte man unter Umständen auf 
Temperaturen im Vorbau, der von 
der Verteidigung als Brandaus-
bruchsort festgelegt wurde, schlie-
ßen können. Auch die asservierten 
verbrannten Haare der Grevesmüh-

lener sind auf dubiose Art und Wei-
se verschwunden. Viele andere 
Sachen wurden gar nicht erst unter-
sucht. Da kann man eine lange, lan-
ge Liste von Merkwürdigkeiten, Ver-
nichtungen und Verschwinden oder 
Verschwindenlassen aufzählen.

Du hattest eben schon mal den 
Brandanschlag in Saarlouis auf 
eine Geflüchtetenunterkunft er-
wähnt, bei dem am 19. September 
1991 Samuel Kofi Yeboah ermor-
det wurde. Wir sind jetzt 30 Jah-
re nach dem Anschlag in Lübeck. 
Im Fall von Saarlouis ist mehr als 
30 Jahre später ja tatsächlich 
dann noch ein Täter verurteilt 
worden. Das ist also ein Beispiel, 
dass es sich lohnen kann, am 
Thema dran zu bleiben.
Ja, natürlich. Mord verjährt nicht 
und es macht Sinn, an dem Thema 
dran zu bleiben. Aber selbst wenn 
ich unterstelle, dass es jetzt Behör-
den gäbe – und ich bin mir nicht 
sicher, ob es sie gibt –, die ernst-
haft die Wahrheit um den Brand-
anschlag Hafenstraße aufklären 
wollen, stehen die vor immensen 
Problemen. Beweisstücke gibt es 
nicht mehr. Das Brandhaus gibt es 
nicht mehr. Wichtige Zeug*innen 
und Tatverdächtige sind mittler-
weile verstorben. Aber wie ich eben 
schon sagte: Es ist eben falsch zu 
sagen, niemand weiß etwas. Die 
Täter wissen was, die Täter wissen 
wahrscheinlich fast alles.
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Du hast im vergangenen Jahr 
im NSU/Rechter Terror-Untersu-
chungsausschuss in Mecklen-
burg-Vorpommern als Experte 
zum Thema Lübeck ausgesagt. 
Wie schätzt du denn die Arbeit 
dieses parlamentarischen Gre-
miums ein? War das hilfreich? 
Gab es vielleicht sogar etwas 
Neues für dich zu erfahren im 
Ausschuss?
Tatsächlich gab es auch etwas Neu-
es. Es gab da ein weiteres Geständ-
nis vom Hörensagen, das ich vorher 
noch nicht kannte. Aber es war ja 
auch ein Untersuchungsausschuss, 
der zum Hauptthema den sogenann-
ten Nationalsozialistischen Unter- 
grund und dessen Aktivitäten in MV 
hatte. Ich begrüße es außerordent-
lich, wenn dann auch andere ras-
sistische Gewalttaten zum Thema 
solcher Ausschüsse werden. Ich be-
dauere, dass man in Schleswig-Hol-
stein in den letzten 30 Jahren nicht 
viel, viel früher entsprechende Maß-
nahmen ergriffen hat. Die Gelegen-
heit wäre da gewesen. Gefordert 
wurde das auch über Jahre hinweg 
immer und immer wieder.

Eigentlich könnte man ja sagen, 
es gibt Anlass, die strafrechtli-
chen Ermittlungen zu dem Brand-
anschlag in der Hafenstraße 
wieder aufzunehmen. Würdest du 
sagen, dass auch ein Parlamenta-
rischer Untersuchungsausschuss 
in Schleswig-Holstein sinnvoll 
wäre?

Ja, das würde sicherlich Sinn ma-
chen, denn es gilt ja auch zu über-
legen: Warum haben die Ermitt-
lungsbehörden so gehandelt, wie 
sie gehandelt haben? Es gab da 
im Laufe der Jahre immer wie-
der so Verschwörungstheorien 
mit rechtsextremen Netzwerken, 
die sonst wo agieren. Aber wie ich 
eben schon gesagt habe, der er-
mittelnde Staatsanwalt ist definitiv 
kein Rechtsextremist und trotzdem 
hat er Ermittlungen zu verantwor-
ten, die einen objektiv rassistischen 
Charakter hatten in ihrer Ungleich-
heit. Und so etwas aufzuklären, das 
zu untersuchen, da kann ein parla-
mentarischer Untersuchungsaus-
schuss sicherlich nützen.

Siehst du da irgendwie eine 
Chance in der nächsten Zeit in 
Schleswig-Holstein?
Ich habe mit einem Landtagsabge-
ordneten der Grünen in Schleswig-
Holstein gesprochen. Der möchte 
vor allen Dingen, dass sich die Cold-
Case-Unit des Landeskriminalamtes 
der Sache annimmt. Ich finde, auch 
das geht in die richtige Richtung. 
Aber über rassistische Denkstruktu-
ren jenseits des harten rechtsextre-
men Kerns und eben auch in staat-
lichen Institutionen zu forschen und 
zu diskutieren, das halte ich nicht nur 
angesichts des Komplexes Hafen-
straße für sinnvoll und notwendig.

Vielen Dank, Holger, für dein En-
gagement über die letzten Jahr-
zehnte und für dieses Interview!
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Der 2. NSU/Rechter Terror-Unter-
suchungsausschuss Mecklenburg-
Vorpommern hatte ein stattliches 
Programm abzuarbeiten. Neben 
den beiden Hauptkomplexen, die 
die Taten und Spuren des rechtster-
roristischen NSU in Mecklenburg-
Vorpommern sowie die Aktivitäten 
des Umsturznetzwerks Nordkreuz 
beleuchteten, sollten die Abgeord-
neten laut Auftrag des Landtages 
die neonazistische Kampfsport-
Gruppe „Baltik Korps“, das interna-
tional agierende Neonazi-Netzwerk 
„Combat 18“ sowie die rechtsterro-
ristischen Vereinigungen „Oldschool 
Society“ und „Kameradschaft Süd/
Schutzgruppe“ genauer unter die 
Lupe nehmen.

Der Untersuchungsausschuss be-
fasste sich – allerdings erst zum Ende 
seiner Beweisaufnahme und nur 
sehr kompakt in circa zehn Verneh-
mungen und Anhörungen – mit die-
sen Komplexen. Zum Abschluss des 
Untersuchungsausschusses brach- 
te ein Sachverständiger außerdem 
Erkenntnisse zu rechtsmotivierten 

Tötungsdelikten in Mecklenburg-
Vorpommern seit den 1990er-Jah-
ren ein. Der Ausschuss warf darüber 
hinaus mit einer Sachverständigen-
anhörung einen Blick auf aktuellere 
Organisierungsformen der militan-
ten Rechten, in der immer häufiger 
digitale Räume sowie sichtbar im-
mer jüngere und völlig enthemmt 
auftretende Neonazis eine zentrale 
Rolle einnehmen.

Obwohl sich der Ausschuss sehr 
begrenzt und in Teilen oberfläch-
lich mit diesen Themenkomplexen 
befasste, traten auch hier relevante 
Erkenntnisse zu den untersuchten 
Strukturen, deren interner Organi-
sierung und überregionaler Vernet-
zung zutage.

Im Ergebnis lässt sich festhalten: 
Tödliche rechte Gewalt ist seit den 
1990er-Jahren bittere Realität im 
Nordosten der Bundesrepublik. Den 
ideologischen wie propagandisti-
schen Nährboden für sowohl organi-
sierte als auch strukturungebundene 
TäterInnen liefern in Mecklenburg-

„Keine bislang unbekannten 
Untergrundkämpfer“ 
Mecklenburg-Vorpommern im Netz des militanten Neonazismus
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Vorpommern aktive, militante Neo-
nazi-Netzwerke. Eine in vielen Teilen 
des Landes herrschende rechte He-
gemonie, die sich etwa in den sehr 
guten Wahlergebnissen für die AfD 
zeigt, und ein gesellschaftliches Kli-
ma, in dem Feindbilder akzeptiert 
sind, ermutigen und legitimieren die 
Gewaltausübung zusätzlich.

Zwischen spontaner Gewaltes-
kalation und geplantem Terror 
– Todesopfer rechter Gewalt in 
Mecklenburg-Vorpommern

Die Beratungsstelle für Betroffene 
rechter Gewalt in Mecklenburg-
Vorpommern, LOBBI e.V., geht für 
das Bundesland davon aus, dass 
hier seit 1990 mindestens 15 Men-
schen ihr Leben aus rassistischen, 
sozialdarwinistischen oder ande-
ren menschenverachtenden Moti-
ven verloren. Dragomir Christinel 
starb 1992, als ein rechter Mob eine 
Gemeinschaftsunterkunft für Asyl-
suchende in Saal (bei Ribnitz-Dam-
garten) mit Baseballschlägern und 
anderen Waffen überfiel. 1996 prü-
gelten Neonazis Boris Morawetz zu 
Tode, nachdem sie ihn beschuldigt 
hatten, ein Sexualstraftäter zu sein. 
Im selben Jahr wurde Olaf Jesch-
ke in der Stadt Usedom ermordet. 
Die Täter brachten den Wohnungs-
losen aus sozialdarwinistischen 
Motiven um. Dieser Hass traf auch 
Horst Diedrich, der, ebenfalls 1996, 
in Greifswald getötet wurde. Eben-
falls aus sozialdarwinistischen Mo-
tiven wurde Horst Genz 1997 in 

Sassnitz von vier Tätern zunächst 
misshandelt und schließlich mit ei-
nem 30 Kilogramm schweren Feld- 
stein erschlagen. Im selben Jahr 
wurde Horst Meyer ermordet, 
wobei mindestens einer der Täter 
der lokalen Neonazi-Szene in Ank-
lam angehört haben soll. Das Jahr 
2000 gilt als das tödlichste Jahr in 
Mecklenburg-Vorpommern, wobei  
auch in diesem Jahr die Gewalt 
gegen Obdachlose prägend war: 
Klaus-Dieter Gerecke (Greifswald), 
Jürgen Seifert (Wismar), Norbert 
Plath (Ahlbeck) und Eckhard Rütz 
(Greifswald) wurden durch Rechte 
attackiert und tödlich verletzt. Im 
Jahr 2001 ertrinkt Mohamed Bel-
hadj schwerverletzt in einem Kies-
see bei Jarmen, nachdem die Täter 
ihn rassistisch beleidigt, über Stun-
den misshandelt und ihm schließlich 
im See einen Stein gegen den Kopf 
geschleudert hatten. Zwei Neonazis 
töteten 2002 in Neubrandenburg 
Klaus-Dieter Lehmann, weil sie 
von ihm „genervt“ gewesen seien. 
Wolfgang Hühr erfror im Dezem-
ber 2002 hilflos in Freienlande bei 
Stralsund, nachdem zwei Polizisten 
den Alkoholkranken als Störer aus-
gemacht haben wollten, ihn aus der 
Stadt verbracht und dort sich selbst 
überlassen hatten. 2004 wurde 
Mehmet Turgut durch Mitglieder 
des „Nationalsozialistischen Unter-
grunds“ in Rostock erschossen. Das 
letzte bekannte Todesopfer, Karl-
Heinz Lieckfeldt, starb 2012, nach-
dem der rechte Täter ihn des Miss-
brauchs bezichtigt hatte.
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LOBBI dokumentiert auf einer eigens 
eingerichteten Homepage11 zudem 
vier weitere Fällen, bei denen starke 
Indizien darauf hindeuten, dass die 
politisch rechten Einstellungsmuster 
der Täter*innen ausschlaggebend 
für die Taten gewesen sein könnten. 
In nochmals vier Fällen ist eine rech-
te Tatmotivation für die Betroffenen-
beratungsstelle zumindest denkbar, 
kann jedoch aufgrund nicht ermit-
telter Täter*innen jeweils nicht nä-
her verifiziert werden.

In der Bewertung der Taten und der 
Deutung der Umstände legen auch 
die Behörden in Mecklenburg-Vor-
pommern eine mangelnde Sensi-
bilität und ein falsches Verständnis 
von rechter Gewalt an den Tag. Le-
diglich fünf der benannten Perso-
nen sind als Todesopfer rechter Ge-
walt staatlich anerkannt: Dragomir 
Christinel, Norbert Plath, Eckhard 
Rütz, Mehmet Turgut und Karl-Heinz 
Lieckfeldt. Die deutliche Diskrepanz 
zu den Recherchen der Betroffe-
nenberatungsstelle muss eine er-
neute Überprüfung derjenigen Fälle 
nach sich ziehen, die von den Be-
hörden nicht als rechte Gewalt an-
erkannt sind – nach dem Vorbild 
anderer Bundesländer unter Be-
teiligung sowohl von Wissenschaft 
als auch von Fachberatungsstellen 
und Zivilgesellschaft. Eine staatliche 
Anerkennung als Opfer rechter Ge-
walt ist nicht nur für den Zugang zu 

11	 www.kein-vergessen-mv.de 
	 (Stand: 3.6.26)

Entschädigungsleistungen relevant. 
Robert Schiedewitz von LOBBI be-
tonte, wie enorm wichtig es für Be-
troffene ist, dass ihr Erlebtes sicht-
bar gemacht und ernst genommen 
wird. Für viele Betroffene sei die Ge-
walttat das „traurige I-Tüpfelchen“ in 
einem gesellschaftlichen Umfeld, in 
dem sie bereits eine Reihe an Dis-
kriminierungserfahrungen gemacht 
haben.

„Kameradschaft Süd“, „Combat 
18“ und Co. – Rechte Gewalt-
strukturen und rechtsterroristi-
sche Netzwerke in Mecklenburg-
Vorpommern

Spätestens seit Beginn der 1990er-
Jahre sind in Mecklenburg-Vor-
pommern militante neonazistische 
Gruppierungen und rechte Gewalt 
sichtbar. Der Ausschuss legte den 
Beginn seines Untersuchungszeit-
raums auf das Jahr 1992. Seit den 
rassistischen Pogromen von Ros-
tock-Lichtenhagen im August 1992 
können die Kontinuitäten extrem 
rechter Organisierungen und rech-
ter Gewalt im Bundesland deutlich 
nachgezeichnet werden. Bis heute 
lassen sich zudem immer wieder 
Bezüge rechtsterroristischer Netz-
werke in den Nordosten feststellen, 
deren eigentlicher Aktivitätsradius 
außerhalb von Mecklenburg-Vor-
pommern zu verorten ist.

Ein Netz aus militanten Neonazis in 
der Grenzregion zwischen Vorpom-
mern und Brandenburg mit Zugang 
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zu sogenannten Militaria- und Waf-
fenhandelskreisen spielte beispiels-
weise zu Beginn der 2000er-Jahre 
eine nicht unerhebliche Rolle bei der 
Aufrüstung und den Anschlagsvor-
bereitungen der „Kameradschaft 
Süd“ beziehungsweise von deren 
terroristischem Arm „Schutzgrup-
pe“. Unter der Führung des aus An-
klam stammenden Martin Wiese 
planten Neonazis aus der „Kame-
radschaft Süd“ ein Sprengstoff-
attentat auf die Grundsteinlegung 
der Münchener Synagoge am 9. 
November 2003. Noch in der Vor-
bereitungsphase flogen die Pläne 
auf, die Rechtsterroristen wurden 
festgenommen, einige von ihnen zu 
mehrjährigen Haftstrafen verurteilt.

Der Sachverständige Robert An-
dreasch vom a.i.d.a.-Archiv in 
München beschrieb im Untersu-
chungsausschuss eindrücklich die  
Zuspitzung des Organisations-
grades und der Gewaltaffinität der 
Münchener Neonazi-Szene, die seit 
Ende der 1990er-Jahre durch deren 
führende Protagonisten vorange-
trieben worden sei. Mit dem „Akti-
onsbüro Süd“ wurde zunächst eine 
übergeordnete Struktur mit „Mag-
netwirkung“ (Andreasch) geschaf-
fen. Der aus Mecklenburg-Vorpom-
mern zugezogene Martin Wiese 
übernahm in dieser Struktur schnell 
eine Führungsrolle. Die Aufgliede-
rung in mehrere Untergruppen des 
Aktionsbüros habe den Mitgliedern, 
so Andreasch, ermöglicht, an je-
dem Tag in der Woche innerhalb 

des Zusammenschlusses neona-
zistisch aktiv zu sein. Entscheidend 
für die späteren Anschlagsplanun-
gen sei dabei die Herausbildung 
der „Schutzgruppe“ gewesen. 
Nachdem diese anfänglich für den 
Schutz von Treffen und Demonst-
rationen zusammengestellt worden 
war, habe sie sich schnell zu einer 
terroristischen Struktur entwickelt. 
Schießtrainings, Wehrsportübun-
gen und die Beschaffung von Waf-
fen sowie Sprengstoff hätten zu den 
Kernaktivitäten dieser Untergrup-
pierung gezählt.

Insbesondere für die Bewaffnung 
habe Wiese auf seine Kontakte in 
den Nordosten der Bundesrepublik 
zurückgegriffen. Immer wieder sei 
Wiese in die Grenzregion zwischen 
Vorpommern und Brandenburg 
gefahren, weil seine alten Bekannt-
schaften ihm Zugänge zu Schuss-
waffen und Sprengstoff ermöglicht 
hätten. Andreas J. aus Brüssow 
(nördliches Brandenburg) habe 
Wiese unter anderem an Peter B. 
aus Güstrow vermittelt, einen in der 
rechten Szene bekannten Militaria-
Händler. Bei diesem orderte Wiese 
sechs Schusswaffen und bekam sie 
auch.

Eine staatliche Mitverantwortung 
lässt sich auch in diesem Komplex 
nicht leugnen. Bei dem Waffendeal 
war ein Spitzel des Verfassungs-
schutzes Bayern anwesend. Bis heu-
te gelten vier der sechs erworbenen 
Schusswaffen als verschwunden. 
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Der Spitzel hielt die Gruppe zudem 
dazu an, aktive Anti-Antifa-Arbeit 
zu betreiben. Nach ihrem Auffliegen 
trat er im Prozess gegen Wiese und 
die anderen Mitglieder der „Schutz-
gruppe“ wiederum als Entlastungs-
zeuge für die Neonazis auf.

Weder die Gewalt- und Waffenaffi-
nität noch die engen persönlichen 
Bezüge nach Mecklenburg-Vor-
pommern brachen durch die mehr-
jährige Haftstrafe von Wiese ab. 
Bereits kurz nach seiner Entlassung 
tauchte er an prominenter Stelle bei 
Treffen und Demonstrationen der 
Neonazi-Szene auf. Unter anderem 
habe er eine Rede auf der Grün-
dungsversammlung der Kleinst-
partei „Der Dritte Weg“ gehalten, so 
Robert Andreasch. Seit spätestens 
2012 soll Wiese laut einem Akten-
vorhalt, der Thomas Krense, dem 
Leiter des Verfassungsschutzes 
Mecklenburg-Vorpommern, im 
Ausschuss gemacht wurde, zudem 
trotz verhängten Kontaktverbots 
wieder mehrfach nach Vorpom-
mern gereist sein, um dort Schieß-
übungen durchzuführen.

Inzwischen ist Wiese selbst wieder 
nach Vorpommern verzogen und 
baut dabei offenbar auf seit Jahr-
zehnten bestehende Szene-Kontak-
te. „Exif-Recherche“ berichtete be-
reits im August 2020, Wiese habe, 
bekleidet mit einem T-Shirt mit 
der Aufschrift „Pommern niemals 
Knecht“, gemeinsam mit Dirk Bahl-
mann auf einer „Querdenken“-De-

monstration in Berlin Journalist*in-
nen bedroht.12 Für Wiese dürfte der 
Rückzug in seine alte Heimatregion 
unter anderem auch deswegen at-
traktiv gewesen sein, weil sein alter 
Wegbegleiter Bahlmann mit dem 
„Nationalen Bündnis Löcknitz“ über 
viele Jahre eine Art rechtsfreien 
Raum in der Gegend geschaffen 
hatte. Mitglieder der Kameradschaft 
hätten sich dort wie „Statthalter“ 
und der Kameradschaftsführer wie 
ein „König“ aufgeführt, so ein Zeuge 
aus dem LKA Mecklenburg-Vor-
pommern im Untersuchungsaus-
schuss. Unter anderem wegen des 
unerlaubten Erwerbs von Kriegs-
waffen und dem verbotenen Um-
gang mit explosionsgefährlichen 
Stoffen wurde Bahlmann im Jahr 
2025 vom Amtsgericht Pasewalk 
erneut zu einer Haftstrafe verurteilt. 
Beim Prozess zählte Martin Wiese 
zu Bahlmanns Unterstützern, wurde 
jedoch aufgrund von Störungen des 
Gerichtssaals verwiesen.

Dieser Komplex steht exemplarisch 
für die über Jahrzehnte anhalten-
de intensive und bundesweite Ver-
netzung ultra-militanter Neonazis, 
die unentwegt mit der illegalen Be-
schaffung von Waffen verbunden 
ist. So wurde im Untersuchungsaus-
schuss unter anderem ein im Jahr 
2018 entdecktes Waffendepot an 

12	 Exif-Recherche: Rechtsterrorist Martin 
Wiese auf „Querdenken“-Demonstration in 
Berlin. Online abrufbar unter: exif-recherche.
org/?p=6746 (Stand: 3.6.36)
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einem Kiessee bei Löcknitz thema-
tisiert. Dieses sei laut Polizeiberich-
ten so professionell eingerichtet ge-
wesen, dass es beispielsweise nicht 
durch eine klassische Metallsonde 
im Erdreich aufzuspüren gewesen 
wäre. Als die Polizei das illegale La-
ger entdeckte, fand sie es allerdings 
leer vor. Sprengstoffspürhunde 
schlugen jedoch weiterhin an, so 
dass klar war, dass die Ermittler*in-
nen nur wenig zu spät gekommen 
waren. Den Behörden fielen jedoch 
auffällige Gemeinsamkeiten mit der 
Bauweise eines Waffenverstecks in 
Bayern auf. Dieses soll, so hielt es 
der Abgeordnete Noetzel anhand 
einer Akte dem Verfassungsschutz-
chef Krense im Ausschuss vor, 2017 
durch Martin Wiese eingerichtet 
worden sein. Sowohl die seit 2003 
verschollenen Waffen als auch das 
‚rechtzeitig‘ geräumte Waffenlager 
aus 2018 gelten als Beleg für die in 
der Szene kursierenden Waffen. Der 
Sachverständige Robert Andreasch 
verwies im Untersuchungsaus-
schuss darauf, dass immer wieder 
illegale Depots bei neonazistischen 
Kreisen entdeckt werden und führte 
beispielhaft einen entsprechenden 
Fund im Sommer 2023 in Oberös-
terreich an.

Als „elitäre und paramilitärische 
rechtsextreme Organisation“ mit 
besten internationalen Kontakten 
bezeichnete die Sachverständi-
ge Martina Renner das „Combat 
18“-Netzwerk. Sie betonte im Unter-
suchungsausschuss, dass „Combat 

18“ (C18) eine zutiefst rassistische 
und antisemitische Ideologie ver-
folge und sich offen zur NSDAP be-
kenne. „Combat 18 Deutschland“ 
habe diverse Publikationen mit Fein-
deslisten herausgegeben. Es sei zu 
gewalttätigen Angriffen unter ande-
rem auf Politiker*innen, Migrant*in-
nen, Juden*Jüdinnen sowie linke 
Zentren aufgerufen worden. Das 
Netzwerk sei bekannt für Vorbe-
reitungshandlungen für Anschläge 
und für eine extreme Gewaltbereit-
schaft, was durch Waffenfunde und 
die Anleitungen zur Herstellung von 
Sprengsätzen deutlich werde. Auch 
sei C18 schon mit Drohschreiben an 
Flüchtlingsunterkünfte, Moscheen 
und Parteizentralen in Erscheinung 
getreten.

Wegen offensichtlicher Verbin-
dungen nach Mecklenburg-Vor-
pommern befasste sich der Unter-
suchungsausschuss ebenfalls mit 
diesem Netzwerk. Im Rahmen des 
bundesweiten Verbots im Janu-
ar 2020 wurde unter anderem die 
Wohnung der Führungsperson 
Gregor Alexander M. in Malchin 
durchsucht. Dieser sei, so die im 
Ausschuss zu dem Thema als Zeu-
gin gehörte Vertreterin der Bun-
desanwaltschaft, maßgeblich für 
die Organisation von C18-Konzer-
ten verantwortlich und mit seinem 
dort angemeldeten Unternehmen 
„One-Eight-Music“ Teil des Ver-
triebsnetzes für Rechtsrock und 
Merchandise gewesen. Produktion 
und Vertrieb von Musik-CDs und 
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Band-Produkten gehörten zum 
Geschäftsmodell von C18 – insbe-
sondere bei Bands, die dem Netz-
werk nahe stehen oder als Teil der 
Struktur betrachtet werden kön-
nen. M. war hier eine zentrale Figur. 
Ähnlich wie der in Greifswald ge-
borene Stanley R. wirkte er jedoch 
die längste Zeit seiner Neonazi-Bio-
grafie außerhalb von Mecklenburg-
Vorpommern.

Das späte Verbot des Netzwerks im 
Januar 2020 machte anscheinend 
nur wenig Eindruck auf die Neonazis. 
Neben zahlreichen dokumentierten 
Aktivitäten, die der Fortführung des 
Netzwerks gedient haben sollen, 
versuchte C18 im Februar 2022 ein 
Konzert im mecklenburgischen Gal-
lentin durchzuführen, was jedoch 
von der Polizei unterbunden wurde. 
Aber auch nach dem Verbot rekru-
tierte das Netzwerk allem Anschein 
nach weitere Mitglieder und nahm 
sie wohl zumindest als „Anwärter“ 
in den exklusiven Kreis auf, wie die 
Vertreterin der Bundesanwaltschaft 
offenlegte. Wegen der mutmaßli-
chen Mitgliedschaft im verbotenen 
C18-Netzwerk und ihrer vermute-
ten Teilnahme bei mehreren Treffen 
sowie an sogenannten Leistungs-
märschen fanden in der Folge am 
6. April 2022 Razzien bei Christian K. 
in Güstrow, Marco B. in Demmin und 
Maik-Benny G. in Pasewalk statt. So-
wohl durch Recherchen von „Exif“ 
als auch durch die Beweisaufnahme 
im Untersuchungsausschuss erga-
ben sich weitere personelle Bezüge 

von „Combat 18“ in den Nordosten.

Insbesondere die umfassende Re-
cherche von „Exif“13 zur „Reunion“ 
von „Combat 18“ aus dem Juli 2018 
scheint Mitarbeitende der Bundes-
behörden tief beeindruckt zu haben. 
Es deutete sich bei Zeug*innenaus-
sagen im Untersuchungsausschuss 
wiederholt an, dass diese Veröf-
fentlichung ein ausschlaggebender 
Faktor für das anderthalb Jahre 
später durchgesetzte Verbot gewe-
sen sein könnte. Denn bis zu diesem 
Zeitpunkt war es den Ermittlungs-
behörden offenbar nicht gelungen, 
eine gefestigte, kriminelle Struktur 
hinter dem Kürzel C18 zu erkennen. 
Bereits kurz nach der Selbstenttar-
nung des NSU hatte sich das BKA 
im Auftrag des Generalbundesan-
walts auf die Suche nach bislang 
unerkannten kriminellen oder terro-
ristischen Vereinigungen gemacht. 
Ein entsprechender Prüfauftrag 
war explizit auf die Identifizierung 
der Struktur hinter „Combat 18“ 
gerichtet. Doch laut einem BKA-in-
ternen Bericht aus dem Jahr 2015 
konnte nicht festgestellt werden, 
dass es sich bei C18 um eine „gefes-
tigte Gruppierung“ handeln würde, 
die durch strafbewährte Handlun-
gen in Erscheinung getreten sei. Es 
hätten nur „Personenzusammen-
schlüsse“ festgestellt werden kön-
nen. Lediglich einzelne Akteure aus 

13	 Exif-Recherche: „Combat 18“ Reuni-
on. Online abrufbar unter: exif-recherche.
org/?p=4399 (Stand: 3.6.26)
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diesen Zusammenschlüssen seien 
durch Waffenkriminalität und Ge-
walt auffällig geworden. Selbst bis 
2017 seien zwar einzelne Personen 
auch durch politische Straftaten in 
Erscheinung getreten, aber Delikte 
mit Bezug zur Gruppe habe es nach 
Auffassung des BKA nicht gegeben.

Durch die Recherche von „Exif“ er-
hielt man offenbar ein neues Bild 
über den Organisierungsgrad des 
Netzwerks. Für die Sachverständi-
ge Martina Renner zeigt sich hierin 
ein Grundproblem in der behörd-
lichen Betrachtung neonazistischer 
Netzwerke insgesamt. Militante, 
waffenaffine Strukturen würden oft 
viel zu spät und teils erst im Zusam-
menhang mit vollendeten Terroran-
schlägen thematisiert. Im Vorfeld 
gebe es häufig eine Zersplitterung 
beziehungsweise Individualisierung 
von Strafverfahren, was dem Netz-
werkcharakter der Gruppierung 
nicht gerecht werde. In der Konse-
quenz gebe es kaum Kenntnisse zur 
internationalen Zusammenarbeit, 
insbesondere zu Waffenbeschaf-
fung, Wehrsport oder Schießübun-
gen. Kriminelle Aktivitäten müssten 
stattdessen als „Vereinigungsdelikt“ 
(zum Beispiel Bildung einer kriminel-
len Vereinigung nach Paragraph 129 
Strafgesetzbuch) betrachtet wer-
den.

Dass die Behörden dessen Netz-
werkstruktur weder nachzeichnen 
noch anerkennen, zieht sich wie 
ein roter Faden durch die gesam-

te Geschichte von „Combat 18“ in 
Deutschland. Bereits die Ausspa-
rung von C18 beim bundesweiten 
Verbot von „Blood & Honour“ (B&H) 
im September 2000 ist nicht nach-
vollziehbar. C18 galt als sogenannter 
bewaffneter Arm der Organisation 
B&H. Auch wurden Straftaten, die 
Mitglieder der C18-Zellen in Pinne-
berg und Dortmund in den 2000er-
Jahren begangen hatten, von den 
zuständigen Staatsanwaltschaften 
in der Folge stets als Individualdelik-
te behandelt, obwohl insbesondere 
die Verstöße gegen Waffengesetze 
als Vereinigungsaktivitäten hätten 
betrachtet werden müssen. Nach 
der Verschonung im Rahmen des 
B&H-Verbots blieb somit auch eine 
strafrechtliche Verfolgung der exis-
tierenden C18-Strukturen lange aus.

Doch auch nach dem bundeswei-
ten vereinsrechtlichen Verbot von 
„Combat 18 Deutschland“ im Januar 
2020 wird die strafrechtliche Ver-
folgung im Zusammenhang mit der 
mutmaßlichen illegalen Fortführung 
von C18 auseinandergerissen. Wäh-
rend das Landgericht Dortmund 
gegen die vier mutmaßlichen Füh-
rungspersonen – Stanley R., Keven 
L., Gregor Alexander M. und Robin 
Schmiemann – bis zur fragwürdi-
gen Einstellung des Verfahrens zu 
Jahresbeginn 2026 – immerhin we-
gen des Verstoßes gegen das Ver-
einigungsverbot nach Paragraph 85 
StGB verhandelte, liegen zahlreiche 
Verfahren gegen weitere Mitglieder 
bei den jeweils zuständigen Staats-
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anwaltschaften auf Eis. So auch die 
Verfahren gegen die drei Neonazis 
aus Mecklenburg-Vorpommern, bei 
denen es im April 2022 zu Durchsu-
chungen gekommen war. Eine straf-
rechtliche Aufarbeitung ihrer Rolle 
bei C18 ist nach der Einstellung des 
Verfahrens in Dortmund ohnehin 
nicht mehr zu erwarten. Eine straf-
rechtliche Gesamtbetrachtung des 
C18-Netzwerks wurde somit aber-
mals vermieden.

Ebenfalls personelle Verbindun-
gen nach Mecklenburg-Vorpom-
mern wies die rechtsterroristische 
Vereinigung „Oldschool Socie-
ty“ (OSS) auf. Diese Gruppierung 
gründete und radikalisierte sich im 
Windschatten rassistischer, gegen 
Geflüchtete gerichteter Mobili-
sierungen Mitte der 2010er-Jahre. 
Zu einem geplanten Anschlag mit-
tels pyrotechnischer Sprengkörper 
auf eine Geflüchtetenunterkunft 
kam es nicht, da die als „Nacht-
wanderung“ getarnte Aktion weni-
ge Tage zuvor durch die Festnah-
me mehrerer Personen am 6. Mai 
2015 gestoppt worden war. Der aus 
Mecklenburg-Vorpommern stam-
mende und seit Januar 2015 wie-
der dort lebende Marcel L. war Teil 
des Führungszirkels der „Oldschool 
Society“. In insgesamt drei Prozes-
sen wurden Mitglieder der OSS zu 
mehrjährigen Freiheitsstrafen ver-
urteilt. Marcel L. erhielt im Oktober 
2019 eine Strafe von zwei Jahren, 
die zur Bewährung ausgesetzt wur-
de. Doch L. tauchte auch nach dem 

Urteil regelmäßig in extrem rechten 
und rockernahen Strukturen in Vor-
pommern auf. Aussagen im Unter-
suchungsausschuss zufolge gebe 
es Überschneidungen zwischen 
Neonazi- und rockernahen Struk-
turen insbesondere im Bereich An-
klam, wie ein LKA-Beamter am Bei-
spiel von Marcel L. deutlich machte. 

Als eigenständige mecklenburg-
vorpommersche Struktur wurde 
auch die extrem rechte Kampfsport-
gruppierung „Baltik Korps“ in die 
Untersuchungen des Ausschusses 
einbezogen. Diese bildete sich als Art 
Untergruppierung der „Nationalen 
Sozialisten Rostock“ (NSR) heraus, 
wobei die Kampfsportaktivitäten 
und die militante Selbstdarstellung 
im Internet zum Hauptaktionsfeld 
der Kameradschaft wurden. Ver-
mutlich haben die auf Social-Media-
Kanälen verbreiteten Drohungen ge-
genüber politischen Gegner*innen 
und Aussagen, wonach man nicht 
auf den „Tag X“ warte, weil man der 
„Tag X“ sei, das Innenministerium des 
Landes dazu bewogen, die Gesamt-
struktur – also die NSR samt ihrem 
militanten Arm „Baltik Korps“ – im 
Juni 2021 zu verbieten.

Der Sachverständige Robert Claus 
bettete die Kameradschaftsstruk-
tur aus dem Raum Rostock als fes-
ten Bestandteil in das bundesweite, 
neonazistische Kampfsportnetz-
werk um den „Kampf der Nibelun-
gen“ ein. „Baltik Korps“ präsentierte 
sich am Rand der Veranstaltungen. 
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Mit David M. stieg dabei mindestens 
ein Mitglied auch als Kämpfer in den 
Ring. Nahezu die gesamte Außen-
darstellung des „Baltik Korps“ war 
auf Militanz, Einschüchterung und 
Bedrohung ausgerichtet. Juristisch 
sei laut Zeugen aus der zuständi-
gen Behörde im Ausschuss nur ein 
Verbot der Gruppierung in Betracht 
gekommen. Es zeichnete sich je-
doch ab, dass dieses nur halbherzig 
durchgesetzt würde. So bekam nur 
ein Bruchteil der bekannten Mitglie-
der die Verbotsverfügung zugestellt 
– andere, darunter führende Prota-
gonisten, wurden dem Vernehmen 
im Ausschuss nach jedoch weder 
kontaktiert, noch mit der Verfügung 
konfrontiert. Auch war den zustän-
digen Beamten nicht bekannt, dass 
der Telegram-Kanal unter einem 
geänderten Namen weiter existiert. 
Nach dem Verbot sei laut Abgeord-
neten im Ausschuss zudem zu be-
obachten, dass führende Mitglieder 
der verbotenen Vereinigung den 
gleichen (Kampfsport-) Aktivitäten 
nun in der Partei „Der Dritte Weg“ 
nachgehen.

Im Zusammenhang mit der Be-
schäftigung mit dem Komplex NSR/
„Baltik Korps“ ergaben sich durch 
Aussagen im Ausschuss auch Be-
züge zur AfD. Über einen Mitarbeiter 
der AfD-Landtagsfraktion berichte-
te ein im Untersuchungsausschuss 
als Zeuge gehörter LKA-Beamter, 
der sei früher Führungsperson bei 
den NSR gewesen. Darüber hinaus 
posierte laut antifaschistischer Re-

cherche etwa von „Exif“ der – ver-
mutlich wegen Fotos, die ihn in der 
Ukraine mit einer Kalaschnikow 
zeigen sollen – in der Presse soge-
nannte Kalaschnikow-Mann, Ivan 
K., in den Sozialen Medien mit Mer-
chandise des „Baltik Korps“. K. saß 
für die AfD in einem Rostocker Orts-
beirat.

Rechtsterror-Gruppen im Gleich-
schritt

Durch die Befassung mit diesen 
Strukturen gewann der Untersu-
chungsausschuss auch komplex-
übergreifende Erkenntnisse zur 
Organisierung (potenziell) rechts-
terroristischer Gruppierungen. Das 
Wissen um rechtsterroristische 
Konzepte wurde innerhalb der ex-
tremen Rechten über Jahrzehnte 
und Generationen weitergetragen 
und verfestigt. Akteure aus diesem 
Milieu beziehen sich in ihren Hand-
lungen und Zielen dabei immer 
wieder auf historische Vorbilder. So 
lassen sich bei jedem der hier ge-
nannten Netzwerke Bezüge zum 
NSU-Komplex finden. Beispielswei-
se demonstrierte Martin Wiese im 
Juni 2013 beim „Thüringentag der 
nationalen Jugend“ in Kahla offen 
seine Solidarität mit dem – inzwi-
schen aus der Haft entlassenen – 
NSU-Unterstützer Ralf Wohlleben, 
indem er bei einer Rede ein T-Shirt 
mit der Aufschrift „Freiheit für Wol-
le“ trug.14 Auch sei es dem Sach-

14	 Exif-Recherche: Rechtsterrorist Martin 
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verständigen Robert Andreasch 
zufolge nie ein weiter Weg von Mar-
tin Wiese zu Personen, die im NSU-
Komplex von Relevanz gewesen 
seien. Eine deutliche Linie lässt sich 
aus den C18/B&H-Strukturen in das 
NSU-Umfeld ziehen – wie mehrfach 
belegt spielte B&H/C18 eine wichtige 
Rolle in den Unterstützungsstruk-
turen für das rechtsterroristische 
Netzwerk.15 Die „Oldschool Society“ 
hatte sich mit ihren mörderischen 
Planungen sogar zum Ziel gesetzt, 
den NSU wie einen „Kindergarten“ 
aussehen zu lassen. Und auch Mit-
glieder der „Nationalen Sozialisten 
Rostock“ beziehungsweise des – 
allerdings erst später gegründeten 
– „Baltik Korps“ bezogen sich 2012 
positiv auf den NSU. Sie verhöhnten 
nach dessen Selbstenttarnung das 
Mordopfer Mehmet Turgut durch 
Graffiti und versuchten am 25. Feb-
ruar 2012 vermummt und mit Eisen-
stangen bewaffnet eine Gedenk-
kundgebung anzugreifen.

Die Analyse, die Robert Andreasch 
als Sachverständiger im Ausschuss 
in der Betrachtung der terroristi-
schen Absichten der „Kamerad-
schaft Süd“ vorstellte, lässt sich 
auch auf die übrigen Komplexe 

Wiese auf „Querdenken“-Demonstration in 
Berlin. Online abrufbar unter: exif-recherche.
org/?p=6746 (Stand: 3.6.26)

15	 Weiss, Michael: Der NSU im Netz von 
Blood & Honour und Combat 18. Online ab-
rufbar unter: www.nsu-watch.info/2015/06/
der-nsu-im-netz-von-blood-honour-und-
combat-18-gesamtversion

übertragen. Rechter Terror werde, 
so Andreasch, in der Regel nicht von 
„bislang unbekannten Untergrund-
kämpfern“ vorangetrieben, sondern 
von Neonazis, die bekannt und nach 
außen politisch aktiv sind. Das traf 
bereits auf die Mitglieder und Unter-
stützer des NSU zu, bestätigte sich 
im Fall von Martin Wiese und lässt 
sich auch bei der „Oldschool So-
ciety“ beobachten. So kandidierte 
Marcel L. im Jahr 2014 zur Kreis-
tagswahl für die NPD in seinem 
sächsischen Wohnort Meerane. Ein 
gewisser öffentlicher Bekanntheits-
grad ist keineswegs ein Ausschluss-
kriterium für die Planung rechter 
Anschläge.

Komplexübergreifend lässt sich 
zudem das Phänomen beobach-
ten, dass Neonazi-Strukturen, die 
vordergründig offen agieren oder 
sogar auf Außenwirkung angelegt 
sind, immer wieder militante und 
nicht selten klandestine Untergrup-
pen hervorbringen, die im rechts-
terroristischen Milieu zu verorten 
sind. Dies ist am B&H-Netzwerk zu 
erkennen, das mit C18 über einen 
militanten Arm verfügt haben soll. 
Innerhalb der „Kameradschaft Süd“ 
bildete sich die „Schutzgruppe“ als 
terroristischer Flügel heraus. Mit der 
Gründung der kameradschaftsin-
ternen Kampfsport-Abteilung „Bal-
tik Korps“ war eine möglicherweise 
vergleichbare Entwicklung auch 
bei den „Nationalen Sozialisten Ros-
tock“ feststellbar.
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Jung, digital vernetzt und extrem  
gewaltbereit – Aktuelle Erschei-
nungsformen rechten Terrors

Der Untersuchungsausschuss rich-
tete zum Ende der Vernehmungen 
und Anhörungen auch einen Blick 
auf aktuelle und künftige Herausfor-
derungen im Bereich des Rechtster-
rorismus. Der Sachverständige Miro 
Dittrich vom „Center für Monitoring, 
Analyse und Strategie“ (CeMAS)
führte anhand aktueller Beispiele 
und empirischer Beobachtungen 
aus, dass die Gefahr rechten Ter-
rors in Mecklenburg-Vorpommern, 
Deutschland und international wei-
ter hoch ist. Zu den „klassischen“ 
Strukturen, wie „Nordkreuz“ oder 
„Baltik Korps“, die sich in bekannten 
Mustern und geprägt durch eine 
jahrelange Sozialisierung auf Ge-
waltanwendungen und den „Tag X“ 
vorbereiten, radikalisiere sich par-
allel eine junge Generation von ter-
roraffinen Neonazis in Online-Foren. 
Deren Mitglieder sind häufig dem 
militanten Akzelerationismus zuzu-
ordnen. Nach einer Definition von 
CeMAS strebe rechtsextremer mi-
litanter Akzelerationismus danach, 
demokratische Gesellschaften zu-
sammenbrechen zu lassen: „Dazu 
sollen in diesen Gesellschaften vor-
handene Widersprüche oder wahr-
genommene Verfallsprozesse be-
schleunigt (lat. accelerare) werden.“ 
Dies könne auch durch „terroristi-
sche Mittel“ erfolgen.16

16	 CeMAS: Militanter Akzelerationismus. 

Erst im Mai 2025 ordnete der Gene-
ralbundesanwalt eine bundesweite 
Razzia gegen Mitglieder der „Letzten 
Verteidigungswelle“ an. Alle Festge-
nommenen, darunter zwei Neona-
zis aus Mecklenburg-Vorpommern, 
sollen zu den Tatzeitpunkten noch 
minderjährig gewesen sein. Ins Rol-
len kamen die Ermittlungen durch 
Recherchen von RTL und Stern. 
Eine Reporterin, die sich in die Sze-
ne eingeschleust hatte, machte die 
Polizei auf Pläne aufmerksam, einen 
Anschlag auf eine Asylbewerberun-
terkunft in Senftenberg (Branden-
burg) durchzuführen. Deshalb kam 
es bereits im Februar 2025 zu einer 
ersten Festnahme. Später wurde 
durch von den Tätern selbst erstell-
te Videoaufnahmen bekannt, dass 
es bereits im Oktober 2024 einen 
Brandanschlag auf ein Kulturhaus 
im brandenburgischen Altdöbern 
durch Angehörige der „Letzten Ver-
teidigungswelle“ gegeben hatte. Die 
Betreiber*innen des Kulturhauses 
wurden nur durch Zufall nicht ver-
letzt oder gar getötet. Auch in der 
Folge konnten weitere (Gewalt-) 
Straftaten der Gruppe zugerech-
net werden. Inzwischen läuft gegen 
acht Neonazis ein Verfahren vor 
dem Staatsschutzsenat am Ober-
landesgericht Hamburg. Die Liste 
der Vorwürfe ist lang: Mitgliedschaft 

Ursprung und Aktivität in Deutschland. On-
line abrufbar unter: cemas.io/publikationen/
militanter-akzelerationismus/CeMAS_Mi-
l i tanter_Akzelerationismus_Ursprung_
und_Aktivit%C3%A4t_in_Deutschland.pdf 
(Stand: 3.6.36)
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in einer terroristischen Vereinigung, 
versuchter Mord, versuchte Brand-
stiftung mit Todesfolge, schwere 
Brandstiftung, Verabredung zu 
einem Verbrechen, Vorbereitung 
einer schweren staatsgefährden-
den Gewalttat, Vorbereitung eines 
Explosionsverbrechens, gefährliche 
Körperverletzung, Raub, Nötigung, 
Sachbeschädigung und das Ver-
wenden verfassungswidriger Kenn-
zeichen. Die zwei Angeklagten aus 
Mecklenburg-Vorpommern sollen 
dabei als Rädelsführer agiert haben. 

Weder hat sich der Untersuchungs-
ausschuss näher mit der Gruppie-
rung befasst, die zum Zeitpunkt 
der Einsetzung noch nicht bekannt 
war, noch sind durch den Prozess 
Erkenntnisse über diese neue Ge-
neration von Rechtsterroristen zu 
erwarten, da dieser aufgrund des 
jungen Alters der Neonazis unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit statt-
findet. Eine Betrachtung dieser 
Strukturen bleibt wegen deren Ak-
tualität und Gefährlichkeit aber drin-
gend notwendig.
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